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1.  Die  wirtschaftliche  Bedeutung  des 
Abzahlungsgeschäftes 

Das  Wort  „Abzahlungsgeschäft"  hat  eine  doppelte  Bedeu- 
tung. Man  bezeichnet  mit  Teilzahlungs-,  Abzahlungs-,  Ab- 
schlagszahlungsgeschäft einerseits  eine  bestimmte  Art  des 
Kaufs,  andererseits  den  Geschäftsbetrieb,  der  sich  gewerbs- 
mäßig dieser  speziellen  Form  des  Güterabsatzes  bedient.  Es 
ist  dies  derselbe  doppelte  Sinn,  der  in  dem  Wort  „Geschäft" 
liegt,  nämlich  sowohl  der  Gewerbebetrieb  als  auch  der  gewöhn- 
liche Kaufabschluß  selbst.  Am  deutlichsten  kommt  diese  Dop- 
pelbedeutung des  Wortes  Abzahlungsgeschäft  bei  Mataja  i) 
zum  Ausdruck,  der  folgende  Definition  aufstellt:  „Abzahlungs- 
geschäfte, Warenabzahlungsgeschäfte,  Teilzahlungs-,  Ratenge- 
schäfte sind  jene  Handelsbetriebe,  bei  welchen  Waren  gegen 
allmähliche  (wöchentliche  oder  monatliche)  Entrichtung  des 
Kaufpreises  —  und  dies  regelmäßig,  nicht  bloß  in  Ausnahme- 
fällen —  abgegeben  werden;  auch  die  einzelnen  Verkaufsakte 
können  als  Abzahlungsgeschäfte  bezeichnet  werden."  2) 

Wenn  im  Verlaufe  dieser  Arbeit  das  Wort  „Abzahlungs- 
geschäft" gebraucht  wird,  so  ist  damit  stets  nur  der  einzelne 
Vertragsabschluß  gemeint.  Auch  den  Gewerbebetrieb,  d.  h.  das 
Kredithaus,  einer  eingehenden  rechtlichen  Würdigung  zu  unter- 
ziehen, würde  über  den  Rahmen  dieser  Arbeit  hinausgehen.  So- 
weit es  erforderlich  ist,  werde  ich  darauf  noch  zurückkommen. 

Das  Abzahlungsgeschäft  findet  seine  gesetzliche  Regelung 
in  der  Hauptsache  in  dem  Reichsgesetz  betr.  die  Abzahlungs- 
geschäfte vom  16.  Mai  1894.3)  Dieses  Gesetz  ist  aber  keine 
abschließende  Kodifikation  des  Rechtes  der  Abzahlungsge- 
schäfte. Es  greift  vielmehr  nur  einzelne  Punkte  heraus,  für  die 
es  Sondervorschriften  geschaffen  hat,  läßt  aber  im  übrigen  die 
Bestimmungen  des  allgemeinen  bürgerlichen,  ja  sogar  des 
öffentlichen  Rechtes  (§§  44  Abs.  3, 56  a  Nr.  4  Gew.-O.  und  §  302  e 
StGB.)  Anwendung  finden.  Das  Abzahlungsgesetz  trägt  ins- 
besondere dem  Umstand  Rechnung,  daß  bei  einem  Teilzahlungs- 
kauf der  Veräußerer  fast  stets  eine  Person  ist,  die  über  ein 

1)  Mataja  im  Handwörterbuch  der  Staatswissenschaften  von 
Conrad  und  Lexis,  Bd.  1,  S.  14. 

^)  Aehnlich  Luckas,  S.  16  und  Scherney,  S.U. 
*)  Im  Folgenden  immer  Abz.  Ges.  abgekürzt. 


gewisses  Vermögen  verfügt,  während  der  Erwerber  meistenteils 
unbemittelt  ist.  Es  will  daher  den  finanziell  schwächeren  Käu- 
fer vor  Ausbeutung  und  Uebervorteilung  schützen.  Mit  seiner 
Tendenz  verfolgt  es  also,  wie  schon  die  Motive  zeigen,  ein 
sozialpolitisches  Ziel.  Dieses  empfand  schon  Lazarus. i)  wenn 
er  darauf  hinweist,  es  habe  mit  anderen  Gesetzen  der  gleichen 
Richtung  das  Bestreben,  durch  Beschränkung  der  formellen 
Freiheit  und  Gleichheit  der  wahren  Freiheit  und  Gleichheit 
näher  zu  kommen;  der  Gesetzgeber  wisse,  daß  die  Freiheit  für 
den  soviel  Schwächeren  nur  bedeute,  sich  durch  den  Stärkeren 
in  Fesseln  schlagen  zu  lassen.  Dieser  Charakter  des  Abzah- 
lungsgesetzes bringt  es  auch  mit  sich,  daß  seine  Auslegung 
nicht  mit  der  gleichen  Strenge  zu  erfolgen  hat,  wie  man  sie 
bei  den  späteren  Reichsgesetzen,  insbesondere  dem  BGB.  und 
dem  HGB.  handhaben  muß.  Ein  Ausfluß  dessen  ist  schon  die 
Bestimmung  des  §  6  Abz.-Ges.,  dessen  tieferer  Sinn  es  ist,  daß 
der  Geist  des  Gesetzes  dem  geschriebenen  Wort  voranzugehen 
habe.  Gerade  aber  bei  solch  einem  Gesetz  ist  eine  Würdigung 
der  rechtlichen  Struktur  ohne  Kenntnis  der  wirtschaftlichen 
Zusammenhänge  nicht  möglich. 

Das  Abzahlungsgeschäft  hat  gerade  in  den  der  Kriegs- 
und Inflationszeit  folgenden  Jahren  einen  ungeheuren  Auf- 
schwung erlebt,  und  man  kann  wohl  mit  Recht  sagen,  daß  seine 
Bedeutung  eine  immer  größere  wird.  Vor  dem  Weltkriege 
war  das  Gebiet  des  Abzahlungshandels  ein  verhältnismäßig  eng 
umgrenztes.  Eine  größere  Ausdehnung  hatte  der  Ratenkauf 
nur  auf  dem  Gebiete  des  Nähmaschinenhandels  —  von  wo  aus 
er,  nach  dem  Vorbild  der  amerikanischen  Firma  Singer-Manu- 
factury  seinen  Ausgang  genommen  hatte  —  der  Pianofortefabri- 
kation und  des  Möbelhandels.  Hierbei  soll  nicht  unerwähnt 
bleiben,  daß  die  beiden  erstgenannten  Industriezweige  schon 
in  der  damaligen  Zeit  ihre  hohe  wirtschaftliche  Bedeutung  zu 
einem  großen  Teil  dem  Abzahlungssystem  verdankten.  2) 
Andere  Gewerbetreibende,  die  meistenteils  gegen  bar  verkauf- 
ten, ihre  Waren  aber  auch  in  ausgedehntem  Umfange  auf  Ab- 
zahlung absetzten,  waren  verhältnismäßig  selten;  vielmehr 
waren  auf  allen  anderen  Gebieten  die  Kredithäuser  nahezu 
allein  herrschend.  3)  Ebenso  war  der  Kreis  der  Bevölkerung, 
der  vor  dem  Kriege  auf  Abzahlung  kaufte,  bedeutend  kleiner. 
Er  setzte  sich  fast  ausschließlich  aus  den  ärmeren  Bevölke- 
rungsschichten zusammen,  während  der  beamtete  und  gewerb- 
liche Mittelstand  sich  ängstlich  von  dem  Ratenkauf  entfernt 
hielt.    Denn  abgesehen  davon,  daß  letzerer  wegen  seiner  dama- 


1)  A.  a.  O.    S.26. 

2)  Motive  cit.  bei  Hausmann,  S.  34. 

3)  Vgl.  Berlack,  S.  34. 


ligen  gesicherten  Vermögensverhältnisse  in  den  meisten  Fällen 
es  nicht  nötig  hatte,  auf  Abzahlung  zu  kaufen,  war  der  Abschluß 
eines  Teilzahlungsgeschäftes  Jahrzehnte  hindurch  eine  Tatsache, 
die  man  gern  den  Bekannten  gegenüber  verschwieg.  Galt 
sie  doch  vielfach  als  ein  Bekenntnis  des  Käufers  zu  seiner  Armut, 
dessen  er  sich  schämen  zu  müssen  glaubte.  Gerade  aber  der 
Personenkreis,  der  auf  Abzahlung  kauft,  hat  in  den  letzten 
Jahren  durch  die  wirtschaftliche  Depression,  die  nicht  nur  in 
Deutschland  allein  herrscht,  sich  ungeheuer  erweitert  und  damit 
den  Anlaß  zu  dem  Aufschwung  des  Abzahlungshandels  gegeben. 
Es  wäre  unzutreffend,  wollte  man  sich  auf  den  Standpunkt 
stellen,  daß  die  Minderbemittelten  heute  lediglich  von  der 
Arbeiterschaft  und  den  untersten  Klassen  des  Beamtenstandes 
und  der  Angestellten  gestellt  werden.  Die  wirtschaftlichen  Ver- 
hältnisse sowie  die  allgemeine  Verarmung  der  Bevölkerung  in 
den  letzten  Jahren  haben  es  mit  sich  gebracht,  daß  heute  zu 
der  Kategorie  der  Minderbemittelten  auch  der  größte  Teil  des 
Mittelstandes  gehört,  i)  Für  diese  ist  es  aber  nicht  möglich, 
den  Kaufpreis  sofort  nach  Vertragsabschluß  zu  zahlen,  sondern 
sie  können  die  Gegenstände,  die  sie  benötigen,  nur  dann  erwer- 
ben, wenn  ihnen  der  Verkäufer  gestattet,  das  Entgelt  für  die 
gekauften  Waren  in  kleineren  Raten  abzudecken.  Die  Folge 
dieser  Entwicklung  ist  nicht  lediglich,  daß  sich  die  Zahl  der 
abgeschlossenen  Teilzahlungsgeschäfte  vermehrt  hat,  sondern 
es  hat  sich  auch  dadurch  der  Kreis  der  Gewerbebetriebe,  die 
auf  Raten  verkaufen,  bedeutend  erweitert.  Der  Käufer  ist  nicht 
mehr  auf  die  oben  erwähnten  Gewerbebetriebe  angewiesen, 
wenn  er  seinen  Bedarf  auf  Abzahlung  eindecken  will.  Er 
kann  heute,  —  falls  er  dem  Verkäufer  entweder  dinglich  oder 
persönlich  die  nötige  Sicherheit  für  den  einzuräumenden  Kredit 
bietet,  —  beinahe  in  jedem  Geschäft  mit  Ausnahme  der  Lebens- 
mittel- und  Drogenhandlungen  sowie  der  Warenhäuser  auf 
Teilzahlung  kaufen.  Der  beste  Beweis  hierfür  dürfte  wohl 
darin  liegen,  daß  die  eigentlichen  Träger  des  Ratenkaufes  der 
Vorkriegszeit,  die  „Kredithäuser",  der  vermehrten  Nachfrage 
entsprechend,  einen  großen  Zuwachs  verzeichnen  müßten.  Die- 
ses ist  aber  nicht  der  Fall;  eher  könnte  man  davon  sprechen, 
daß  sie  an  Bedeutung  für  das  Wirtschaftsleben  eingebüßt 
haben.  So  erstreckt  sich  heute  der  Teilzahlungskauf  auch  auf 
Gebiete,  die  ihm  früher  fremd  waren.  Gedacht  sei  hierbei 
nur  an  den  Automobilhandel.  Typisch  für  diese  Entwicklung 
sind  die  amerikanischen  Verhältnisse.  Die  dortige  Automobil- 
industrie —  zur  Zeit  wohl  der  größte  amerikanische  Industrie- 
zweig —  hat  sich  erst  verhältnismäßig  spät  dazu  entschlossen, 
auf  Abzahlung  zu  verkaufen;  sie  ist  erst  während  des  Welt- 


1)  Ders.  Ans.  Rautmann  S.  8/9;    Schemey  S.  61;  Britt  S.2, 


krieges  in  größerem  Umfange  zu  dieser  Verkaufsart  überge- 
gangen, tut  dieses  jetzt  aber  allgemein,^)  und  schon  allein  die 
Tatsache,  daß  sie  ihre  ungeheure  Ausbreitung  zum  größten 
Teile  dem  Abzahlungsgeschäft  verdankt,  zeugt  für  die  Richtig- 
keit ihrer  Handlungsweise.  Recht  eingehendes  und  aufschluß- 
reiches statistisches  Material  über  die  ausstehende  Abzahlungs- 
verschuldung in  den  Vereinigten  Staaten  findet  sich  bei 
Schmidt.  2)  So  beziffert  er  den  Anteil  der  Automobile  mit  dem 
größten  Prozentsatz,  und  zwar  mit  1500  Millionen  Dollar;  dem 
Werte  nach  gerechnet,  würden  75  Prozent  aller  Automobile 
auf  Ratenzahlung  verkauft,  und  bei  den  Möbelverkäufen  betrage 
der  Prozentsatz  sogar  85—90.  Hieraus  ergibt  sich  der  gewal- 
tige Umfang  des  Abzahlungsgeschäftes  und  seine  ungeheure 
Bedeutung  für  das  Wirtschaftsleben. 

Eine  Würdigung  der  wirtschaftlichen  Bedeutung  des  Ab- 
zahlungsgeschäftes würde  aber  unvollständig  sein,  wollte  man 
es  unterlassen,  auch  auf  seine  Vor-  und  Nachteile  einzugehen. 
Gerade  aber  in  diesem  Punkte  findet  man  die  widersprechend- 
sten Auffassungen  und  Behauptungen.  So  sagt  einerseits  z.  B. 
Hardoin,  ^)  das  Abzahlungsgeschäft  beruhe  geradezu  auf  einem 
„principe  moral",  während  es  auf  der  anderen  Seite  aufs 
schärfste  bekämpft  wird,  weil  es  eine  Ausbeutung  der  sozial 
Schwachen  darstelle.  ^)  Ueber  diese  entgegengesetzten  Urteile 
äußert  sich  treffend  Blachmann:^)  „Zwischen  diesen  extremen 
Fällen  .  .  .  liegt  das  ganze  brodelnde  Meer  von  Debatten  über 
das  Abzahlungsgeschäft.  Hunderte  von  Aufsätzen  sind  ge- 
schrieben worden,  und  die  Debatte  geht  zur  Zeit  fröhlich 
weiter.  Ist  das  Abzahlungsgeschäft  gut  für  den  Konsumenten 
und  das  Geschäft?  Ja  und  nein.  Umstände  aller  Art  müssen 
die  Antwort  diktieren,  die  abhängig  ist  von  der  Art  der  ange- 
botenen Ware,  dem  Typus  und  den  Verhältnissen  der  Personen, 
die  sie  kaufen  und  den  Bedingungen,  unter  denen  sie  verkauft 
werden."  Man  wird  sich  also  im  einzelnen  mit  allen  den- 
jenigen Eigenheiten  des  Abzahlungsgeschäftes  auseinander- 
setzen müssen,  deretwegen  es  von  den  einen  gelobt,  von  den 
anderen  verworfen  wird,  wenn  man  zu  einem  abschließenden 
Urteil  kommen  will. 

Als  ein  Vorzug  des  Abzahlungsgeschäftes  ist  es  zunächst 
einmal  zu  werten,  daß  es  dazu  beiträgt,  die  sozialen  Gegensätze 


1)  Seligmann,  Bd.  I,  S.  22  ff.  zit.  bei  Rühl,  S.  18. 

2)  A.  a.  O.  S.  25  ff. 

3)  A.  a.  O.  S.  111. 

4)  Jnsbes.   Hein,   S.  13,   64,   70,   dessen   Angriff  sich   in   der 
Hauptsache  gegen  die  Kredithäuser  richtet. 

5)  Blachmann    Company:    Selling  thou   the   instalment   plan, 
New  York  1926,  zit.  bei  Schmidt,  S.  100. 


zu  mildern,  indem  es  den  Nichtbesitzenden  zum  Besitzenden 
macht  und  auf  diesem  Wege  dem  Unbemittelten  den  Aufstieg 
in  eine  höhere  gesellschaftliche  Stufe  erleichtert.^)  Insbesondere 
sei  bei  dieser  Gelegenheit  noch  darauf  hingewiesen,  daß  durch 
Kriegs-  und  Inflationszeit  und  die  dadurch  bedingte  folgende 
wirtschaftliche  Depression  die  weitesten  Kreise  der  Bevölkerung 
mit  Einschluß  des  Mittelstandes  verarmt  sind,  und  daß  alle 
diese  Bevölkerungsschichten  jetzt  gezwungen  sind,  ihren  Bedarf 
auf  Abzahlung  zu  entnehmen  .2)  Eine  wesentliche  Beschrän- 
kung des  AbZahlungsverkehrs  würde  —  wie  schon  die  Motive 
sagen^)  —  für  sie  zur  Folge  haben,  daß  sie  auf  eine  Besserung 
ihrer  Lage  verzichten,  oder  —  falls  die  Anschaffungen  unum- 
gänglich notwendig  sind  —  die  zu  diesem  Zweck  erforderlichen 
Barmittel  sich  anderweit  und  vielfach  teurer  beschaffen  müssen. 
Mit  dieser  sozialen  Angleichung  hängt  es  zusammen,  daß  der 
Kauf  auf  Raten  dem  Unbemittelten  hilft,  sich  seine  Selbständig- 
keit zu  erhalten  bzw.  sich  überhaupt  erst  eine  Existenz  zu 
schaffen.     Wir  wollen  hier  einmal  ganz  von  dem  Fall  der  — 

von  Hein  mit  Ironie  behandelten  —  Nähterin  absehen,  die  sich 
ihre  Nähmaschine  auf  Abzahlung  kauft,  oder  der  Klavierlehrerin, 
die  ihr  Klavier  in  Raten  erwirbt.  Ganz  besondere  Bedeutung 
hat  nämlich  das  Teilzahlungsgeschäft  für  das  Kleingewerbe.  In 
den  letzten  Jahrzehnten  ging  die  Entwicklung  der  Produktion 
dahin,  die  Handarbeit  soweit  wie  möglich  durch  Maschinen- 
arbeit zu  ersetzen;  denn  die  Maschinen  arbeiten  gewöhnlich 
schneller  und  billiger.  Der  Handwerker  mußte  also  dazu 
übergehen,  auch  für  seinen  kleinen  Betrieb  sich  Maschinen  anzu- 
schaffen, wollte  er  gegenüber  den  großen  Unternehmungen 
seiner  Art  konkurrenzfähig  bleiben.  Man  denke  nur  an  die 
Schlosser,  Installateure,  Tischler,  Schuhmacher  u.  a.  m.  Sie 
alle  sind  gezwungen,  sich  Maschinen  zuzulegen,  wenn  sie  ihre 
wirtschaftliche  Selbständigkeit  behaupten,  oder  sich  überhaupt 
eine  neue  Existenz  gründen  wollen.  Bei  der  heutigen  Ver- 
armung haben  jedoch  die  wenigsten  von  ihnen  die  Mittel,  um 
diese  Maschinen  gegen  Barzahlung  zu  erwerben.  Da  sie  aber 
auch  größtenteils  dem  Verkäufer  eine  Sicherheit  persönlicher 
—  wie  z.  B.  einwandfreie  Bürgschaft  —  oder  dinglicher  Art  — 
wie  etwa  eine  Sicherungsübereignung  —  nicht  bieten  können, 
bleibt  ihnen  nur  die  Möglichkeit,  diese  Gegenstände  auf  Abzah- 
lung unter  Eigentumsvorbehalt  zu  kaufen. 

Hinzu  kommt,  daß  das  Abzahlungsgeschäft  es  den  Minder- 
bemittelten —  zu  denen,  wie  schon  oben  gesagt,  die  breitesten 
Volksschichten  gehören  —  ermöglicht,  sich  eine  Wohnungsein- 


1)  Würsching,  S.  25;   Scherney,  S.  18;   Luckas,  S.  6. 

2)  Vgl.  Britt,  S.2,  Rautmann,  S.  8/9. 

3)  Zit.  bei  Hausmann,  S.  35. 
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richtung  anzuschaffen,  oder  eine  schon  vorhandene  zu  ver- 
bessern. Nach  alledem  dürfte  es  klar  erscheinen,  daß  beide 
Tatsachen  als  große  Vorzüge  des  Abzahlungsgeschäftes  ange- 
sprochen werden  können.  Gerade  das  eigene  Heim  ist  —  wor- 
auf Frank  1)  mit  Recht  hinweist  —  einer  der  Hauptfaktoren  für 
die  „so  dringend  notwendige  sittliche,  moralische  und  gesund- 
heitliche Wiederertüchtigung  unseres  Volkes,  wie  überhaupt  für 
jede  kulturelle  Lebensführung."  Und  daß  die  Verbesserung  der 
Wohnungseinrichtung  eine  Förderung  des  häuslichen  Lebens 
der  großen  Masse  des  Volkes  und  damit  die  wirksamste  Abwehr 
gegen  Alkohol  und  Prostitution  bedeutet,  bedarf  wohl  keiner 
weiteren  Erörterung. 

Einer  der  umstrittensten  Punkte  ist  es  wohl,  ob  das  Abzah- 
lungsgeschäft dazu  beiträgt,  eine  Steigerung  der  Mehrproduktion 
und  damit  eine  Preissenkung  herbeizuführen.  Die  Gegner  die- 
ser Deduktion 2)  führen  an,  ein  auf  Teilzahlung  abgeschlossener 
Kaufvertrag  erhöhe  bei  gleichem  Einkommen  den  Verbrauch 
nicht  auf  die  Dauer,  sondern  verschiebe  ihn  nur  zeitlich.  Die 
Fälligkeit  der  einzelnen  Raten  bedinge  nämlich,  daß  der  Käu- 
fer sich  infolgedessen  dann  in  seiner  Lebenshaltung  einschrän- 
ken müsse.  Die  notwendige  Folge  davon  sei,  daß  später  — 
sobald  nämlich  die  Kredite  fällig  würden  —  eine  Stockung 
im  Verbrauch  eintrete  und  damit  ein  Rückgang  des  Umsatzes 
und  der  Produktion.  Dieser  Ansicht  kann  nicht  zugestimmt 
werden.  Selbst  wenn  man  annimmt,  daß  der  Käufer  die  Sachen^ 
die  er  jetzt  auf  Abzahlung  entnimmt,  auf  jeden  Fall,  wenn  auch 
später,  kauft  —  eine  Tatsache,  die  wie  noch  erörtert  werden 
wird,  in  den  weitaus  meisten  Fällen  nicht  zutrifft,  —  so  bedeutet 
auch  dann  das  Abzahlungsgeschäft  nicht  lediglich  eine  zeitliche 
Verschiebung  des  Verbrauchs.  Zwar  ändert  sich  zunächst  an 
der  Gesamtsumme  der  vorhandenen  Kaufkraft  nichts.  Ein 
Kauf  aber,  —  selbst  wenn  die  Sache  nicht  sogleich  bezahlt 
wird,  —  führt  doch  eine  vermehrte  Nachfrage  herbei  und  belebt 
dadurch  die  Produktion.  Die  Folge  davon  ist,  daß  die  Arbeiter 
die  Erwerbslosenfürsorge  entlasten,  von  der  Straße  fortkommen, 
ihren  Erwerb  finden  und  Lohn  bekommen,  wodurch  auch  bei 
dieser  Volksschicht  die  Kaufkraft  gehoben  wird^  )  Somit  trägt 
das  Abzahlungsgeschäft  mit  dazu  bei,  die  gerade  in  der  heu- 
tigen Zeit  so  drückenden  Sorgen  des  Staates  um  die  Arbeits- 
beschaffung wenigstens  etwas  zu  lindern. 


Aber  in  den  häufigsten  Fällen  hätte  sich  der  Käufer  die 
Sachen  niemals  angeschafft,  sollte  er  das  Entgelt  für  die 
Waren  später  auf  einmal  bezahlen.  Es  bedeutet  gerade  für  den 
Ersteher  einen  nicht  zu  unterschätzenden  Vorteil,  daß  er  den 
Kaufpreis  nicht  auf  einmal,  sondern  allmählich  entrichten  darf, 
selbst  wenn  ihm  dadurch  der  Zwischenzins  verloren  geht.  ^) 
Da  —  wie  bereits  erwähnt  —  in  den  seltensten  Fällen  der  Käu- 
fer dem  Verkäufer  für  den  Kredit  eine  andere  Sicherheit  bieten 
kann,  bleibt  ihm  nichts  weiter  übrig,  als  von  seinen  Einkünften 
solange  einen  gewissen  Teil  zurückzulegen,  bis  er  sich  von 
dem  Ersparten  die  Gegenstände  durch  einen  Barkauf  erwerben 
kann.  Aber  dieses  Aufsparen  ist  bestimmt  nicht  leicht,  zumal 
dann,  wenn  dazu  längere  Zeit,  —  oft  sogar  Jahre  —  notwendig 
sind.  Ganz  besonders  wird  es  für  alle  die  Käufer  schwer  sein, 
bei  denen  die  vorhandenen  Geldmittel  gerade  so  ausreichen, 
um  die  lebensnotwendigsten  Dinge  —  wie  insbesondere  Lebens- 
mittel —  davon  sich  anzuschaffen.  Treffend  sagt  hierüber 
Cohen^'):  „Zum  Sparen  gehört  eine  große  Selbstbeherrschung 
und  moralische  Kraft;  letzere  muß  sich  darauf  erstrecken,  daß 
die  Einnahmeposten  nicht  nur  für  den  Augenblick,  sondern  auf 
so  lange  der  Konsumtion  entzogen  werden,  bis  der  richtige 
Zeitpunkt  ihrer  Verwendung  gekommen  ist.  Sehr  häufig  wird 
trotz  der  besten  Vorsätze  das  Sparen  unterlassen,  und  noch 
häufiger   wird  das   Ersparte   zu   früh   angegriffen." 

Grundlegend  ändert  sich  aber  die  Sachlage  beim  Abzah- 
lungsgeschäft. Zwar  darf  auch  bei  diesem  nicht  übersehen 
werden,  daß  es  auch  hier  für  den  Käufer  mit  Schwierigkeiten 
verbunden  ist,  die  einzelnen  Raten  an  den  Verkäufer  abzu- 
führen. Jedoch  bedarf  es  dazu  bei  weitem  nicht  einer  solchen 
Selbstüberwindung  wie  zum  langsamen  Zusammensparen  einer 
größeren  Summe.  ^)  Es  kommt  noch  hinzu,  daß  der  Verkäufer 
bei  nicht  pünktlicher  Einhaltung  der  Raten  die  auf  Abzahlung 
gekauften  Sachen  dem  Käufer,  der  sich  schon  an  ihren  Besitz 
gewöhnt  hat,  wieder  entziehen  kann.  Gerade  diese  Befürch- 
tung wirkt  sich  als  ein  wohltätiger  Sparzwang  aus*)  und  bringt 
es  auch  neben  den  bereits  angeführten  Vorzügen  mit  sich, 
daß  der  Minderbemittelte  nicht  jeden  Verdienst  sofort  in 
Lebensmittel  umsetzt,  sondern  sich  Gegenstände  von  bleibendem 
Werte  anschafft  und  damit  wieder  die  Kapitalbildung  bei  der 
kapitalarmen  Bevölkerung  ermöglicht.  ^)     Wertvoll  ist  die  Ein- 


1)  Paul  Frank:  „Reform  des  Abzahlungswesens  auf  gemein- 
nütziger Grundlage."     Soz.  Prax.   1921,  S.567. 

2)  Vgl.  Witte  in  „Der  Wirtschaftsdienst",  1927,  S.948;  'Leib- 
rock in  „Der  Arbeitgeber",  1927,  S.  72  ff.,  330  ff. 

3)  So  auch  Würsching,   S.21. 


1)  Ders.  Ansicht  Lazarus,  S.S. 

2)  Vgl.  Cohen,  S.41. 

3)  Vgl.  Cohen,  S.42. 

*)  So  auch  Motive  zit.  b.  Hausmann,  S.  35,  Scherney,  S.  16. 
5)   Derselben    Ansicht:    Würsching,   S.  20;    Gessner,  S.  198; 
Hausmann:  Veräußerung,  S.  184. 
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nchtung  des  Teilzahlungsgeschäftes  auch  für  die  Landwirt- 
schaft. Nur  diese  Geschäftsart  ermöglicht  es  ihr  in  den  heu- 
tigen Zeiten,  Maschinen  zu  erwerben  und  dadurch  ihren  Betrieb 
wirtschaftlicher  zu  gestalten. 

Aber  nicht  nur  für  den  Konsumenten  hat  das  Abzahlungs- 
geschäft ungeheure  Vorteile,  auch  der  Produzent  ist  auf  den 
Ratenkauf  angewiesen.  Der  Ueberproduktion  der  Nachkriegs- 
zeit steht  im  Inlande  die  Verarmung  der  Bevölkerung  und  damit 
Ihre  verminderte  Kaufkraft,  auf  dem  Auslandsmarkte  die  bei 
weitem  erschwerten  Ausfuhrbedingungen  gegenüber.  Der 
Produzent  mußte  sich  also  nach  einer  neuen  Absatzmöglich- 
keit umsehen,  und  diese  erwuchs  ihm  in  dem  Abzahlungs- 
geschäft. Seine  Betriebe  vertrugen  es  nicht,  auf  eine  Kapital- 
ansammlung durch  Sparen  der  Käufer  zu  erwarten,  ebenso 
wenig  wie  der  Käufer  ohne  Gefährdung  seiner  gesamten  Le- 
bensstellung auf  die  Anschaffung  der  notwendigsten  Dinge 
verzichten  konnte. i) 

Erwähnt  sei  noch  schließlich,  daß  es  auch  für  solche  Käu- 
fer, die  an  sich  in  der  Lage  sind,  bar  zu  zahlen,  von  großem 
Werte  sein  kann,  ein  Teilzahlungsgeschäft  abzuschließen.  Wird 
Ihnen  doch  dadurch  häufig  die  Möglichkeit  geboten,  ein  für  alle 
Umstände  genügendes   Betriebskapital   zu   behalten 

Diesen  so   bedeutenden   Vorteilen   stehen  auf  der  andern 
Seite  nicht  zu  unterschätzende  Nachteile  gegenüber     Vorweg 
sei  genommen,  daß  ein  großer  Teil  der  Klagen,  die  über  das 
Abzahlungsgeschäft  —  insbesondere  vor  dem  Kriege  —  geführt 
wurden,  sich   weniger  gegen   den  einzelnen  Vertragsabschluß 
als  gegen  seinen  damaligen  typischen  Vertreter,  das  Kredit- 
haus,  wandten.     Der  erbittertste  Gegner  entstand  diesem   in 
dem   Danziger  Amtsgerichtsrat   Hein,   der  es   folgendermaßen 
kritisiert:^)   „In  diesem  ewigen  Ringen  ist  den  Kredithäusern 
der  Mut  gewachsen;  mit  Scharfsinn,  Gewandtheit  und  Zähig- 
keit verfolgen  sie  ihre  Interessen.     Nur  ein  wertvolles  Gut  ist 
ihnen  dabei  verloren  gegangen:     Die  Fähigkeit  fremde  Inter- 
essen  objektiv   zu   beurteilen.     Sie   wollen   fremde   Interessen 
weder  sehen  noch  berücksichtigen,  sie  kennen  nur  ein  Ziel  und 
eine  Art:  schrankenlosen  wirtschaftlichen  Egoismus."    Auf  der 
andern  Seite  werden  solche  Unternehmungen  auf  das  wärmste 
befürwortet   von    Lichtenthai, 3)     von   Heymann^)     und    nach 
dem  Kriege  von  Berlack-Felix,5 )  die  ihr  Buch  im  Einvernehmen 
mit  dem  Reichsverband  des  kreditgebenden  Einzelhandels  her- 
ausgegeben haben. 

1)  Aehnlich  Britt,  5.3. 

2)  A.  a.  O.  S.22. 

3)  Das  Kredithaus. 

*)  A.  a.  O.  S.  9  u.  13. 

5)  Das  Teilzahlungsgeschäft. 
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Es  kann  dahingestellt  bleiben,  ob  das  scharfe  Urteil  Heins 
nicht  verfehlt  ist,  und  ob  es  wirklich  nur  die  Kredithäuser 
waren,  auf  die  alle  damals  erhobenen  Klagen  zutrafen;  i) 
heute  jedenfalls  würde  eine  gesonderte  Beurteilung  dieser  Ge- 
werbebetriebe nicht  am  Platze  sein.  Dieses  hängt  mit  ihrer 
veränderten  Stellung  im  Abzahlungshandel  zusammen.  Wie 
schon  erwähnt,  befassen  sich  heute  fast  sämtliche  Geschäfts- 
betriebe mit  dem  Ratenkauf.  Dadurch  hat  das  Kredithaus 
seine  herrschende  Stellung,  die  es  vor  dem  Kriege  zweifellos 
innehatte,  verloren  und  ist  nichts  weiter  geworden  als  ein 
Glied  in  der  Kette  von  Unternehmungen,  die  alle  —  in  mehr 
oder  minder  großem  Umfange  —  auf  Abzahlung  verkaufen. 
Diese  veränderte  Situation  hat  aber  zur  Folge,  daß  das  Kredit- 
haus heute  seinen  Kunden  nicht  mehr  strengere  Bedingungen 
auferlegen  kann  als  jene  oben  genannten  Betriebe,  und  daß 
es  ihnen  auch  nicht  mehr  schlechtere  Ware  liefern  kann,  wenn 
es  konkurrenzfähig  bleiben  will.  Denn  es  hat  gerade  das 
größte  Interesse  daran,  daß  der  Käufer  wiederkommt,  und 
daß  er  sich  in  Höhe  seines  gesamten  Bedarfs  bei  ihm  ein- 
deckt. -)  So  kann  man  sich  heute  mit  Recht  auf  den 
Standpunkt  stellen,  daß  dem  Kredithaus  eine  besondere  Be- 
handlung nicht  zukommen  darf,  daß  es  sämtlicher  Vorteile, 
die  das  Abzahlungsgeschäft  so  begrüßenswert  erscheinen 
lassen,  mit  teilhaftig  wird,  daß  aber  auf  ein  solches  Unter- 
nehmen alle  Nachteile,  die  der  Ratenkauf  mit  sich  bringt,  eben- 
falls zutreffen. 

Der  auffallendste  Mangel  des  Abzahlungsgeschäftes  ist  es, 
daß  es  dem  Käufer  zu  überflüssigen  Anschaffungen  verleitet.  ^) 
Die  im  Verhältnis  zu  dem  gesamten  Kaufpreis  meistenteils 
geringe  Anzahlung  und  die  nicht  übermäßig  hohen  Raten  lassen 
den  Erwerber  darüber  hinwegsehen,  daß  er  die  Sachen  eigent- 
lich gar  nicht  so  notwendig  gebraucht.  Er  gibt  oft  nur  einer 
augenblicklichen  Regung  nach  und  läßt  dabei  außer  acht,  daß 
er  für  lange  Zeit  einen  Teil  seines  knappen  Einkommens  für 
die  Anschaffung  von  Sachen  abgeben  muß,  die  für  ihn  über- 
flüssig sind,  oder  deren  Wert  zum  mindesten  für  ihn  im  Ver- 
hältnis zu  den  Entbehrungen,  die  er  sich  deshalb  auferlegen 
muß,  in  keinem  Verhältnis  steht.  Diese  leichtsinnig  abge- 
schlossenen Ratenkäufe  bergen  aber  noch  eine  weitere  Gefahr 
in  sich.  Merkt  der  Schuldner  später,  daß  der  Erwerb  der 
Sachen  nicht  notwendig  war,  oder  daß  er  seiner  Zahlungs- 
fähigkeit zuviel   zugemutet  hatte,  und  daß  er  jetzt  auf  die 


1)  A.  Cohen  in  Schmollers  Jahrbch  1891,  S.909;  Hein,  S.38. 

2)  Berlack,  S.58;  Heymann,  S.  12. 

3)  So  auch  Mot.  zit.  b.  Hausmann,  S.  35.     Heck  in  seinem 
Gutachten  zum  Juristentag   1892;    Hein,  S.34. 
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notwendigsten  Anschaffungen  verzichten  muß,  nur  um  die  ein- 
zelnen Raten  aufzubringen,  dann  ist  die  Versuchung  für  ihn 
groß,  die  Gegenstände  zu  verkaufen  oder  zu  versetzen.  So- 
lange sie  aber  nicht  endgültig  bezahlt  sind  und  damit  das 
Eigentum  auf  den  Käufer  übergegangen  ist,  stellt  sich  eine 
solche  Handlungsweise  —  wenigstens  in  der  Regel  —  als  eine 
Unterschlagung  im  Sinne  des  §  246  StGB,   dar.i) 

Als  ein  weiterer  Nachteil  des  Abzahlungsgeschäftes  wird 
stets  genannt,  daß  —  am  Barzahlungskauf  gemessen  —  Preis 
und  Qualität  zu   wünschen   übrig  lassen,  daß  also  entweder 
die  gekaufte  Ware  überzahlt  sei,  oder  daß  man  fiir  den  Preis 
eine  bessere  Qualität  verlangen  könne.       Gerade  über  diesen 
Punkt  sind  die  Klagen  allgemein,  2)  und  man  kann  sich  dar- 
über auch  nicht  durch  die  Verteidigungsschriften  von  Lichten- 
thal   und  Berlack-Felix  3)   hinwegtäuschen  lassen.     Man  wird 
zugeben   müssen,   daß   der  Abzahlungshandel   verteuernd   auf 
die   Gestaltung   der  Preise   einwirkt.     Er  hat  besondere  Un- 
kosten,  die  er  in   die  Preise  mit  einrechnen   muß,  wenn  er 
überhaupt  bestehen  will.    Treffend  kennzeichnet  in  aller  Kürze 
Würsching4)      die    dem    Abzahlungsgeschäft   eigentümlichen 
Unkosten,  indem  er  sie  auf  drei  verschiedene  Ursachen  zurück- 
führt; diese  seien  das  erhöhte  Risiko  des  Abzahlungsgeschäftes, 
die  speziellen  Handlungsunkosten  und  die  verringerte  Gewinn- 
möglichkeit  bedingt   durch    die   längere   Festlegung   des   Ge- 
schäftskapitals.   Daß  gerade  das  zuerst  genannte  Risiko,  häufig 
recht  hoch   sein  wird,  leuchtet  ohne  weiteres  ein.ß)       Grei- 
fen  doch   fast  ausschließlich   die  Minderbemittelten  zum  Ab- 
zahlungsgeschäft, und  gerade  bei  diesen  Volksschichten  wer- 
den die  Unkosten  durch  Ausfall,  Verschleppung  und  ähnliche 
Risiken  beträchtlich  sein.    Hinzu  kommt,  daß  gerade  der  Raten- 
kauf für  zweifelhafte  Elemente  ein  Anreiz  ist,  sich  mit  einer 
geringen  Anzahlung  in  den  Besitz  wertvoller  Gegenstände  zu 
setzen,  um  nachher  nichts  mehr  von  sich  hören  zu  lassen. 

Zugegeben,  daß  bei  dem  größten  Teil  der  Ratenkäufe  der 
Preis,  —  natürlich  mit  Einschluß  der  schon  erwähnten  Un- 
kosten, —  reell  kalkuliert  ist.  Dieses  ist  aber  für  die  Beurtei- 
lung der  sozialen  Bedeutung  des  Abzahlungsgeschäftes  ohne 
Belang;  vielmehr  muß  man  hierbei  von  dem  Standpunkt  des 
Käufers   ausgehen.     Diesem   ist   es   gleichgültig,   auf  welcher 

i)  Vgl.  R.  G.  St.  Bd.  24,  S.274;  Bd.  2,  S.22;  Bd.  26,  S.230; 
Cohen,  S.54. 

2)  Cohen,  S.  115;    Groth,  S.  12;     Gessner,  S.  204;    Scherney. 
S.  19;    Mataja,  S.  162. 

3)  Insbes.  S.  58. 
^)  A.  a.  O.  S.23. 

5)  Ders.  Ansicht  Scherney,  S.20. 
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moralischen  Grundlage  die  Berechnung  des  Kaufpreises  erfolgt 
ist;  ihm  kommt  es  nur  darauf  an,  ob  das  Entgelt,  das  er  ent- 
richtet, beim  Teilzahlungsgeschäft  höher  ist  als  beim  Barkauf. 
Und  das  ist  es,  wie  bereits  dargetan. 

Den  Ausführungen  über  die  Preiserhöhung  wird  leicht  ent- 
gegengehalten werden  können,  sie  seien  inkonsequent;  man 
müsse  entweder  den  Kredithäusern  eine  gesonderte  Behandlung 
zuteil  werden  lassen,  weil  bei  ihnen  die  Möglichkeit  vorhanden 
wäre,  ihre  Preise  mit  denen  des  Barzahlungsgeschäftes  zu  ver- 
gleichen; stelle  man  aber  die  Kredithäuser  den  anderen  Ge- 
werbetrieben gleich,  so  könne  man  nicht  von  dem  vorher 
genauer  ausgeführten  Preisaufschlag  reden:  bei  einem  Einkauf 
in  einem  Geschäft,  das  seine  Waren  gewöhnlich  gegen  Barzah- 
lung abgibt,  sage  man  dem  Verkäufer  erst  dann,  wenn  man 
bereits  den  Kaufpreis  erfahren  habe,  daß  man  auf  Abzahlung 
kaufen  wolle;  manchmal  berechne  einem  dann  der  Verkäufer 
einen  geringen  Zinsaufschlag,  in  den  meisten  Fällen  tue  er  es 
jedoch  nicht,  sondern  man  erhalte  umgekehrt  bei  Barzahlung 
ein  Skonto  von  einigen  Prozenten;  in  beiden  Fällen  erreiche 
jedoch  die  Differenz  bei  weitem  nicht  die  Höhe  des  oben  ange- 
gebenen Entgelts. 

Dazu  ist  zu  sagen,  daß  nicht  beabsichtigt  ist,  durch  Ab- 
wägen der  Vor-  und  Nachteile  des  Abzahlungsgeschäftes  zu 
einem  theoretisch  vielleicht  ganz  wertvollen  Ergebnis  zu  kom- 
men; vielmehr  soll  die  Schlußfolgerung  als  Richtlinie  dienen 
für  die  Auslegung  und  Anwendung  des  Abzahlungsgesetzes,  die 
man  ohne  eine  solche  Untersuchung  nicht  vornehmen  kann. 
Will  man  aber  zu  einem  gerechten  Urteil  kommen,  so  muß  man 
auf  das  einzelne  Abzahlungsgeschäft  zurückgehen.  Zwar  tritt 
dieses  heute  nicht  mehr  so  klar  zu  Tage,  wie  es  zur  Zeit  der 
unbeschränkten  Herrschaft  des  Kredithauses  der  Fall  war.  Es 
hat  aber  seine  typischen  Eigenschaften  behalten,  wenn  sie 
auch  heute  vielfach  versteckt  liegen.  Da  der  Kaufmann  gegen- 
wärtig das  Risiko  des  Abzahlungsgeschäftes  vielfach  nicht  mehr 
auf  die  einzelnen  Ratenkäufe  aufschlagen  kann,  muß  er 
es  auf  die  gesamten  Kaufabschlüsse,  also  auch  auf  die  Bar- 
käufe verteilen.  Es  ist  für  ihn  unmöglich,  diese  Verluste  selber 
zu  tragen,  denn  dazu  machen  in  der  Regel  die  Kreditkäufe 
einen  zu  hohen  Prozentsatz  des  gesamten  Warenumsatzes  aus. 
Aber  vorhanden  sind  nun  einmal  diese  Verluste,  die  durch  die 
dem  Abzahlungsgeschäft  eigentümlichen  Risiken  entstanden 
sind.  Man  muß  jedoch  den  Ratenkauf  aus  seiner  Verquickung 
mit  anderen  Geschäften  herauslösen,  wenn  man  nicht  ein  fal- 
sches Bild  gewinnen  will.  Und  man  wird  um  so  gewissenhafter 
an  diese  Prüfung  herangehen  müssen,  weil  die  Entscheidung 
darüber,  ob  man  Kaufabschlüsse  gegen  Ratenzahlung  verwer- 
fen oder  ihre  Anwendung  unterstützen  soll,  nicht  nur  auf  das 
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ureigenste  Gebiet  des  Abzahlungsgeschäftes  sich  auswirkt, 
sondern  infolge  der  Vermischung  mit  dem  Barkauf  von  aus- 
schlaggebender Bedeutung  für  das  gesamte  Geschäftsleben  ist. 
Zu  diesen  Nachteilen,  die  sich  in  der  Hauptsache  aus  den 
Teilzahlungsgeschäften  selbst  ergeben,  kommen  noch  solche 
hinzu,  die  ihren  Ursprung  in  der  Handhabung  dieses  Systems, 
d.  h.  in  der  Geschäftspraxis  haben.  Erfordert  doch  das  Ab- 
zahlungsgeschäft gegenüber  dem  Barkauf  eine  Menge  von  Ver- 
tragsabreden. Durch  die  Auswertung  solcher  Abmachungen 
bietet  aber  gerade  diese  Geschäftsart  wie  kaum  eine  andere 
für  gewinnsüchtige  und  unreelle  Verkäufe  eine  willkommene 
Handhabe,  unter  Ausnutzung  der  wirtschaftlichen  Abhängigkeit 
ihrer  Kunden  übermäßige  Gewinne  zu  machen/)  zumal  da  für 
den  Käufer  das  Kreditgeschäft  dadurch  seines  oft  als  unan- 
genehm empfundenen  Charakters  des  Geldleihens  entkleidet 
wird,  daß  man  dem  gesamten  Geschäft  die  Form  eines  Kaufes 
gibt.  2) 

Auf  die  Auswüchse,  die  sich  infolge  gewisserloser  Hand- 
habung der  Abmachungen  bei  dem  Abzahlungsgeschäft  zeigen, 
braucht  nicht  bis  ins  Einzelne  eingegangen  zu  werden;  reich- 
liches Material  hierüber  befindet  sich  bei  Hein; 3)  aber  gerade 
in  der  falschen  Beurteilung  dieser  Auswüchse  liegt  der 
Fehler  dieses  Buches.  Hein  hält  das  für  das  wahre  Wesen 
des  Abzahlungsgeschäftes,  was  in  Wirklichkeit  nur  seine  Aus- 
wüchse sind;  deshalb  muß  er  zu  einer  verfehlten  Beurteilung 
dieser  ganzen  Geschäftsart  kommen. 

Nur  zwei  Punkte  seien  herausgehoben,  die  neben  der 
wucherischen  Ueberforderung  der  Leistungen  beim  Rücktritt 
nach  §  2  Abs.-Ges.  immer  wieder  vorkommen.  Das  ist  einmal 
ein  Vergleich  nach  Rücktritt,  der  dem  Käufer  strengere  Be- 
dingungen auferlegt  als  es  das  Abzahlungsgesetz  zuläßt.  Ein 
solcher  Vergleich  ist  aber  nicht  statthaft.  Denn  mit  dem  Ver- 
gleich ist  der  Vertrag  hinfällig  geworden.  Vereinbaren  die 
Parteien  nun  später,  daß  der  Gegenstand  weiter  beim  Käufer 
bleibt  und  dieser  das  Entgelt  in  Raten  zahlen  soll,  so  stellt 
diese  neue  Abmachung,  —  mag  sie  auch  in  die  Form  eines  Ver- 
gleichs gekleidet  sein,  —  sich  als  ein  neuer  Abzahlungsvertrag 
dar,  dessen  Beurteilung  nach  den  Regeln  des  Abz.-Ges.  zu  erfol- 
gen hat.  4)  Ebenso  unzulässig  ist  die  Klausel,  daß  der  Käufer 
sich  nicht  auf  sein  Hausrecht  berufen  dürfe,  falls  der  Verkäufer 
auf  Grund  des  Eigentumsvorbehaltes  die  verkauften  Gegen- 
stände wieder  an  sich  nehmen  will.  Durch  die  Uebergabe  der 
Sache  ist  nämlich   der  Käufer     als  Anwartschaftsberechtigter 

1)  So  auch  Scherney,  S.  24. 

2)  Zust.  Hein,  S.  26/27. 

3)  Abzahlungsgesetz  und  Kredithäuser. 
*)  Ders.  A.   Lazarus,  S.  109— 114. 
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unmittelbarer  Fremdbesitzer  geworden.  Setzt  sich  nun  gegen 
seinen  Willen  der  Verkäufer  in  den  unmittelbaren  Besitz  der 
Sache,  so  begeht  er  verbotene  Eigenmacht  (§  858  BGB.).  Ent- 
scheidend für  die  Duldung  des  Erwerbers  in  die  Wegnahme 
der  Sache  durch  den  Veräußerer  ist  lediglich  der  Augenblick 
der  Fortnahme.  Zu  diesem  Zeitpunkt  muß  die  Genehmigung 
des  Käufers  vorliegen,  und  sein  Wille  darf  auch  nicht  eine 
Bindung  durch  eine  vorherige  Abmachung  erfahren.  Der  Ver- 
käufer kann  sich  daher  unter  Umständen  des  Hausfriedens- 
bruches (§  123  StGB.)  und  —  falls  die  Fortnahme  mit  Gewalt 
geschieht  —  sogar  der  Nötigung  (§  240  StGB.)  strafbar 
machen.  1)  Zudem  wäre  eine  vertragsmäßige  Genehmigung  der 
Selbsthilfe  auch  für  den  Fall,  daß  ihre  gesetzlichen  Voraus- 
setzungen nicht  vorliegen,  schon  als  Umgehung  der  §§  229,  230 
BGB.  nichtig. 

Man  sieht  also,  daß  gerade  große  Mängel,  die  dem  Abzah- 
lungsgeschäft anhaften,  durch  eine,  den  wirtschaftlichen  Ver- 
hältnissen Rechnung  tragende  Würdigung  des  Richters  besei- 
tigt werden  können.  Gilt  doch  noch  jetzt,  was  schon  vor 
beinahe  40  Jahren  Lazarus^  )  über  das  den  Ratenkauf  regelnde 
Abzahlungsgesetz  sagte,  nämlich  daß  seine  Bewährung  in  der 
Praxis  zum  großen  Teil  von  der  Beurteilung  abhänge,  die  es 
von  Seiten  des  Gerichts  erfahre.  Man  kann  zwar  dagegen 
einwenden,  daß  es  nur  bei  den  wenigsten  Sachen  zu  einer 
gerichtlichen  Verhandlung  komme.  Aber  die  Stellungnahme 
des  Gerichts  dringt  mit  der  Zeit  auch  bis  zu  dem  kaufenden 
Publikum  durch,  und  der  Abzahlungshändler  wird  nicht  mehr 
so  leicht  geneigt  sein,  seinem  Kunden  Vertragsbedingungen  auf- 
zuerlegen, die  doch  von  dem  Gericht  aufgehoben  werden,  und 
die  —  falls  sie  an  Zahl  zu  groß  und  zu  streng  sind  —  sogar 
eine  Nichtigkeit  des  ganzen  Vertrages  gem.  §§  138,  139  BGB, 
herbeiführen  können. 

Als  ein  weiterer  Nachteil  des  Ratenkaufes  muß  es  ange- 
sehen werden,  daß  man  es  bei  uns  in  Deutschland  unterlassen 
hat,  die  Vorschriften  über  den  Gerichtsstand  für  das  Abzah- 
lungsgeschäft besonders  zu  regeln.  Hier  wäre  eine  Gesetzes- 
vorschrift wie  der  §  6  des  österreichischen  Ratengesetzes  am 
Platze,  der  bestimmt,  daß  für  Klagen  des  Abzahlungsverkäufers 
aus  dem  Teilzahlungsgeschäft  der  „Gerichtsstand  des  Vertrages* 
ausgeschlossen  sein,  und  eine  Prorogation  für  den  Käufer 
„unverbindlich"  sein  soll.  Diese  Unzuständlichkeit  ist  von  amts- 
wegen  zu  prüfen  und  kann  nur  dadurch  aus  dem  Wege  geschaift 
werden,  daß  sich  der  Käufer  trotz  Belehrung  durch  den  Richter 
auf  die  Klage  einläßt. 


\)  Vgl.  R.G.  in  Seuff  A.,  Bd.  66,  S.  16;  Lazarus,  S.  116. 
2)   A.  a.  O.  S.27. 
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Diesen  Unterlassungsfehler  kann  man  nicht  einfach  damit 
abtun,  daß  man  sich  wie  Scherneyi)  auf  den  Standpunkt  stellt, 
bei   uns   in   Deutschland   konzentriere   sich   Abzahlungshandel 
auf   die   Städte,   und   deshalb   bilde   die   Gerichtsstandsklausel 
kerne  Benachteiligung  des  Abzahlungsnehmers  mehr.     Dieses 
Urteil  beruht  jedoch  auf  einer  Verkennung  der  Tatsachen    Zwar 
mag   zugegeben    werden,    daß   der   Abzahlungshandel*  durch 
Agenten  fast  ganz  seine  Bedeutung  verloren  hat.     Ein  großes 
Kontingent  der  Abzahlungskäufer  wird  aber  gerade   bei  den 
großstädtischen  Geschäftsbetrieben  von  der  Provinzkundschaft 
gestellt.       Für    diese    fällt  aber  der  allgemeine  Gerichtsstand 
(§§  12  ff.  ZPO.)  in  den  meisten  Fällen  nicht  mit  dem  verein- 
barten (§§  38  ff.  ZPO.)  zusammen.    Nun  wäre  es  gewiß  über- 
trieben, in  der  Vereinbarung  des  Verkäufers  über  die  Zuständig- 
keit des  Gerichts  seines  Wohnsitzes  die  versteckte  Absicht  zu 
sehen,  den  Käufer  dadurch  an  der  Beschreitung  des  Rechtsweges 
zu  hindern,  daß  man  ihn  zwingt,  durch  Wahrnehmung  seiner 
Interessen  an  einem  entsprechenden  Gericht,  sich  nun  Kosten  zu 
machen.  2)     Aber  auch  ohne  dieses  subjelctive  Moment  ist  die 
Gerichtsstandsklausel  dazu  angetan,     dem     minderbemittelten 
Käufer  eine  Verteidigung  seiner  Interessen  vor  Gericht  außer- 
ordentlich zu  erschweren,  ja  sogar  häufig  unmöglich  zu  machen. 
So  sind  denn  auch  die  Klagen  über  diesen  Punkt  allgemein,  3) 
und  selbst  Lichtenthai,  ^)     der    eifrigste    Vorkämpfer   für    die 
Belange  der  Abzahlungsverkäufer  muß  zugeben,  daß  der  jetzige 
Rechtszustand  mangelhaft  ist. 

Weiterhin  wird  es  von  mancher.  Seite  beanstandet,  daß 
unser  Abzahlungsgesetz  in  seinem  §  8  seinen  Schutz  dem  ein- 
getragenen Kaufmann  versagt.^  )  Als  Begründung  wird  meisten- 
teils angeführt,  es  sei  nicht  einzusehen,  weshalb  der  Ge- 
schäftsführer einer  GmbH.,  der  Prokurist  einer  Bank  oddr 
der  Vorstand  einer  Aktiengesellschaft  des  Schutzes  des  Ab- 
zahlungsgesetzes bedürften,  während  ein  kleiner  Lebensmittel- 
händler diesen  entbehren  müßte.  Dagegen  ist  zunächst  ein- 
mal zu  sagen,  daß  es  nur  zu  billigen  ist,  wenn  das  Gesetz  den 
Kaufmannstand  ausgenommen  hat.  Stellt  doch  das  Recht  der 
Kaufleute  —  das  Handelsgesetzbuch  —  ganz  besonders  strenge 
Anforderungen  an  den  Kaufmann  und  verlangt  von  ihm  eine 
Fähigkeit,  seine  Handlungen  zu  übersehen,  wie  sie  das  bürger- 
liche Recht  andern  Menschen  nicht  zumutet.  Man  denke  nur 
an  die  Vertragsstrafe  (§  348  HOB.),  die  Bürgschaft  (§  350 
HÜB.),  und  die  Mängelrüge  (§  377  HOB.).    Es  würde  bei  einer 

1)  A.  a.  O.  S.28. 

2)  Zust.   Würsching,   S.28. 

3)  Kennerknecht,  S.5;  Rühl,  S.  244. 
^)  A.  a.  O.    S.305. 

5)   Berlack  und  Felix,  S.39. 
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solchen  Einstellung  der  Gesetzgebung  inkonsequent  sein,  wollte 
man  andererseits  dem  Kaufmann  den  Schutz  des  Abzahlungs- 
gesetzes zuteil  werden  lassen.  Was  weiterhin  aber  die  in  dem 
obigen  Beispiel  genannten  Personen  anbetrifft,  so  sind  diese 
doch  verhältnismäßig  nicht  zahlreich,  und  es  ist  dieses  ein 
Grenzfall,  wie  man  ihn  mit  etwas  Geschick  bei  vielen  Gesetzes- 
bestimmungen bilden  kann.  Die  Hauptsache  aber  ist,  daß  es 
bei  diesen  Leuten  an  einem  einigermaßen  zuverlässigen  Er- 
kennungszeichen fehlt.  1)  Wenn  auswärtige  Gesetzgebungen 
den  Kreis  der  Abzahlungsgeschäfte  dadurch  einengen,  daß  sie 
für  den  Verkaufspreis  eine  Höchstgrenze  festsetzen,  bei  deren 
Ueberschreitung  der  Käufer  nicht  mehr  einen  besonderen  Schutz 
genießt,  2)  so  möchte  ich  doch  aus  den  oben  erwähnten  Grün- 
den den  §  8  Abz.-Ges.  nicht  missen.  Aber  neben  dieser 
Vorschrift  würde  ich  die  Einführung  einer  Höchstgrenze  begrü- 
ßen. Denn  wer  über  das  Geld  verfügt,  einen  summenmäßig 
hohen  Kaufpreis  —  wenn  auch  in  Raten  —  zu  erlegen,  hat 
für  gewöhnlich  auch  die  Fähigkeit,  einen  Teilzahlungsvertrag 
zu  werten,  und  wenn  er  diese  nicht  hat,  so  kann  ihm  ohne 
weiteres  zugemutet  werden,  sich  die  erforderliche  Aufklärung 
zu  beschaffen,  da  das  Entgelt  dafür  bei  der  großen  Höhe  des 
Kaufpreises  nicht  ins  Gewicht  fallen  würde. 

Ein  einigermaßen  abschließendes  Urteil  über  das  Abzah- 
lungsgeschäft ist  aber  nicht  möglich,  wenn  man  nicht  auch 
zu  dem  Eigentumsvorbehalt  Stellung  nimmt.  Zwar  gehört,  — 
wie  wir  später  noch  sehen  werden,  —  eine  solche  Verein- 
barung nicht  zu  den  wesentlichen  Erfordernissen  eines  Abzah- 
lungsgeschäftes im  Sinne  des  Reichsgesetzes  vom  16.  Mai  1894. 
Trotzdem  kommt  gerade  bei  dieser  Vertragsart  dem  Eigentums- 
vorbehalt eine  ungeheure  Bedeutung  zu.  Bildet  er  doch  hier, 
wie  schon  Geßner^)  mit  Recht  sagt.  ..den  Kern  und  Brenn- 
punkt, der  dem  ganzen  Geschäft  erst  seinen  spezifischen  Cha- 
rakter gibt.^)  So  ist  es  denn  auch  nicht  weiter  verwunder- 
lich, daß  es  Schriftsteller  gibt,  die  sämtliche  Schuld  an  den 
Fehlern  des  Abzahlungsgeschäftes  dem  Eigentumsvorbehalt  in 
die  Schuhe  schieben.  So  verspricht  z.  B.  Hein"»)  eine  grund- 
legende Besserung,  wenn  man  sich  dazu  entschlösse,  die  Mobi- 
liarhypothek einzuführen,  und  Britt^)  fordert  unbedingte  Publi- 
zität bei  der  Hingabe  von  Krediten.  Ein  kurzer  Ueberblick 
über   die   wirtschaftlichen'  Zusammenhänge   ergibt   aber,   daß 


1)  Ders.  Ansicht  Lazarus,  S.  32/33. 

2)  So  z.  B.  Schweden,  Dänemark  und  Norwegen. 

3)  A.  a.  O.  S.  116. 

4)  Ders.  A.  Luckas,  S.  58. 
B)  A.  a.  O.    S.  125. 

6)  A.  a.  O.    S.  28/29. 
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der  Eigentumsvorbehalt  aus  der  Entwicklungsgeschichte  des 
Abzahlungsgeschäftes  nicht  fortzudenken  ist,  und  heute  noch 
genau  dieselbe  Bedeutung  hat,  während  man  umgekehrt  wieder 
sagen  kann,  daß  der  Eigentumsvorbehalt  in  Verbindung  mit 
einem  Kaufvertrage  erst  dann  seine  Bedeutung  erlangte,  als 
er  sich  mit  dem  Abzahlungsgeschäft  verband.  Der  Grund,  wes- 
halb man  zum  Eigentumsvorbehalt  griff,  war  genau  derselbe 
wie  der,  weswegen  man  überhaupt  den  Ratenkauf  einführte: 
Auch  die  Minderbemittelten  in  den  Kreis  der  Konsumenten  der- 
jenigen Waren  einzubeziehen,  deren  Erwerb  gegen  Barzahlung 
für  sie  unmöglich  war.  Der  Verkäufer  brauchte  jedoch  eine 
Sicherheit,  wenn  er  rentabel  arbeiten  wollte.  Der  ungesicherte 
Personalkredit  ist  aber  besonders  in  den  letzten  Jahren  in  stetem 
Schwinden  begriffen.  Dieses  hat  seinen  Grund  darin,  daß  der 
Käufer  nicht  mehr  so  viele  persönliche  Beziehungen  aufzuwei- 
sen hat  und  seine  Einkommensverhältnisse  sich  ständig  ver- 
schlechtert haben,  ohne  daß  durch  die  Gesetzgebung  der  letz- 
ten Zeit  eine  wesentliche  Herabsetzung  der  Lohnpfändungsgrenze 
erfolgt  wäre.  Zudem  ist  es  —  besonders  im  großstädtischen  Ver- 
kehr —  häufig  unmöglich,  einen  eingehenden  Einblick  in  die 
Vermögensverhältnisse  des  Erwerbers  zu  gewinnen,  und  diesen 
Mangel  hat  auch  das  moderne  Auskunftswesen  nur  teilweise 
behoben.  1)  Der  Verkäufer  muß  sich  deshalb  eine  dingliche 
Sicherheit  verschaffen,  zumal  da  eine  Pfändung  bei  seinem 
Schuldner  wegen  der  Vorschriften  des  §  811  ZPO.  häufig  keinen 
Erfolg  verspricht.  Da  aber  weiterhin  der  Käufer  in  den  mei- 
sten Fällen  weder  etwas  zu  verpfänden  noch  zur  Sicherheit 
zu  tibereignen  hat,  kann  er  die  Sachen  nur  dann  erstehen,  wenn 
diese  selbst  als  Unterlage  für  den  Kredit  benutzt  werden.  2)  Die 
deutsche  Gesetzgebung  hat  jedoch  bei  der  Schaffung  des  BGB. 
die  Mobiliarhypothek  nicht  mit  übernommen.  Deshalb  suchte 
man  nach  einem  Rechtsgebilde,  das  wirtschaftlich  dieselbe  Funk- 
tion ausübt,  und  fand  es  in  dem  Eigentumsvorbehalt.  Zwar 
widerspricht  die  Ausbildung  dieses  Rechtsinstituts  dem  Grund- 
satz der  Publizität  einer  Verpfändung  (§  1205  BGB.);  die  Not- 
wendigkeit war  hier  aber  stärker  als  das  Prinzip.  Und  das 
wirtschaftliche  Bedürfnis  für  den  Eigentumsvorbehalt  des  Ver- 
käufers ist  unbestreitbar.  3)  Ist  er  doch  in  den  weitaus 
meisten  Fällen  das  einzige  dingliche  Sicherungsmittel  des  Ver- 
käufers. *) 

Ueber  die  rechtliche  Konstruktion  des  Eigentumsvorbehaltes 
ist  bereits  soviel  geschrieben,  daß  es  sich  erübrigt,  eingehend 
darauf  einzugehen.     Es  seien   nur  bestimmte  Punkte  hervor- 


gehoben, die  zum  Verständnis  der  folgenden  Ausführungen  unbe- 
dingt notwendig  sind:  Die  Uebereignung  unter  Eigentums- 
vorbehalt geschieht  hier  gewöhnlich  gemäß  §  929  BGB.  durch 
Einigung  und  Uebergabe.  Trotzdem  steht  nichts  entgegen, 
daß  man  auch  zu  anderen  Uebereignungsformen  greift.  Aller- 
dings werden  diese  in  der  Praxis  so  gut  wie  gar  nicht  ange- 
wandt, weil  gerade  der  Eigentumsvorbehalt  dazu  dienen  soll, 
den  Erwerber  möglichst  bald  in  den  unmittelbaren  Besitz  der 
gekauften  Sachen  zu  bringen.  Es  wird  ferner  häufig  übersehen, 
daß  es  auch  möglich  ist,  einen  Eigentumsvorbehalt  an  ver- 
brauchbaren Sachen  zu  vereinbaren.  Zwar  erscheint  im  ersten 
Augenblick  eine  solche  Abmachung  zwecklos,  da  der  Eigen- 
tumsvorbehalt durch  den  Verbrauch  der  Sachen  ohne  weiteres 
erlischt;  trotzdem  kann  eine  solche  Vereinbarung  erheblich 
sein,  —  und  zwar  strafrechtlich  —  nämlich  dann,  wenn  der 
Erwerber  die  Sachen  erst  nach  der  Bezahlung  verbrauchen 
darf.  1)  Es  ist  weiterhin  angängig,  einen  Eigentumsvorbehalt 
„in  bezug  auf  alle  künftig  im  Rahmen  der  Geschäftsverbindung 
zu  kaufenden  Sachen"  zu  vereinbaren.  Allerdings  wird  gerade 
eine  solche  Abmachung  häufiig  der  Nichtigkeit  gem.  §  138  BGB. 
verfallen.  Was  die  Rechtsstellung  des  Erwerbers  anbetrifft,  so 
hat  er  ein  Anwartschaftsrecht,  das  Hellwig2)  mit  Recht  „beding- 
tes Eigentum"  nennt.  Dieses  bedingte  Eigentum  ist  ein  gegen- 
wärtiges Vermögensrecht,^ )  das  nach  §  844  ZPO.  gepfändet 
werden  kann  und  auch  zur  Konkursmasse  des  Käufers  gehört.  *) 
Es  ist  daher  nur  eine  Fortführung  dieses  Gedankenganges,  wenn 
Rühl  5)  sowohl  dem  Ersteher  als  auch  dem  Veräußerer  einen 
Anspruch  aus  §  823  Abs.  1  oder  §§  989  ff.  BGB.  zubilligt.  Ent- 
fällt die  aufschiebende  Bedingung,  von  der  der  Eigentums- 
übergang abhängig  gemacht  ist,  so  ist  natürlich  auch  das  An- 
wartschaftsrecht hinfällig  geworden,  und  der  Vorbehaltseigen- 
tümer erhält  wieder  unbedingtes  Eigentum.  Tritt  dagegen  die 
Bedingung  durch  vollständige  Zahlung  des  Kaufpreises  ein, 
so  erstarkt  das  Anwartschaftsrecht  zu  einem  Vollrecht,  ohne 
daß  es  dazu  einer  weiteren  Willenseinigung  bedarf. «)  Schließ- 
lich sei  noch  eine  Abmachung  erwähnt,  die  insbesondere  für 
die  noch  zu  behandelnden  Finanzierungsinstitute  von  großer 
Wichtigkeit  ist:  Der  Käufer  verpflichtet  sich  nämlich,  sobald 
er  das  unbedingte  Eigentum  an  der  Sache  erworben  hat,  diese 


1)  Zustimmend  Hausmann,  S.  7;  Röhl,  S.  16. 

2)  Ders.  A.  Lazarus,  S.  1 . 

3)  Vgl.  Hausmann,  S.  7;  Luckas,  S.  57. 
^)  So  auch  Cohen,  S.  51/52. 


1)  Ders.  Ansicht  Rühl,  S.  36. 

2)  A.  a.  O.  S.31. 

3)  Vgl.  Flatau,  S.  23  ff.;  R.  G.  69,  421. 

^}  So  auch  O.  L.  G.  35,  S.  182;  Oertmanns  Be.m  in  Arch. 
Ziv.  Prax.   123,  160;  Kennerknecht,  S.  36. 

6)  A.  a.  O.    S.98. 

6)  Vgl.  R.G.  95,  110;  66,  344;  R.  G.  R.  K.  zu  §  455,  Anm.  6; 
a.  A.  R.  G.  64,  206. 
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einem  Dritten  zu  übereignen,  der  sie  ihm  wieder  unter  Eigen- 
tumsvorbehalt verkauft.  Hier  handelt  es  sich  jedoch  in  Wirl<- 
lichkeit  gar  nicht  um  einen  Eigentumsvorbehalt,  sondern  dieser 
ganze  Vorgang  ist  —  ähnlich  wie  bei  dem  nachträglichen  Eigen- 
tumsvorbehalt i)  —  nichts  weiter  als  eine  versteckte  Siche- 
rungsübereignung. 2) 

Aus  diesen    rechtlichen  Erörterungen    ergeben    sich  auch 
die  Vorzüge  und  die  Nachteile  des  Eigentumsvorbehalts.    Die 
Gefahr  \strafrechtlicher  Verfolgung  des  Käufers  ist  bereits  er- 
wähnt worden.     Sie  ist  in  Wahrheit  dem  Eigentumsvorbehalt 
zur  Last  zu  legen,  da  sie  niemals  akut  werden  ^ann,  wenn^ 
der  Vertrag    nicht    eine    derartige  Abmachung    enthält.     Am 
meisten  wird  dagegen    angekämpft,  daß    dem  Eigentumsvor- 
behalt, der    in  dem  Rechtssystem    der    meisten    europäischen 
Staaten     aufgenommene    Grundsatz     der    „Erkennbarkeit    der 
Pfandbestellung     an     beweglichen    Sachen"     entgegensteht.  3) 
Man  hat  darauf  hingewiesen,  daß  die  Personalgläubiger  bei 
Bestehen  eines  Eigentumsvorbehaltes  —  übrigens  eine  Eigen- 
schaft, die  er  mit  der  Sicherungsübereignung  teilt  —  durch  die 
Verschleierung  der  i  dinglichen   Rechtsverhältnisse    geschädigt 
würden;*)   ebenso  nachteilig  wirke  sich  der  Eigentumsvorbe- 
halt auch  bei    seinem  Zusammentreffen    mit  den  gesetzlichen 
Pfandrechten    des  Vermieters    und  Verpächters    (§§  559    585 
BGB.)  sowie  des  Gastwirts  (§§  704  BGB.)  aus,  da  bei  diesen 
lediglich  auf  Sacheinbringung  beruhenden  gesetzlichen  Pfand- 
rechten ein  gutgläubiger  Erwerb  nicht  möglich  ist.    Dagegen 
ist  zu    sagen,    daß    die  Durchführung    des  Grundsatzes    der 
Publizität  des  Pfandrechtes,  wenn  sie,  wie  bei  uns  in  Deutsch- 
land, durch  den  itatsäch liehen  Besitz  verkörpert  wird  (§  1205 
BGB.),    das  Zustandekommen    des    größten   Teiles    der  Ab- 
zahlungsgeschäfte unterbinden  würde.     Andererseits  erscheint 
es  sehr  fraglich,  ob  es  sich  empfehlen  würde,  die  italienische 
Regelung  auch  bei  uns  einzuführen.     Dort  schreibt  eine  Re- 
gierungsverordnung   die   Registrierung    sämtlicher    Kraftfahr- 
zeuge binnen  30  Tagen  nach  Zulassung  vor.    In  den  Registern, 
die  öffentlich  sind,  wird  jede  Eigentumsübertragung  und  Ver- 
pfändung   eingetragen,    die     gleichzeitig     auch    auf    der  Zu- 
lassungsbescheinigung zu  vermerken  sind,  so  daß  jeder  Gläu- 
biger sich  ohne  weiteres  die  Gewißheit  verschaffen  kann    ob 
und  welche  fremden  Rechte  an  dem  Wagen  bereits  bestehen. 
Es  mag  zugegeben  werden,  daß  eine  solche  Regelung  für  den 
Automobilhandel  vielleicht  nicht  unpraktisch  wäre.   Ob  es  sich 

1)  Vgl.  Flechtheim  in  I.W.   1911,  S.345. 

2)  So  auch  Rühl,  S.71. 

3)  So  Cohen,  S.57. 

*)  Vgl.  Heck  in  seinem  Gutachten  für  den  Juristentag  1892 
Britt,  S.28. 
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aber  in  der  Praxis  durchführen  läßt,  die  Registrierung  bei 
allen  unter  Eigentumsvorbehalt  verkauften  Sachen  durchzu- 
führen, muß  doch  mit  Recht  stark  angezweifelt  werden.  Zudem 
scheinen  mir  diese  Ansichten  an  einer  Ueberschätzung  der 
Strenge  bei  der  Durchführung  des  Grundsatzes  der  Publizität 
zu  leiden.  Sie  übersehen,  daß  die  gesteigerten  Anforderungen 
in  Handel  und  Verkehr  überall  eine  Durchbrechung  dieses 
Prinzips  herbeigeführt  haben.  Man  denke  nur  an  die  Kon- 
signationslager, die  Kommission,  die  mittelbare  Stellvertretung 
und  den  Besitzdiener.  Wer  dann,  obgleich  er  sich  diese  Um- 
stände vor  Augen  halten  muß,  seinem  Schuldner  einen  Kredit 
gewährt,  und  sich  dabei  ohne  jede  weitere  Nachforschung 
darauf  verläßt,  daß  die  in  dessen  Besitz  sich  befindenden 
Sachen  auch  ihm  gehören,  der  handelt  fahrlässig  und  verdient 
auch  keinen  Schutz  durch  die  Gesetzgebung.  Dieses  haben 
schon  die  Motive  erkannt,  wenn  sie  sagen: i)  „Der  Eigen- 
tumsvorbehalt enthält  auch  an  und  für  sich  weder  eine  Um- 
gehung der  Vorschriften,  welche  die  Pfandbestellung  ohne  Be- 
sitzeinräumung für  unwirksam  erklären,  noch  gefährdet  er 
andererseits  die  Sicherheit  des  Rechtsverkehrs;  denn  dritte 
Personen  haben  keinen  Anlaß,  den  Abzahlungskäufer  lediglich 
mit  Rücksicht  auf  die  tatsächlich  in  dessen  Besitz  befindlichen 
Gegenstände  für  kreditwürdig  zu  erachten." 

Ein  weiterer  Vorwurf,  der  gegen  den  Eigentumsvorbehalt 
erhoben  wird,  ist  seine  dominierende  Stellung  in  der  Zwangs- 
vollstreckung. Wie  schon  erwähnt,  griff  man  zum  Eigentums- 
vorbehalt als  Surrogat  für  die  nicht  mehr  zugelassene  Mo- 
biliarhypothek. Diese  war  aber,  wirtschaftlich  gesehen,  nichts 
weiter  als  ein  Pfandrecht,  und  ein  solches  würde  auch  —  wenn 
man  von  dem  Erfordernis  des  unmittelbaren  Besitzes  absiebt 
—  den  Bedürfnissen  des  Veräusserers  durchaus  genügen.  So 
wird  denn  auch  der  Pfandcharakter  des  Eigentumsvorbehaltes 
nicht  bestritten,  und  in  diesem  Punkt  ähnelt  diese  Abmachunpr 
ebenfalls  der  Sicherungsübereignung,  mit  der  sie  überhaupt 
sehr  viel  gemein  hat.  Dieser  Natur  als  Pfandrecht  würde  es* 
entsprechen,  wenn  der  Vorbehaltseigentümer  bei  einer  Pfän- 
dung der  unter  Eigentumsvorbehalt  verkauften  Sachen  durch 
einen  Gläubiger  des  Anwartschaftsberechtigten  nicht  die  Klage 
aus  §  771  ZPO.  hätte,  sondern  auf  den  Weg  des  §  805  ZPO. 
verwiesen  werden  würde.  Dann  brauchte  der  Gläubiger  nicht 
mehr  den  mühseligen  Weg  der  Pfändung  des  Anwartschafts- 
rechts nach  §  844  ZPO.  zu  gehen,  sondern  könnte  dem  Vor-^ 
behaltseigentümer  über  den  Zeitpunkt  der  Verwertung  seines 
Rechtes  Vorschriften  machen.  Letzterer  wäre  im  Endergebnis 
auf  den  für  ihn  weniger  einträglichen  Weg  der  zwangsweisen 
Versteigerung  verwiesen.     So  wird  dann  auch     von  mancher 


1)  Zit.  bei  Hausmann,  S.  41. 
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Seite  —  de  lege  ferenda  - 
strebt.  A ) 

Die  Rechtsprechung  hat  sich  allerdings  auf  den  entgegen- 
gesetzten Standpunkt  gestellt  und  gibt,  der  Tatsache  Rechnung 
tragend,  daß,  solange  der  Eigentumsvorbehalt  besteht,  der 
Verkäufer  Eigentümer  der  Sache  geblieben  ist  und  daher  ein 
die  Veräußerung  hinderndes  Recht  im  Sinne  des  §  771  ZPO 
hat,  dem  Vorbehaltseigentümer  bei  einer  Pfändung  durch 
Dritte  die  Widerspruchsklage 2);  diese  aber  erst  nach  langem 
Kampf  mit  dem  Reichsfinanzhof,  der  entsprechend  seiner 
Rechtsprechung  zur  Sicherungsübereignung  dem  Vorbehalts- 
eigentümer zwar  kein  Widerspruchsrecht  aus  §  301  R.  Abg.  0. 
gab,  wohl  aber  ein  Recht  auf  vorzugsweise  Befriedigung  aus 
dem  Erlöse 3).  Daß  gerade  diese  Ansicht  der  Rechtsprechung 
des  Reichsgerichts  —  auch  in  wirtschaftlicher  Hinsicht  —  vor- 
zuziehen ist,  ist  nicht  einleuchtend.  Bietet  doch  bei  dem  Ab- 
zahlungsgeschäft die  Möglichkeit  des  §  771  ZPO.  für  den 
Schuldner  einen  großen  Vorteil:  Es  können  nämlich  während 
der  Dauer  des  Abzahlungsvertrages  die  gegen  Raten  gekauften 
Gegenstände  nicht  gepfändet  werden.  Dadurch  wird  die  Woh- 
nung für  den  Erwerber  zu  einer  Zufluchtstätte,  in  welcher  er 
gegen  Angriffe  seiner  Gläubiger  geschützt  und  wo  es  ihm. 
möglich  ist,  in  Ruhe  zu  arbeiten,  zu  erwerben  und  dadurch  am 
schnellsten  seinen  sonstigen  Verpflichtungen  nachzukommen.  ^) 

Wägt  man  also  die  Vorzüge  und  die  Nachteile  des  Ab- 
zahlungsgeschäftes gegeneinander  ab,  so  muß  man  zu  folgen- 
dem Ergebnis  kommen:  Nur  seine  Auswüchse  sind  zu  be- 
kämpfen. Im  übrigen  ist  es  zu  begrüßen  und  zu  fördern,  weil 
es  beiträgt  zur  Erstarkung  von  Industrie  und  Handel  und  zur 
Hebung  des  Lebensstandes  eines  erheblichen  Teiles  des 
Volkes.  5) 


^)  So  Schwister:  Eigentumsvorbehalt  in  Wirtschaft  und 
Recht  in  I.W.    1931,   S.  1160;    Rühl,   S.    163. 

2)  R.G.Z.  Bd.  124,  S.73;   I.W.   1929,  S.  1878. 

3)  R.  F.  H.  Bd.  19,  S.  126. 

4)  üi.  Ansicht  Heymann,  S.  13;  Gessner,  S.  199;  Scherney, 
S.  18;  Luckas,  S.  7;  Motive  zit.  bei  Hausmann,  S.35;  Hausmann,' 
S.  13;  a.  A.  lediglich  Hein,  S.  23. 

5)  Zustimmend:  Gessner,  S.  208;  Lieske,  S.  13;  Schmidt, 
S.  15;   Luckas,   S.  9;   Hausmann,  S.  10  und  27. 
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II.   Der  Begriff  des  Abzahlungsgeschäftes  im 
Sinne  des  Reichsgesetzes  vom  16.  Mai  1894 

Nicht  jeder  Ratenkauf  unterliegt  den  Bestimmungen  des 
Abzahlungsgesetzes.  Die  Teilzahlungsgeschäfte,  die  von  der 
Regelung  dieses  Gesetzes  betroffen  werden,  sind  sowohl  in  per- 
sönlicher als  auch  in  sachlicher  Hinsicht  begrenzt.  Der  Kreis 
der  Personen,  denen  der  Schutz  des  Abzahlungsgesetzes  zuteil 
wird,  ist  durch  §  81  c  eingeengt,  der  anordnet,  daß  die  Be- 
stimmungen dieses  Gesetzes  keine  Anwendung  finden,  wenn 
der  Empfänger  der  Ware  als  Kaufmann  in  das  Handelsregister 
eingetragen  ist.  Daß  diese  Vorschrift  in  wirtschaftlicher  Be- 
ziehung ihre  vollste  Berechtigung  hat,  ist  bereits  dargetan  wor- 
den. In  rechtlicher  Hinsicht  hat  sie  Anlaß  zu  mancherlei  Mei- 
nungsverschiedenheiten gegeben.  Unbestritten  ist  allerdings  in 
Literatur  und  Rechtsprechung,  daß  das  Wort  „Empfänger"  in 
dem  §  8  Abzahlungsgesetz  nicht  ganz  zutreffend  ist.  Denn  das 
Gesetz  hat  nach  einhelliger  Ansicht  den  Vertragskontrahenten 
des  Verkäufers  gemeint  ^ )  Wenn  es  trotzdem  von  dem 
„Empfänger"  spricht,  so  mag  dieses  deshalb  geschehen  sein, 
um  das  Wort  „Käufer"  —  das  wegen  des  §  6  Abz.-Ges.  leicht 
zu  Unklarheiten  führen  könnte,  —  zu  vermeiden.  Es  hat  aber 
wahrscheinlich  dabei  übersehen,  daß  der  Empfänger  mit  dem 
Vertragsgegner  nicht  unbedingt  identisch  zu  sein  braucht.  Ge- 
dacht sei  nur  an  den  Fall  der  Stellvertretung.  Man  würde  dem 
Sinne  des  Gesetzes  nicht  gerecht  werden,  wollte  man  es  auch 
dann  Anwendung  finden  lassen,  wenn  der  Vertragsgegner  ein- 
getragener Kaufmann  ist,  der  Stellvertreter  aber  nicht,  und 
umgekehrt  in  allen  den  Fällen  nicht,  in  denen  nur  der  Stell- 
vertreter im  Handelsregister  eingetragen  ist,  nicht  aber  der 
Vertragskontrahent. 

Bestritten  ist  allerdings,  wie  man  die  Fassung  des  Ge- 
setzes „als  Kaufmann  in  das  Handelsregister  eingetragen"  aus- 
zulegen hat.  Keine  Schwierigkeiten  bietet  es,  wenn  der  Emp- 
fänger zu  Recht  in  das  Handelsregister  eingetragen  ist. 
Zweifel  können  aber  dann  entstehen,  wenn  er  zu  Unrecht  ein- 
getragen ist,  oder  seine  Eintragung  entgegen  der  Vorschrift 
des  §  29  HGB.  unterblieben  ist.  Da  Kaufmann  im  Sinne  des 
§  8  Abz.-Ges.  jeder  Handelsgewerbetreibende  nach  §  1  HGB. 
ist,  2)  liegt  der  Gedanke  nahe,  daß  —  ähnlich  wie  bei  den 
Bestimmungen  des  HGB.,  3)  —  die  Eintragungsfähigkeit  des 
Kaufmanns  ausschlaggebend  sei.  Das  würde  zur  Folge  haben, 
daß  einerseits  der  Vollkaufmann,  der  unter  Verstoß  gegen  §  29 


1)  Vgl.  Rühl,  S.229. 

2)  Vgl.  Samter  zu  §  8  Ziff.  2. 

3)  Zust.  Staub  zu  §  1,  Anm.  27. 
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HOB.  nicht  eingetragen  ist,  den  Schutz  des  Abzahlungsgesetzes 
entbehren  müßte,i)  und  daß  anderseits  derjenige  der  zu 
Unrecht  im  Handelsregister  steht,  unter  die  Vorschriften  des 
Abzahlungsgesetzes  fallen  würde.«) 

Die  Schriftsteller,  die  lediglich  die  zweite  Alternative  die- 
1'  a"k"^!  ^^'*^^*^".^)  stellen  sich  auf  den  Standpunkt, 
das  Abzahlungsgesetz  sei  dann  nicht  anwendbar,  wenn  der 
Empfanger  der  Sache  wirklicher  Kaufmann  und  außerdem 
noch  m  das  Handelsregister  eingetragen  sei.  Sie  müßten  dann 
allerdings,  wenn  sie  folgerichtig  vorgehen  wollten,  zu  dem  Er- 
gebnis  kommen,  daß  das  Abzahlungsgesetz  auch  dann  anzu- 
wenden sei  wenn  der  Empfänger  zwar  Mußkaufmann  sei,  aber 
nicht  im  Handelsregister  stände.  Diese  Konsequenz  ziehen 
sie  jedoch  nicht,  sondern  versagen  ihm  in  diesem  Falle  mit 
uareis   den   Schutz   des   Reichsgesetzes   v.    16.   5.    1894.4) 

Ho     AK  ^^f  "ß^"^^^»'*  es  an  sich  wäre,  es  bei  der  Anwendung 
des  Abzahlungsgesetzes  lediglich  auf  die  Eintragungs  f  ä  h  i  g - 
k  e  1 1    abzustellen,  so  würde  doch  diese  Ansicht  sowohl  dem 
klaren   Wortlaut  des   Gesetzes   als   auch   den   Motiven    wider- 
sprechen, ß)     So  hat  sich  denn  auch  der  weitaus  größere  Teil 
der  Schriftsteller  mit  Recht  auf  den  Standpunkt  gestellt,  daß 
bei    einer   Anwendung   des   §   8   Abz.-Ges.    einzig   und    allein 
die  Frage  ausschlaggebend  sei,  ob  der  Gegenkontrahent  des 
Verkaufers  gerade  zur  Zeit  des  Vertragsabschlusses  eingetra- 
gen war  oder  nicht;  dabei  sei  es  ohne  Belang,  ob  der  nicht 
emgetragene   Empfänger   Mußkaufmann    war,   oder   ob   er   zu 
Unrecht  im  Handelsregister  stand.6)    Die  Richtigkeit  dieser  An- 
sicht folgt  neben   den  erwähnten   Gründen   auch   daraus,   daß 
sonst  die  Vorschrift  des  §  4  Abs.  1  Abz.-Ges.,  -  die  anordnet, 
daß   eine   wegen   Nichterfüllung   der  dem   Käufer  obliegenden 
Verpflichtungen  verwirkte  Vertragsstrafe,  wenn  sie  unverhältnis- 
mäßig hoch  ist,  auf  Antrag  des  Käufers  durch  Urteil  auf  den 
angemessenen  Betrag  herabgesetzt  werden  kann,  und  daß  die 
Herabsetzung  einer  entrichteten  Strafe  ausgeschlossen   ist,  - 
durch  die  Bestimmung  des  ihr  inhaltlich  völlig  gleichen  8  343 
Abs.  I  S.  1  u.  S.  3  BGB.  überflüssig  wäre.     Denn  ^  Abs    ? 
Abz.-Ges.   will  nicht  den  Abzahlungskäufer  besser  ^stellen   als 
einen  gewöhnlichen   Strafversprechenden,  dessen  Handeln  nur 

1*)  So   Gareis,  S.  7/8. 

2)  So  Staub  zu  §  348,  Anm.  29  und  32. 

3')   Voigt,   S.  31/32;    Kennerknecht,   S.4;    Britt,   S.21. 

^)   So  Kennerknecht,  S.  8. 

5)  Vgl.  Mot.   zit.   b.  Hausmann,   S.  48. 
KT    .     P  ^^^'    "off"i3""-Wilke  zu    §  8,   Anm.  2;     Aubele  zu    §  8 
Nr.  4;   Lazarus,  §§32,  33,   S.32;     Hausmann,  §8,    Anm.  1,    S.  104- 
Luckas,  S.  13/14;  Rautmann,  S.21;  Samter  zu  §  8,  Anm. 2. 
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den  Vorschriften  des  bürgerlichen  Rechtes  unterliegt.  Daß 
trotzdem  die  Vorschrift  des  §  4  Abz.-Ges.  nicht  überflüssig  ist. 
ergibt  eine  kurze  Zusammenstellung  aller  der  Fälle,  in  denen 
ein  Kaufmann  bei  einem  Abzahlungsgeschäft  eine  Vertrags- 
strafe verspricht: 

A.  Ein  eingetragener  Vollkaufmann  verspricht  eine  Ver- 
tragsstrafe: 

1.  Im  Betriebe  seines  Handelsgewerbes:  Herabsetzung  nicht 
möglich  (§§  8  Abz.-Ges..  348  HGB.). 

2.  Nicht  im  Betriebe  seines  Handelsgewerbes:  Herab- 
setzung möglich.  (Zwar  §  8  Abz.-Ges.,  aber  §  343  BGB.;  denn 
§  348  HGB.  verbietet  nur  eine  Herabsetzung  „im  Betriebe 
seines  Handelsgewerbes.") 

H.  Ein  zu  Unrecht  eingetragener  Kaufmann  verspricht  eine 
Vertragsstrafe:  Ganz  gleich,  ob  im  Betriebe  seines  Handels- 
gewerbes oder  nicht:  Herabsetzung  nach  §  343  BGB.  möglich, 
da  zwar  §  8  Abz.-Ges.  die  Anwendung  dieses  Gesetzes  aus- 
schließt, aber  §  348  HGB.  hier  nicht  zutrifft,  weil  diese  Vor- 
schrift es  lediglich  auf  die  „Eigenschaft"  nicht  auf  die  „Ein- 
tragung" als  Kaufmann  abstellt. 

C.  Ein  nicht  registrierter  Vollkaufmann  verspricht  eine 
Vertragsstrafe: 

1.  Im  Betriebe  seines  Handelsgewerbes:  Herabsetzung 
nach  §  4  Abz.-Ges.  möglich.  Zwar  trifft  §  348  HGB.  an  sich 
zu.  Diese  Vorschrift  verbietet  aber  nur  eine  Herabsetzung  nach 
§  343  BGB.,  läßt  jedoch  Ermäßigungsrechte,  die  auf  anderen 
Gesetzesvorschriften  beruhen  —  wie  hier  §  4  Abz.-Ges.  —  durch- 
aus zu.i) 

2.  Nicht  im  Betriebe  seines  Handelsgewerbes:  Die  Herab- 
setzung der  Vertragsstrafe  ist  möglich,  und  zwar  sowohl  nach 
§  4  Abz.-Ges.  als  auch  gem.  §  343  BGB. 

Hieraus  ergibt  sich  folgendes  Bild:  Bei  einem  Nicht-Kauf- 
mann würde  man  auch  ohne  den  §  4  Abz.-Ges.  auf  Grund  des 
§  343  BGB.  zu  genau  demselben  Ergebnis  kommen.  Erst  bei 
dem  Kaufmann,  —  und  zwar  bei  dem  Fall  C  1  —  zeigt  sich 
die  Bedeutung  des  §  4  Abz.-Ges.;  denn  nur  diese  Vorschrift 
ermöglicht  eine  Herabsetzung  der  Vertragsstrafe.  Aber  auch 
in  diesem  Falle  —  und  damit  überhaupt  ganz  —  würde  diese 
Bestimmung  überflüssig  sein,  wenn  man  mit  Gareis  auch  dem 
nicht  eingetragenen  Mußkaufmann  den  Schutz  des  Abzahlungs- 
gesetzes versagt. 

Der  Begriff  eines  Abzahlungsgeschäftes  ist  im  Gesetz  selber 
nicht  ausdrücklich  festgelegt.    Man  wird  ihn  daher  dem  Para- 

i)  Zustimmend:   Lazarus,  S.  106;   Staub  zu  §  348,  Anm.  32; 
Schmidt,  S.37;  Wolf  in  D.J.Z.  1901,  S.554  ff. 
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grapheninhalt  und  der  Begründung  entnehmen  müssen     Aber 
auch  dann  wird  es  nicht  gelingen,  eine  den  Abzahhmgsvertra^ 
lest  uingrenzende  bestimmte  Detinition  zu  geben.     Dieses  ist 
deshalb   unmöglich,   weil  -   wie   schon  Qeßner^  )    mit   Recht 
betont  —  unter  emem  Abzahlungsgeschäft  nicht  eine  bestimmte 
Vertragsart  zu  verstehen  ist,  sondern  ein  Sammelname  für  ver- 
lui^^vT^'^J-  y\'^^^Se,  die  als  Gemeinsames  ein  gleiches  wirt- 
schaftliches Ziel  haben.     Die  Richtigkeit  dieser  Ansicht  ergibt 
sich   schon   aus  §  6   Abz.-Ges.,   der   anordnet,   daß   die   Vor- 
schriften der  ^   1   bis  5  auf  Verträge  entsprechende  Anwen- 
dung finden,  welche  darauf  abzielen,  die  Zwecke  eines  Abzah- 
lungsgeschäftes (§  1)  in  einer  anderen  Rechtsform  (also  nicht 
nur  wie  §  1:  „Verkauf),  insbesondere  durch  mietweise  Ueber- 
lassung  der  Sache  zu  erreichen,  gleichviel,  ob  dem  Empfänger 
der  Sache  ein  Recht,  später  deren  Eigentum  zu  erwerben,  ein- 
geräumt ist  oder  nicht. 

Das  wichtigste  Charakteristikum  des  Abzahlungsgeschäftes 
ist  die  Berichtigung  des  Kaufpreises  in  Teilzahlungen.     Ueber 
die  Mindestzahl  der  Raten  herrscht  allerdings  Streit.    Zweifels- 
ohne hegt  em  Abzahlungsgeschäft  im  Sinne  dieses  Gesetzes  nicht 
r''AK^"u",  o^""*'   "^^"^  Vertragsinhalt  ein  Teil  des  Kaufpreises 
bei  Abschluß  des  Vertrages  oder  bei  der  Lieferung  der  Waren 
und  der  Rest  zu  „eine  r''  späteren  Zeit  bezahlt  werden  soll 
Diese  Ansicht  widerspricht  sowohl  dem   Sinne  als  auch   dem 
Wortlaut  des  Gesetzes,  das  in  §   1   von  der  Kreditierung  von 
»Teilzahlungen'*  spricht.     Ebenso  heißt  es  auch  in  der  Be- 
gründung zu  dem  Entwurf  „während  er  den  Preis  in  Teilzah- 
lung e  n  von  bestimmter  Höhe  und  in  ganz  bestimmt  e  n  Frist  e  n 
zu  entrichten  hat.":-^)     Man  wird  also  -  von  der  Anzahlung 
ganz  abgesehen  —  mehrere  Raten   nach   der  Uebergabe  ver- 
langen müssen.     Es  wird  nun  die  Ansicht  vertreten,  daß  min- 
destens  drei   Raten   vorliegen    müssen,   wenn   auf  diesen   Ver- 
trag die  Bestimmungen  des  Reichsgesetzes  vom   16.  Mai   1894 
Anwendung  finden   sollen.^)      Begründet   wird   diese  Meinunrr 
durch  die  Fassung  des  §  4  Abs.  2  Abz.-Ges.,  der  eine  Verein^ 
barung  eines  Rücktritts  des  Verkäufers  nur  für  den  Fall  zuläßt 
daß    der    Käufer    mit    mindestens    zwei    aufeinanderfolgenden 
Teilzahlungen    ganz    oder   teilweise   im    Verzuge   ist      Dieser 
Meinung  kann  jedoch  nicht  zugestimmt  werden.     Zugegeben 
daß  die  Bestimmung  des  §  4  Abz.-Ges.  begriffsnotwendig  min- 
destens drei  Teilzahlungen  verlangt.     Daraus  kann  man  aber 
nur  folgern,  daß  bei  nur  zwei  Teilzahlungen  diese   einzelne 

1)  A.  a.  O.  S.  32/33. 

2)  Mot.  zit.   bei   Hausmann,  S.  34. 

3)  So  O.L.G.  22,  S.221;  Seuff,  A  62,  S.265;  Kennerknecht, 
S.8;  R.  G.64    S.  92;   Samter  zu  §  1,  Anm.  1. 


Vorschrift  nicht  zur  Anwendung  gelangt,  keineswegs  aber,  daß 
die  Anwendung  des  ganzen  Gesetzes  ausgeschlossen  sei. 
Es  geht  auch  nicht  an,  die  Mindestzahl  von  drei  Raten  damit 
zu  verteidigen,  daß  man  sagt,  es  sei  u.  a.  der  wirtschaftliche 
Zweck  des  Abzahlungsgesetzes,  solchen  Personen  Schutz  zu 
gewähren,  die  sich  mit  Hilfe  von  „längeren"  Ratenzahlungen 
Sachen  anschaffen  wollen. i)  Bei  dieser  Begründung  erscheint 
die  Zahl  drei  etwas  willkürlich  herausgegriffen.  Erscheint  es 
doch  keineswegs  klar  und  ist  auch  statistisch  nicht  erwiesen, 
daß  bei  solchen  Geschäften  immer  mindestens  drei  Teilzah- 
lungen vereinbart  werden.  Es  läßt  sich  durchaus  mit  dem 
gesamten  Paragrapheninhalt  sowie  mit  der  wirtschaftlichen  Be- 
stimmung des  Abzahlungsgesetzes  vereinigen,  wenn  man  bereits 
zwei  Raten  für  genügend  erklärt.  So  hat  sich  denn  auch  der 
weitaus  größere  Teil  der  Schriftsteller  mit  Recht  auf  den  Stand- 
punkt gestellt,  daß  es  für  die  Anwendbarkeit  des  Abzahlungs- 
gesetzes genüge,  wenn  mindestens  zwei  Teilzahlungen  nach 
erfolgter  Uebergabe  fällig  werden.  2) 

Die  wesentlichen  Bestandteile  eines  Abzahlungsgeschäftes 
bilden  somit  —  nachdem  wir  die  Frage  des  Personenkreises 
(§  8  Abz.-Ges.)  und  der  Mindestzahl  der  Raten  geklärt  haben, 
~  die  „Uebergabe  einer  beweglichen  Sache  zum  Zwecke  des 
Erwerbes  an  den  Empfänger  und  die  Teilzahlungsabrede  be- 
züglich des  Erwerbspreises."  ^5;)  Dagegen  ist  es  nicht  erfor- 
derlich, —  obgleich  es  üblich  ist  —  daß  der  Rücktritt  verein- 
bart ist.^)  Dies  ergibt  sich  schon  aus  der  Fassung  der 
§§  1  und  21  c,  die  besondere  Rechtsfolgen  für  den  Fall 
eines  Rücktritts  vorsehen.  Es  ist  also  nach  diesen  Bestim- 
mungen möglich,  die  anderen  Vorschriften  Ües  Abzahlungs- 
gesetzes Anwendung  finden  zu  lassen,  ohne  daß  der  Rücktritt 
ausgeübt  wird.  Ist  aber  seine  Ausübung  nicht  notwendig,  so 
ist  auch  seine  Vereinbarung  nicht  erforderlich. 

Ebenso  wenig  bedarf  es  der  Vereinbarung  eines  Eigen- 
tumsvorbehaltes.  ^)  Wenn  Hirsch  ß)  sagt:  „Das  Abzahlungs- 
geschäft ist  ein  Kaufgeschäft  auf  Kredit,  für  dessen  Erfüllung 
der   Kaufgegenstand   selber  haftet",   so   ist   dieser   Satz   auch 


1)  So   Crisolli  zu  §  1,   Anm.  30,  Abs.  2. 

2)  Vgl.  Rautmann,  S.  20;  Heilbrunn,  S.24;  Voigt,  S.  12;  Rühl, 
S.  218;  Luckas,  S.  20;  Hausmann  zu  §  1,  Anm.  8b;  Lazarus,  S.  39; 
Aubele  zu  §  1,  Anm.  1;  R.  G.  in  Recht  1907,  Nr.  3612,  S.  1416. 

''0  Samter  zu  §  1,  Anm.  2. 

*)  Zustimmend:  Aubele  zu  §  1,  Anm.  28;  Rühl,  S.  217;  Sam- 
ter zu  §  1,  Anm.  2;  a.  A.  Lazarus,  der  von  „engerem"  und  einem, 
„weiteren"  gesetzlichen  Begriff  des  Abzahlungsgeschäftes  spricht. 

5)  Ders.  Ans.  Würsching,  S.  11;  Berlack,  S.  12;  Samter  zu 
§  1,  Anm.  2. 

ö)  A.  a.  O.  S.249. 
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wirtschaftlich  bereits  überholt.     Denn  in  der  Praxis  wird  bei 
emer  Re.he  von  Abzahlungsgeschäften,     so  z.  B.  bei  Ge^^^^^^^ 
standen,  d.e  s.ch  schnell  abnutzen  und  solchen,  die  zur  Ver- 
arbeitung  bestimmt  sind,   der  Eigentumsvorbehalt     gar  nicht 
mehr  verembart.     Die  Richtigkeit     dieser  Ansicht  wird  auch 
durch   die  Motive  1)   bestätigt,  die  ausführen:   „Verträge  die- 
mL       h"'^^'  f "    gewöhnlich    den  Vorbehalt  des  Eigen- 
tums und  in   Verbindung  damit  häufig  die  Abrede    daß   bei 
Ausbleiben  einer  fälligen  Teilzahlung  der  Verkäufer  die  Lhe 
zurücknehmen    gleichwohl   aber  die^  bereits   erhal  en^n    Tefl! 
Zahlungen  behalten  dürfte  (Verwirkungsklausel)" 

Rparfff  1'^^"'ak^"u,^'""'*^"  •'*  ^"  ^"^^»^  abzulehnen,  für  den 
Begriff  eines  Abzahlungsgeschäftes  im  Sinne  des  Ab^ahlungs- 
gesetzes  die  Abrede  des  Eigentumsvorbehalts  oder  des  S- 
trittsrechtes^)   für  erforderlich  zu  halten,     oder     eine  vSn- 

zuTeflan^en^'F''''^'"''''"""'^  '^^  Terminsverlustklause ") 
zu   verlangen      Emer  eigentümlich   normierten   Sicherung  des 

Jet     T  ?f^"'^  "'  '"^  Anwendung  des  Abzahlungsgefetzes 

«0  PM  ^"^^  ^'""^"^  ^^"  '*"^"^  S^h"^'^^^  ^«nen  Anzug  für 
80  RM.  gegen  eine  viermalige  Teilzahlung  von  20  RM  unter 
sofortiger  Uebergabe  des  Anzuges  ohne  jede  weitere  AbSe 
eLs^TolP^^h^n  ^;^^^,^,?jksw;tschaftlich  gegen  die  Bezeichnung 
eines  solchen  Geschäftes  als  Ratenkauf  Bedenken  haben  ein 
Abzahlungsgeschäft  im  Sinne  unseres  Gesetzes  bleibt  es  trotz- 

Faßt  man  also  die  notwendigen  Bestandteile  eines  Ab- 
zahlungsgeschäftes zusamen,  so  wird  man  Heilbrun^)  Recht 
geben  müssen,  wenn  er  sagt:  „Abzahlungsgeschäft  ist  ein  auf 
Veräußerung  gerichtetes  zweiseitiges  Rechtsgeschäft  be  dem 
vereinbart  ist,  daß  das  Entgelt  ganz  oder  zum  Tei    in  min^ 

richten' 15^"'  '^'"'"^^""^^"  "^^»^  Uebergabe  der  Sache  zu  ent- 

111.   Die  Finanzierungsinstitute 

•  ,  ^u  r.^"5^"r.  ""^  Inflationszeit  und  die  ihr  nachfolgende 
wirtschaftliche  Depression  haben  es  mit  sich  gebracht  daß 
unter  dem  Kapitalschwund  nicht  nur  weite  Käufersch  chten 
sondern  auch  ein  großer  Teil  der  Verkäufer  zu  leiden  hat 
verkä.r'r  "^^^'^  "i^ht  "lehr  in  der  Lage,  ihre  Teilzahlungs: 
verkaufe  aus  eigenen  Mitteln     zu     finanzieren.     Somit  blieb 

^)  Zit.  bei  Hausmann,  S.33. 

2)  Gessner,  S.  10,   13,  38;   Luckas,  S.2I. 

3)  Hausmann,  Veräußerung,  S.51. 

/*>  A.  A.  gerade  für  dieses  Beispiel  entsprechend  ihrer  oben 
erörterten  Stellungnahme  die  in  Anm.  3^  und  ')  Genannten,  sowie 
Hausmann,  Veräußerung,  S.  39  ff.  ^  >  ^ 

^)  A.  a.  O.  S.24;  zustimmend  Voigt,  S.  12. 


ihnen  nichts  weiter  übrig,  als  sich  nach  einem  dritten  Geld- 
geber umzusehen,  der  ihnen  zur  Durchführung  ihrer  Ab- 
zahlungsgeschäfte die  erforderlichen  Summen  zur  Verfügung 
stellte,  denn  sie  wollten  und  konnten  auch  nicht  auf  den  Ver- 
kauf gegen  Teilzahlung  verzichten.  Den  fanden  sie  in  den 
Finanzierungsinstituten  der  Nachkriegszeit,  die  ausschließlich 
zu  diesem  Zwecke  gegründet  worden  waren.  Diese  Unter- 
nehmungen gewährten  ihre  geldliche  Hilfe  entweder  dem  Ver- 
käufer in  der  Form  der  Absatzfinanzierung  oder  dem  Käufer 
als  Kundenfinanzierung.  Damit  schoben  sie  sich  als  dritte 
Person  in  das  unmittelbare  Vertragsverhältnis  zwischen  Käu- 
fer und  Verkäufer.^)  Dem  Käufer  ist  es  aber  gleichgültig, 
ob  er  die  finanzielle  Unterstützung  von  dem  Verkäufer  oder 
von  einem  Dritten  erhält.  Für  ihn  bleibt  der  Vorgang  — 
wirtschaftlich  gesehen  —  ein  Abzahlungsgeschäft.  Es  liegt 
daher  der  Gedanke  nahe,  auch  bei  einem  Finanzierungsver- 
trage dem  Erwerber  den  Schutz  des  Abzahlungsgesetzes  zu- 
teil werden  zu  lassen.  Auch  diese  Frage  wird  man  nicht  be-j 
antworten  können,  wenn  man  nicht  auf  die  wirtschaftliche  Ent- 
wicklung der  Finanzierungsindustrie  und  ihre  Konstruktion 
näher  eingeht. 

Solche  Kreditinstitute  zeigten  sich  zuerst  im  Automobil- 
handel, der  ja  in  besonders  ausgedehntem  Maße  Abzahlungs- 
geschäfte abschloß.  Später  erweiterten  sie  dann  ihren  Wir- 
kungskreis und  sie  erstrecken  sich  heute  auf  alle  Arten  der 
vorkommenden  Teilzahlungsverkäufe.  Trotzdem  hat  das  Fi- 
nanzierungsgeschäft seine  größte  Verbreitung  und  klarste  Aus- 
drucksform bei  der  Kreditierung  von  Autoverkäufen  gefunden 
und  behalten. 

Wie  schon  angedeutet,  zerfallen  die  Finanzierungsver- 
träge in  zwei  voneinander  scharf  zu  trennende  Arten:  ^) 
Nimmt  der  Verkäufer  das  Institut  in  Anspruch,  —  und  dieses 
nennt  man  Absatzfinanzierung,  —  so  läßt  er  sich  nach  Ab- 
schluß eines  Abzahlungsvertrages  von  dem  Kreditgeber  einen 
Vorschuß  in  Höhe  des  von  dem  Käufer  noch  schuldig  geblie- 
benen Restkaufgeldes  geben.  Dafür  tritt  er  dem  Finanzier 
seine  Rechte  aus  dem  Abzahlungsvertrage  gegen  den  Käufer, 
insbesondere  den  Eigentumsvorbehalt  ab.  Bei  der  Kunden- 
finanzierung wendet  sich  dagegen  der  K  ä  u  f  e  r  an  das  Fi- 
nanzierungsinstitut. Er  erhält  von  ihm  einen  Kredit,  —  den  er 
in  Raten  zurückzuzahlen  sich  verpflichtet,  —  entweder  in  Be- 
zug auf  ein  ganz  bestimmtes  Abzahlungsgeschäft  (Einzel- 
kredit), oder  ohne  vertragsmäßige  Festlegung  des  Verkäufers 
und  des  Gegenstandes  (Kollektivkredit).  Der  wirtschaftliche 
Vorgang  bei  dem  einzelnen  Vertrage  stellt  sich  bei  der  Ab-» 

1)   Vgl.  Brockdorff,  S.29;  Rühl,  S.  278. 
2\    Vgl.  hierzu  die  bis  ins  Einzelnste  gehenden  Ausführungen 
von  Rühl,  S.  277  und  Rautmann,  S.  1  ff. 
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satzfinanzierung  —  die  gerade  deshalb  hier  so  außerordentlich 
wichtig  ist,  weil  die  Konstruktion  der  Institute  auf  diesem  Ge- 
biet  sehr   variant    ist   —    hauptsächlich    folgendermaßen    dar: 
Will  ein   Interessent  eine  Sache  auf  Abzahlung  erwerben,  so 
schließt   der  Händler   mit   ihm   einen   Kaufvertrag  ab.     Dieser 
ist   aber   nur   unter   der  Voraussetzung   der   Finanzierung  des 
Kaufes  durch  das  Kreditinstitut  gültig.     Ebenso  gut  kann  aber 
auch  der  Verkäufer,  bevor  er  den  Kaufvertrag  aufsetzt,  einen 
entsprechenden    Finanzierungsantrag,   versehen     mit   den    not- 
wendigen   Angaben,    dem    Kreditinstitut    einreichen      und    erst 
nach  dessen  Einwilligung  den  endgültigen  Kaufvertrag  mit  dem 
Käufer  abschließen.     In  den  weitaus  meisten  Fällen  wird  aller- 
dings —  um  sowohl  dem  Käufer  als  auch  dem  Verkäufer  Zeit 
zu   ersparen  —  der  Kaufvertrag  mit  dem   Kreditantrag  kom- 
bmiert.     Dieser  wird  dann  oft  —  besonders  beim  Automobil- 
handel   —    bereits    begleitet     von     den    erforderlichen    Ver- 
sicherungsanträgen,  dem   Finanzierungsinstitut   unterbreitet    In 
jedem  Falle  verborgt  also  der  Kaufmann  keine  Ware,  sondern 
er  bekommt  sie  —  genau  so  wie  beim  Kassageschäft  —  bar 
bezahlt.     Ob   dabei   der   Verkäufer     von     dem    Kreditinstitut 
direkt  befriedigt  wird,  oder  ob  er  von  seinem  Käufer  ^  wie 
etwa  bei   der  Kundenkredit  G.m.b.H.   in   Königsberg-Pr    — 
einen   Scheck   des   in   Betracht   kommenden    Finanziers   erhält 

tllJnZ  !""'  y^'!f^'  T^°'^  ^'^'"  ^^'  ^'"S^^öst  wird,  kann 
keinen  Unterschied  machen.  Das  Neue  an  diesem  System  ist 
gegenüber  dem  gewöhnlichen  Abzahlungsgeschäft,  daß  die 
Kreditierung  des  Geschäftes  von  einem  Dritten  ausgeht 
der  außerdem  das  Risiko  für  den  erteilten  Kredit  trägt  oder  es' 
wenigstens  teilweise  dem  Verkäufer  abnimmt.  Fast  ausschließ- 
lich tragen  diese  Unternehmungen  Bankcharakter  oder  sind 
einer  Versicherungsgesellschaft  angelehnt.  Sie  zerfallen  — 
Ihrer  wirtschaftlichen  Tendenz  entsprechend  —  in  zwei  ver- 
schiedene Arten.  Einerseits  sind  es  Gesellschaften,  die  mit 
einem  bestimmten  industriellen  Unternehmen  oder  mit  einer 
festumgrenzten  Gruppe  von  Betrieben  einen  unmittelbaren  Zu- 
sammenhang nicht  aufweisen.  Dem  entsprechend  ist  natür- 
lich ihr  Geschäftsgebaren  ganz  auf  Gewinnerzielung  einge- 
stel  t.  Auf  der  andern  Seite  stehen  die  Unternehmen,  die  von 
bestimmten  Produzenten  oder  einem  ganzen  Industriezweig 
gegründet  sind,  und  die  sich  deshalb  in  einem  mehr  oder  min- 
der starken  Abhängigkeitsverhältnis  zu  ihnen  befinden  Natur- 
gemäß kommt  es  diesen  Instituten  weniger  darauf  an,  selber 
Gewinne  zu  erzielen,  als  den  Absatz  der  an  ihnen  stark  in- 
teressierten Unternehmungen  zu  fördern.  Man  bezeichnet  sie 
daher  mit  Recht  als  „angelehnte  Finanzierungsinstitute."  i) 

^)  So  Rühl,  S.278;  Schmidt,  S.  89  teilt  für  den  Automobil- 
handel    die     angelehnten    Finanzierungsinstitute,    indem     er     unter- 
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Bevor  auf  die  Konstruktion  der  einzelnen  Systeme  näher 
eingegangen  wird,  erscheint  noch  eine  Aufklärung  angebracht, 
um  eine  begreifliche  Voreingenommenheit  gegen  solche  Institute 
nicht  aufkommen  zu  lassen:  Die  sich  bis  in  die  letzte  Zeit 
hineinziehenden  Vorgänge  bei  der  Frankfurter  Allgem.  Vers.- 
AG.  (Favag)  —  einem  der  bekanntesten  Finanzierungsinstitute 
--  haben  mit  Recht  großes  Aufsehen  erregt.  Es  wäre  jedoch 
falsch,  aus  dem  Zusammenbruch  des  Unternehmens  zu  folgern, 
daß  das  Bestehen  solcher  Einrichtungen  überhaupt  zu  ver- 
urteilen sei.  Es  muß  dabei  in  Betracht  gezogen  werden,  daß 
der  überwiegende  Teil  der  Verluste  durch  die  Finanzierung  von 
Automobilkäufen  entstanden  ist.  Das  ist  aber  ein  Gebiet,  das 
mit  außerordentlichen  Risiken  verknüpft  ist.  Ein  Beweis  dafür 
ist,  daß  auch  andere  bedeutende  Unternehmungen  auf  diesem 
Geschäftszweig  zu  Grunde  gegangen  sind.  Man  denke  nur 
an  die  deutsche  Automobilbank  und  die  Motor-AG.  für  Kraft- 
und  Verkehrswesen.  Der  Schwerpunkt  dürfte  jedoch  darin 
liegen,  daß  die  Leiter  dieser  Gesellschaft  —  wie  sich  aus  ihrer 
strafrechtlichen  Verurteilung  ergibt  —  nicht  pflichtgemäß  gehan- 
delt haben.  Aus  dem  pflichtwidrigen  Verhalten  der  verant- 
wortlichen Männer  eines  einzelnen  Unternehmens  darf  man  aber 
nicht  auf  die  Untauglichkeit  eines  ganzen  Systems  schließen. 

Was  die  Organisation  der  verschiedenen  Systeme  anbe- 
trifft, so  sei  zunächst  erwähnt,  daß  es  sich  bei  den  sogen. 
Beamtenteilzahlungsgeschäften  nicht  um  eine  Finanzierung  durch 
einen  Dritten  handelt,  sondern  daß  diese  nur  gewöhnliche  Ab- 
zahlungsgeschäfte sind.  *) 

Bei  den  gesamten  anderen  Teilfinanzierungsinstituten  neh- 
men die  nach  dem  Elektristima-System  des  Bewag  (Berliner 
Elektrizitätswerke  AG.)  organisierten  eine  Sonderstellung  ein, 
weil  sie  die  einzigen  sind,  die  bei  ihrer  Kreditierung  eine  Ent- 
lassung des  Verkäufers  aus  seiner  Haftung  für  die  entstehenden 
Ausfälle  zulassen.-^)  Sie  sind  Einrichtungen  der  öffentlichen 
Werke  zur  Finanzierung  des  Erwerbes  von  Gas-  und  Elektri- 
zitätsapparaten. ^) 

So  erstreben  sie  nur  eine  mittelbare  Erhöhung  des  eigenen 
Absatzes.  Trotz  der  Förderung  der  einzelnen  Ratenkäufe  haben 
sie  keinen  Vorteil  von  dem  einzelnen  Geschäft  und  wollen  ihn 
auch  nicht  haben.  Ihnen  kommt  es  nur  darauf  an,  durch  die 
gesteigerte  Verbreitung  der  gen.  Geräte  den  Stromkonsum  zu 


scheidet:  mit  Fabrikationsfirnien  verbundenen  Autobanken,  mit  Ver- 
sicherungsgesellschaften verbundenen  Autobanken  und  formell  unab- 
hängige Autobanken.  M.  E.  erschwert  eine  solche  weitere  Teilung 
nur  die  Uebersicht. 

1)  Zustimmend   Rühl,   S.  285. 

2)  Vgl.   Berlack,   S.98. 

3)  So  z.  B.  die  K.  W.  S.  in  Königsberg/Pr. 
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herab    dfft  c-     ^        '^  ^u'^"  '^'^  Einziehungskosten  dadurch 
nerab,  daß  sie  die  versciiiedenen  Raten  gleichzeitig  mit  H^n 

E:"rS?ß""H'  '*^°"'  ^°"  den,S.d^e™ieJ 
Werke  be7  N  oLtn?    '^'^   vergegenwärtigen   muß,     daß   die 
werKe  bei  Nichtzahlung  der  ausstehenden  Beträee  die  I  iefp 
rungssperre  gegen  ihn  anordnen.  ^  ^'^' 

i,ä,.f^^'  ^"!?  f"''^'^"  Systemen  läßt  sich  die  Haftung  des  Ver- 
kaufers nicht  fortdenken,  sei  es.  daß  das  FinanzierunSstitut 
oder'da'ß"  f,f 'f '^  Abhängigkeit  zu  dem  VerkäuferCde" 
zielle  Risiko  ^^J  ^T  ,?^'!  ^^"igstens  teilweise  das  finan- 
an   iene  i^L  /    ''.7/"'<aufer  trägt.    Da  sei  zunächst  einmal 
an  jene  Kreditinstitute  gedacht,  die  von   einem   Fabrikation^ 
unternehmen  gegründet  worden  sind.    Besonder^  hat  s  ch  Zs; 
Fi?men"d?fütr'?'"  Automobilmarkt  gezeig,  beilm'soS 
w  ,?!"'  T        '  ^'"^"  ausgedehnten  Umfang  und  die  nöticen 
Mittel  verfugen  sich  ein  eigenes  Finanzierungsinstitut  geschafe" 
haben.     So  entstand   die  Ford-Credit-Company.   die   Genera 
Motors-Acceptance-Corporation,    -    deren   Umsatz  SchmTdt 

schätzt'  Ztp"''  T"'  J°"  ''^'  "^  Millionen  Dola 
h^  V  ~.^'^  P'erce-Arrow-Finance-Company  und  die  Brenna 
bor-Versicherungsgesellschaft;  Opel,  Hansa,  Citroen  und  NSU 

TeTn     Die  ünf '"'h  '"^'^''  ''''  ^'«^"^"  Kreditinstitute  fS 
ftlZ'    D'«  Unternehmungen  sind  zwar  nach  außen  hin  selb- 

wSch^afl  "erZh'''*";'  ^,'''"''"  '''  ^'^h  ^^'""^h  '"  "öliger 
wirtscnatt licher  Abhängigkeit  von   der  Verkäuferfirma        n->« 

gesamte  Aktienkapital   der  Oeneral-Motors-Accep  ance  Corno 
ÄZ'f  und*bi^\'^'^'''f  "^'^^  '"  ''-  Handel  der'oeS 
dünge*  LZi  es  als'om'hH""i°!f"''^''""^"  '^*  ^«  ""^^t  viel 
indPrT     In        1  u      ?    .";•  ^''  Aktiengesellschaft  oder  sonst- 
jnders.     In   welcher  handelsrechtlichen   Form   diese  Neuerün 
wie  -  erscheinen,  ist  für  die  wirtschaftliche  Seite  ohne  Be!Z" 

\"lZZi7'li  "'"  °^""''^""  "'^  Geldgeberin  sdn.  die  au  1 
M  ßii'hT  ^."^«'^^'^gg^benden  Einfluß  hat,  und  dt  £t 
ausschließlich  Gewinn  und  Verlust  zu  tragen  haben  wird 

In  genau  derselben  wirtschaftlichen  Abhängigkeit  befinden 
sich  alle  diejenigen  Kreditinstitute,  die  von  einem  besSmten 

de^foS" h3  °'"  ''"'r  «^"PP^  ''"  Händlern  ü 
dem  sogen  Handlerring  -  errichtet  worden  sind.    Für  sie  gilt  - 

mrt  geringfügigen  Ausnahmen  -  genau  dasselbe  wie  fü    die 

Tochtergesellschaften  der  obengenannten  Automobilfirmen 

Gebiet°der 'plni^f' °"''"''   Gewerbezweig  hat   sich    auf   dem 
uebiet  der  Finanzierungsgeschäfte  betätigt  und  das  sind  die 
Versicherungsgesellschaffen     In  dem  Bestreben    ri!«7oMi. 
Abschlüsse^  zu  erhöhen  und"  damit  Xen'Ä'  z^vermeS; 

^)  A.  a.  O.  S.58. 
2)  Schmidt,  S.90. 
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stellten  sie  einen  Teil  ihres  Geschäftsbetriebes  auf  die  Finan- 
zierung von  Teilzahlungsverkäufen  ein.  Eins  der  bekanntesten 
Unternehmungen  auf  diesem  Gebiete  war  —  wie  schon  erwähnt 

—  die  im  Jahre  1929  zusammengebrochene  Favag.  Alle  diese 
Institute,  —  die  ihren  Hauptanwendungsbereich  im  Automobil- 
handel haben,  —  kreditieren  die  Abzahlungsverkäufe  unter  der 
Voraussetzung,  daß  gleichzeitig  die  verkaufte  Sache  bei  ihnen 
versichert  wird.  Sie  selbst  sind  nicht  dazu  imstande  —  und 
wollen  es  auch  nicht,  —  das  Kreditrisiko  allein  zu  tragen,  son- 
dern wälzen  es,  wenigstens  teilweise,  auf  den  Verkäufer  ab. 

Neben  diesen  Hauptformen  der  Teilfinanzierungsinstitute 
haben  sich  naturgemäß  noch  eine  Reihe  anderer  Systeme  gebil- 
det. Verwiesen  sei  hierzu  auf  die  eingehenden  Ausführungen  von 
Berlack  und  Felix  über  das  Citag-Tietz-System  und  andere  For- 
men.i)  Nur  auf  ein  Institut  sei  noch  etwas  näher  eingegangen, 
weil  es  das  erste  war,  das  einen  später  häufig  nachgeahmten 
Weg  beschritt.  Das  ist  die  Kundenkredit  GmbH,  in  Königsberg 
Pr.  Organisiert  ist  dieser  Betrieb  in  der  Form,  daß  eine  Reihe 
von  Kassageschäften  sich  verpflichtet  haben,  die  von  der  Kun- 
denkredit GmbH,  dem  Kreditnehmer  in  Form  von  Schecks  zur 
Verfügung  gestellten  Kredite  an  Stelle  der  Barzahlung  anzu- 
nehmen. Nach  außen  hin  scheidet  der  Verkäufer  ganz  aus  dem 
Vorgang  der  Kreditierung  aus.  Denn  der  Käufer  zahlt  den  ihm 
gewährten  Kredit  nicht  an  ihn,  sondern  an  die  Kundenkredit  in 
Raten  auf  Grund  von  Vereinbarungen  zurück,  die  bei  der 
Krediteinräumung  getroffen  worden  sind.  Der  Scheck  wird  bei 
Vorlage  von  dem  Finanzierungsinstitut  nach  Abzug  von  5  Pro- 
zent in  bar  honoriert.  Im  Innenverhältnis  zwischen  den  Ver- 
käufern und  der  Gesellschaft  muß  man  zwei  verschiedene  Grup- 
pen unterscheiden:  die  Gesellschafter  und  die  lediglich  dem 
Kreditverkehr  angeschlossenen  Firmen.    Die  ersteren  setzen  sich 

—  mit  der  einzigen  Ausnahme  eines  Vorstandsmitgliedes  — 
aus  Einzelhandelsfirmen  zusammen.  Ihr  Gesellschaftsanteil 
beträgt  1000  RM.  Außerdem  haben  sie  noch  ein  Eintrittsgeld 
zu  zahlen,  sowie  die  gerichtlichen  Eintragungskosten  zu  erstat- 
ten. Ihre  Haftung  beschränkt  sich  jedoch  nicht  auf  ein  Viel- 
faches ihres  Anteiles,  sondern  sie  haben  als  Sicherheit  für  den 
Kredit,  den  die  Stadtbank  Königsberg  der  Gesellschaft  zur  Ver- 
fügung stellt,  Bürgschaft  für  ihr  jeweiliges  Obligo,  das  sich  aus 
den  Umsätzen  abzüglich  der  auf  die  einzelnen  Firmen  ent- 
fallenden Raten  errechnet,  in  voller  Höhe  zu  übernehmen. 
Selbstverständlich  nehmen  sie  auch  an  dem  Gewinn  der  Gesell- 
schaft teil.  Die  angeschlossenen  Firmen  erhalten  von 
dem  Gewinn  nichts.  Ihnen  wird  ebenfalls  bei  der  Einlösung 
des  Schecks  ein  Abzug  von  5  Prozent  gemacht.    Sie  haben  aber 

1)  Vgl.  Berlack,  S.26  ff. 
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vöS    S  PM  An  nähme  in  den  Kreditverkehr  eine  Kaufion 

Znt  T,.  F^  '"  '  """•  ''"  '"'  °"^''""8  -"öRlicher  Ausfälle 
dient  Das  Eigenartiee  an  diesem  System  ist,  daß  die  Gesell- 
schaft erne  dingliche  Sicherung  an  der  Kaufsache  selbst  -1  sei 
es  durch  emen  abgetretenen  Eigentumsvorbehalt,  sei  es  durch 
eine  Sicherungsübereignung.  _  nicht  verlangt.  Obgleich  also 
diese  Gesellschaft  besonders  im  Verhältnis  zu  den  nur 
Ihrem  Kreditverkehr  angeschlossenen  Firmen  —  stark  den  Cha- 

ohnf  -^'"u  ""^^^ä"«!««"  Bankinstituts  trägt,  kann  sie  doch 
ohne  eine  Ha  tung  des  Verkäufers  nicht  auskommen.  Daß  diese 
Haftung  des  Veräußerers  gegenüber  sämtlichen  Kreditinstituten 
IrI    nVI    u'"'  '^'*^"  ^'*"*  *'f''-  '^«*  seinen  Grund  darin 

Jo?sicMi?Jn^w 'i""'T'*'  ^''  '^''  ^^^"""K  außerordentlich 
vorsichtig  zu  Werke  gehen   und  andererseits  regelmäßig  ihre 

S^Sll  vrrsicTe7n.  .^-'''*--'^'^erungsgese,lschaft  ^noch 

wir/mJ^'K^^"»"''"  W"^'"K""S  der  Finanzierungsverträge 
wird  man   ebenfalls   zwischen   der  Absatz-  und   der  Kunden- 

Verk3!Z"f  ""^"^^'^iid^"  -""ssen.    Bei  der  ersteren  bleibt  der 
Verkäufer  trotz  der  Finanzierung  Vertragsgegner  des  Käufers 
Er  kann  also  auch  nicht  das  Risiko  auf  den  Geldgeber  abwälzen 
sondern    muß    es   selber   tragen,   behält   aber   anderseits    den 

Verkaufer  gegebenes  Darlehen.  Die  Abtretung  der  Restkauf- 
geldforderung stellt  sich  nicht  als  ein  Verkauf  dar  sondern 
geschieht  nur  sicherungshalber.  2)  sonaern 

vor  MnH^*'t'  ^".'^""''^"finanzierung  liegt  ein  Darlehnsvertrag 
vor,  und  zwar  zwischen  Finanzierungsinstifut  und  Käufer  ^)  Fü' 

^eTan     '^H  "\r^»";  ^^'^"«'  "'^  -  --  s^hon  e  nmal  dar-" 

SderTtarkem  M.r"'"  l'  T"  '"''"  ^^''''"-  '"  '"^"r  oder 
mmder  starkem  Maße  an  der  Tragung  des  Risikos  beteiligt  ist 

Fast  alle  Finanzierungsverträge  haben  aber  in  ihren  Ver- 
fragsabmachungen  derartig  strenge  und  harte  Bestimmungen 
daß   man    sie   daraufhin   untersuchen   muß.   ob   sie   nicht   dT; 
Nichtigkeif  anheimfallen.     Enthalfen  sie  do^h  in  der  MeLZ 

Szef  SS  k^^t"'  ''".  ^"  ''"^  ^^'^«  d^stbzSjngs'^ 
ScraSgtaren        ''"  ""'"  ""'  '''  Veranlassung  zu  seiner 

^  m  f39"RrT"''n"  ^T^:'^*'"  ^"'  '"^  Nichtigkeif  sind  die 
öö  138,  139  BGB.     Danach  ist  sowohl  eine  Nichtigkeit   ein- 

II  vV  Vertragsbestimmungen  als  auch  des  ganzen  Vertrages 
möglich.  Es  hegt  dabei  aber  die  Gefahr  nahe  daß  man  nTr 
auTdem  Wege  über  die  Beurteilung  der  einzelnen  Klauseln  zu 

^)  Vgl.  Rautmann,  S.  10. 

2)  Zustimmend   Rautmann,   S.  14;   Rühl    S  281   f 

3)  So  auch  Schmidt,  S.62. 
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einer  Nichtigkeit  des  gesamten  Vertrages  kommt.  Vielmehr 
wird  es  sehr  häufig  so  sein,  daß  zwar  die  Bestimmungen  selbst 
nicht  nichtig  sind,  daß  aber  die  Gesamtheit  der  Abmachungen 
eine  derartig  übermäßig  drückende  Verpflichtung  des  Schuld- 
ners enthält,  daß  der  ganze  Vertrag  sittenwidrig  und  damit 
nichtig  wird,  i)  Zunächst  wird  man  an  Wucher  (§  138  Abs.  2 
BGB.)  denken.  Der  Wucherbegriff  ist  durch  objektive  und 
ein  subjektives  Merkmal  bestimmt.  Die  objektive  Voraus- 
setzung des  Wuchers  bilden  das  unter  Berücksichtigung  der 
Umstände  bestehende  auffallende  Mißverhältnis  zwischen  Ver- 
mögensvorteil und  Leistung,^)  sowie  die  Tatsache,  daß  in  der 
Person  des  anderen  entweder  Notlage,  Leichtsinn  oder  Uner- 
fahrenheit  vorliegt.  3)  Subjektiv  erfordert  der  Wucher  nicht 
die  Absicht  der  Ausbeutung  der  Notlage  des  Leichtsinns  oder 
der  Unerfahrenheit,  sondern  nur  deren  vorsätzliche  bewußte 
Ausnutzung.*)  Wann  im  einzelnen  der  Tatbestand  des  Wuchers 
erfüllt  ist,  muß  von  Fall  zu  Fall  geprüft  werden.  Eine  allgemeine 
Regel  läßt  sich  dabei  nicht  aufstellen.  Diese  Prüfung  wird 
jedoch  alle  Einzelheiten  berücksichtigen  müssen.  Es  geht  z.  B. 
nicht  an,  bei  einem  Autokauf  das  Vorliegen  der  Notlage  einfach 
mit  der  Behauptung  abtun  zu  wollen,  daß  derjenige,  der  sich 
ein  Auto  kauft,  wohl  nie  in  einer  Notlage  ist.^)  Häufig  mag 
diese  Auffassung  zutreffen.  Es  gibt  aber  auch  Autokäufe,  in 
denen  der  Käufer  sich  in  einer  Notlage  befindet,  so  immer  dann, 
wenn  der  Kauf  zu  seinem  Lebensunterhalt  so  notwendig  ist,  daß 
er  ohne  ihn  diesen  nicht  bestreiten  kann,  z.  B.  die  Droschke  für 
den  Droschkenchauffeur,  u.  U.  auch  der  Lieferwagen  für  den 
Kaufmann  und  das  Auto  für  den  Reisenden. 

Außerdem  wird  oft  bei  den  Finanzierungsverträgen  zweifel- 
haft sein,  ob  nicht  der  ganze  Vertrag  oder  einzelne  seiner  Be- 
stimmungen wegen  Verstoßes  gegen  die  guten  Sitten  {§  138  I 
BGB.)  nichtig  sind.  Der  Absatz  1  des  §  138  BGB.  ist  begriff- 
lich weiter  als  dessen  zweiter  Absatz.  Es  muß  noch  ein  neues 
Merkmal  hinzu  kommen,  das  außerhalb  des  Absatz  II  liegt.  «) 
Ein  Rechtsgeschäft  erweist  sich  dann  als  sittenwidrig,  wenn 
es  nach  herrschendem  Volksbewußtsein  dem  Anstandsgefühl 
aller  billig  und  gerecht  Denkenden  widerspricht,  oder  wenn  es, 
wie  das  Reichsgericht  ausführt'^)  „nach  seinem  aus  der  Zu- 
sammenfassung von  Inhalt,  Beweggrund  und  Zweck  zu  entneh- 


1)  Zust.  Rühl,   S.  236/237. 

2)  So   Staudinger  zu  §  138,   Anm.  3a. 

3)  Vgl.  Soergel  zu  §  138,  Anm.  2,  S.  158. 

4)  Ders.   Ansicht  R.  ü.  R.  K.   Anm.  2   zu  §   138. 

5)  So  Brockdorf,  S.34. 

ü)   Vgl.   Warneyer  zu  §  138,   Anm.  B.  XI. 
-i)   R.G.   Bd.  98,  S.79. 
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menden  Oesamtcharakter  sich  als  ein  sittenwidriges  darstellt " 
In  besonders  gelagerten  Fällen  werden  bei  der  Feststellung  der 

';  i:rzuTeS  T  "'^  .^"-•'-""gen  bestiSter Tolks" 
kreise  zu  berücksichtigen  sein,  so  z.  B.  bei  Handelsgeschäften 
die  Ansichten  des  ehrbaren  Kaufmanns,  wobei  ällerdlnesVo" 
aussetzung  ist.  daß  diese  Anschauunge,;  nicht  im  VvS  p^uch 

erfo?dert"der"Ta'^I!T'f;"  l*^"^"'     '"   ^"^J^""^"  ^^ 
erfordert  der  Tatbestand  der  Sittenwidrigkeit  nur  die  Kenntnis 

der  objektiven  Tatbestände,  die  das  Geschäft  zu  einem  s""ten 

widrigen  machen,  nicht  aber,  daß  sich  die  Beteiligten  de    SU 

tenwidrigkeit  des  Geschäfts  bewußt  sind,  i)       ^'"^*^"  *""  ^"- 

Aber  auch  bei  der  Beurteilung  dieses  Begriffes  wird  man 

Nur  2WP  P^Mi  "n'^.  seine  Eigenart  berücksichtigen  müssen 
F^nL  '^'^^''♦''"'e"  seien  hier  ausdrücklich  erwähnt-  Bei  den 
Finanzierungsverträgen  ist  die  wirtschaftliche  Ueberle«nhe^ 
des    Kreditgebers   oft   noch    bedeutend   stärker   akhlfH 

feSer''^eiritt'"r^^'^"''  ^"^■^^ ""^  -'htei  lette^em  e^: 
sJhpn      I    r''''"'"e'     'm   größeren   Umfange   zur  Verfügune 

auf     So  gibtTB  dl  r"-  h''"  1"  "'""''^'«  hohe  Äf 

brÄ*  die^£tfvrt^rrrr  2Ä  pr^t  :r 

etwa  eine  übermäßige  Vertragsstrafe  £nT"^'"  ~  ^'" 
sein,  daß  der  Vertrair  riZhZh  T     "^"'  *°  ''^""  es  leicht 

weil  es  sich  um  ete  übertsR  ^'^'". ""  «"*'"  ^'«en  verstößt, 
der  wirtschaftHchen  Freih.f  ^'  """  ""*«^dige  Beschränkung 
tigung  des  einen  TeikohnT'w  """v^^"'  "'"'^»'«^  Berücksich- 

be^deLitige?,reten°!;rnd2.r"Sjrda'rrntr^ 
So'entwert'l'a"b"im''ttokluT'dii  KraffT^^  '"'''''''' 

P  Vgl    R.a  97,  S.255;    120,  S.  148. 

2)  I.W.    1932,   S.937. 

3)  I.W.   1929,  S.  1380. 
*)  A.  a.  O.  S.  264— 273. 

«)   Vgl.  hierüber  Brockdorff,  S.34. 
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nicht  für  nichtig  erklären  können.  Man  wird  davon  ausgehen 
müssen,  daß  bei  einer  freiwilligen  Kreditaufnahme  eine  Nich- 
tigkeit nur  unter  besonderen  Umständen  gegeben  ist  wie  bei- 
spielsweise bei  dem  in  RGZ.  Bd.  128,  S.  251  ff.  entschiedenen 
Fall,  bei  dem  es  sich  um  eine  Auferlegung  besonders  harter 
Vertragsbedingungen  und  einer  weitgehenden  Beeinträchtigung 
der  wirtschaftlichen  Freiheit  eines  Droschkenchauffeurs  han- 
delte, der  ohne  Stellung  und  Erwerb  für  die  Erfüllung  seiner 
Verpflichtungen  im  wesentlichen  auf  den  Verdienst  aus  dem 
Betriebe  der  gekauften  Autodroschke  angewiesen  war.  —  gege- 
Betriebe  der  gekauften  Autodroschke  angewiesen  war.  Die 
Sittenwidrigkeit  einzelner  Vertragsbestimmungen  darf  man  auch 
nicht  daraus  herleiten,  daß  das  Abzahlungsgesetz  diese  Klauseln 
für  richtig  erklärt  hat.  i)  Es  liegt  nicht  einmal  dann  ein  sitten- 
würdiges Verhalten  vor,  wenn  die  Einschiebung  einer  dritten 
Person  als  Finanzier  des  Geschäftes  in  der  Absicht  erfolgt  war, 
die  Vorschriften  des  Abzahlungsgesetzes  auszuschließen.  2) 

IV.  Die  Anwendbarkeit  des  Abzahlungsgesetzes 
auf  die  Finanzierungsgeschäfte 

Die  Finanzierungsverträge  enthalten  vielfach  wieder  die 
Klauseln,  die  vor  dem  Inkrafttreten  des  Abzahlungsgesetzes  der 
Gegenstand  lebhaftester  Beschwerde  waren,  und  die  das  Reichs- 
gesetz vom  16.  Mai  1894  mit  Recht  für  nichtig  erklärt  hat. 
Stellt  man  sich  aber  auf  den  Standpunkt,  daß  diese  Verträge 
lediglich  nach  den  Regeln  eines  Darlehnsvertrages  zu  beur- 
teilen sind,  so  würden  die  in  ihnen  enthaltenen  Abmachungen 
in  den  weitaus  meisten  Fällen  gültig  sein.  Denn,  —  wie  bereits 
dargetan,  —  kann  man  diese  Vereinbarungen  nur  dann  für 
nichtig  erklären,  wenn  sie  für  den  Schuldner  ungewöhnlich  hart 
sind,  und  das  wird  nur  verhältnismäßig  selten  der  Fall  sein. 
Selbst  wenn  man  im  Gegensatz  zu  der  Rechtsprechung  des 
Reichsgerichts  ^)  die  Ansicht  vertreten  würde,  daß  solche  Ver- 
träge immer  dann  nichtig  sind,  wenn  die  Einschiebung  des  Finan- 
ziers der  Absicht  entsprang,  die  Vorschriften  des  Abzahlungs- 
gesetzes auszuschließen,  so  würde  man  damit  in  der  Praxis 
nicht  viel  weiter  kommen.  Denn  es  dürfte  fast  nie  gelingen, 
den  Beweis  für  eine  solche  Behauptung  zu  erbringen.  Ganz 
abgesehen  davon  wird  auch  in  der  Tat  die  Gründung  solcher 
Institute  selten  deshalb  geschehen  sein,  um  die  Bestimmungen 
des  Reichsgesetzes  vom  16.  Mai  1894  zu  umgehen,  sondern  es 
wird  meistens  die  Absicht  bestimmend  gewesen  sein,  die  Finan- 
zierung organisatorisch  von  dem  Hauptgeschäft  zu  trennen  und 


1)  So  auch  Rühl,  S.236;  Guide,  S.  188. 
^)  Zustimmend  R.  G.  Z.   Bd.  131,   S.  224. 
3)  Vgl.  R.G.Z.  Bd.  131,  S.224. 
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so  das  finanzielle   Risiko  des  Abzahlungsgeschäftes   auf  eine 
bestimmte  Abteilung  zu  beschränken.     Der  Verkäufer  hat  des- 
halb ein  weder  „rechtlich  noch  sittlich  zu  mißbilligendes  Inter- 
esse" A)  an  der  Gründung  eines  Finanzierungsinstitutes.    Beur- 
teilt man  aber  die  Finanzierungsverträge  nur  nach  den  Grund- 
sätzen, die  bei  der  Hingabe  eines  Darlehens  gelten,  so  wird 
man  sich  des  Gefühls  nicht  erwehren  können,  daß  man  formal- 
juristisch vorgeht  ohne  den  wirtschaftlichen  Vorgängen  gerecht 
zu  werden.    Bei  der  steigenden  Verbreitung  der  Finanzierungs- 
institute würde  man  dazu  kommen,  dem  Käufer  mehr  und  mehr 
den  Schutz  des  Abzahlungsgesetzes,  dessen  er  so  nötig  bedarf, 
zu   entziehen.     Er  würde  nur  dann   diesen   Schutz  genießen, 
wenn  ihm  von  dem  Verkäufer  direkt  die  Ratenzahlung  zuge- 
billigt wird,  seiner  aber  verlustig  gehen,  wenn  in  das  unmittel- 
bare Vertragsverhältnis  zwischen  ihm  und  dem  Verkäufer  ein 
Dritter  eingetreten  ist.     Denn  nur  bei  einem    reinen  Abzah- 
lungsgeschäft würde  er  durch  die  Vorschriften  des  Reichsge- 
setzes vom  16.  Mai  1894  geschützt  werden.     In  einer  solchen 
Folgerung  würde  jedoch   eine  große  Ungerechtigkeit   gegen- 
über dem  Käufer  liegen.    Er  hat  gar  kein  Interesse  an  der  Ein- 
schiebung  des  Finanziers  in  den  Kaufvertrag;  es  ist  ihm  gleich- 
gültig, ob  er  die  Raten  des  Kaufpreises  an  den  Verkäufer,  oder 
die  Raten   des  Darlehens  an  das  Finanzierungsinstituts  zahlt. 
Wirtschaftlich  bleibt  das  Geschäft  für  ihn  ein  Abzahlungsver- 
trag.    Die   Unbilligkeit   einer  solchen   Ansicht   empfand   auch 
schon  Berlack,2)  wenn  er  darauf  hinweist,  daß  der  mangelnde 
Schutz  des  Käufers  dazu  führen  müsse,  entweder  das  Abzah- 
lungsgesetz als  Ganzes  zu  beseitigen  oder  Mittel  und  Wege 
zu  finden,  um  jede  Kreditgewährung  an  den  Konsumenten,  die 
der  Warenversorgung  diene,  dem  Gesetz  zu   unterstellen. 

Man  wird  also  prüfen  müssen,  ob  man  das  Abzahlungs- 
gesetz nicht  nur  in  den  Fällen  anwenden  kann,  in  denen  es 
sich  um  ein  unmittelbares  Abzahlungsgeschäft  zwischen  Käu- 
fer und  Verkäufer  handelt,  sondern  auch  dann,  wenn  es  sich 
lediglich  für  den  Käufer  wirtschaftlich  als  ein  Abzahlungskauf 
darstellt. 

Eine  direkte  Anwendung  des  Abzahlungsgesetzes  ist  nicht 
möglich.  Das  Gesetz  hat  nur  an  einen  Vertrag  zwischen  zwei 
Personen  gedacht.  Dieses  ergibt  sich  auch  schon  aus  §  11  c 
Zudem  gab  es  die  Einrichtung  der  Kreditinstitute  zur  Zeit  des 
Erlasses  des  Gesetzes  (1894)  noch  nicht.  Es  bestand  daher 
auch  nicht  die  Notwendigkeit,  für  einen  solchen  Fall  dem  Käu- 
fer durch  eine  gesetzliche  Regelung  Schutz  zu  gewähren  Auch 
der  §  6  Abz.-Ges.  unterwirft  —  wenigstens  seinem  Wortlaut 

1)  Vgl.  R.G.  in  I.W.  1931,  S.  1181. 

2)  A.  a.  O.  S.41. 
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nach  —  nur  die  verhüllten  Abzahlungsgeschäfte  den  Vorschrif- 
ten des  Reichsgesetzes  vom  16.  Mai  1894,  also  solche  Geschäfte, 
durch  die,  —  gleichviel  welche  rechtliche  Bezeichnung  sie  füh- 
ren, —  der  wirtschaftliche  Zweck  eines  Abzahlungsgeschäftes 
erreicht  werden  soll.  Das  Gesetz  hat  an  dieser  Stelle  nur 
an  eine  andere  „Vertragsart"  zwischen  denselben  Parteien 
gedacht,  nicht  aber  an  das  Eintreten  eines  Dritten.  ^)  Grund- 
sätzlich wird  man  also,  wenn  der  Käufer  von  dritter  Seite  ein 
Darlehen  aufgenommen  hat,  das  er  in  Raten  zurückzahlt,  und 
mit  dem  er  den  Kaufpreis  in  voller  Höhe  beglichen  hat,  die 
Anwendbarkeit  des  Abzahlungsgesetzes  auf  die  Vertragsbe- 
ziehungen zwischen  Darlehnsgeber  und  Käufer  ablehnen  müs- 
sen. Man  würde  aber  der  schon  erörterten  wirtschaftlichen 
Entwicklung  nicht  gerecht  werden,  wollte  man  sich  in  bestimmt 
gelagerten  Ausnahmefällen  auf  den  Standpunkt  stellen,  auch 
einer  entsprechenden  Anwendbarkeit  gem.  §  6  Abz.-Ges.  sei 
der  Umstand  hinderlich,  daß  hier  auf  Gläubigerseite,  dem  Käu- 
fer zwei  verschiedene  Rechtspersonen,  der  Verkäufer  und  der 
Darlehnsgeber,  gegenüberstehen.  Denn  wenn  auch  das  GesetJ? 
an  das  Eintreten  eines  Dritten  in  das  unmittelbare  Vertrags- 
verhältnis zwischen  Verkäufer  und  Käufer  nicht  gedacht  hat, 
so  kann  man  doch  aus  seinem  Schweigen  nicht  folgern,  daß  in 
einem  solchem  Falle  seine  Anwendung  überhaupt  ausgeschlossen 
sein  soll.  2)  Um  festzustellen,  in  wieweit  die  Finanzierungs- 
verträge zu  diesen  Ausnahmefällen  gehören  und  somit  unter 
das  Abzahlungsgesetz  fallen,  muß  man  dieser  Beurteilung  die 
im  ersten  Abschnitt  dieser  Arbeit  genau  ausgeführte  sozial- 
politische Tendenz  des  Abzahlungsgesetzes  zu  gründe  legen, 
darf  aber  auch  andererseits  nicht  die  Belange  des  Kredit- 
gebers außer  Acht  lassen. 

Verhältnismäßig  wenig  Schwierigkeiten  bereitet  die  recht- 
liche Beurteilung  der  Finanzierungsverträge  bei  der  Absatz- 
finanzierung. Hier  ist  nur  der  Verkäufer  der  Geldnehmer.  Es 
bestehen  also  zwischen  dem  Käufer  und  dem  Finanzierungs- 
institut keine  unmittelbar  vertraglichen  Beziehungen.  Die 
Abtretung  der  Ratenforderungen  ist  —  wie  schon  erwähnt  — 
nur  sicherungshalber  erfolgt.  Der  Käufer  kann  daher  dem 
Geldgeber  gegenüber  alle  Einwendungen  geltend  machen,  die 
ihm  gegen  den  Verkäufer  zustehen  (§  404  BGB.),  also  auch  die 
Einwendungen  aus  dem  Abzahlungsgeschäft."^)  Dabei  ist  es 
ohne   Belang,   ob   das   Firianzierungsinstitut   seine   Ansprüche 


1)  Ders.  Ansicht:  Rautmann,  S.23;  Brockdorff,  S.  32. 

2)  Zustimmend:    Rühl,   S.291;     R.G.  in   I.W.   1931,    S.75; 
R.G.  in  I.W.   1931,  S.  1178;  a.  A.  Berlack,  S.40. 

3)  Ders.  Ansicht  Rautmann,  S.  17  f.,  S.  27;  Rühl,  S.292. 
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ist  zunächst  immer  der  Fall,  wenn  die  Verkäuferfirma  weiter 
nichts  ist  als  eine  vom  Finanzierungsinstitut  vorgeschobene 
Person,  i) 

Schwieriger  wird  die  Beantwortung  dieser  Frage  bei  der 
Kundenfinanzierung.  Im  Interesse  des  Käufers  würde  es  zwar 
liegen,  alle  Finanzierungsverträge  dem  Abzahlungsgesetz  zu 
unterwerfen.  Von  seinem  Standpunkt  aus  gesehen  verliert  das 
Geschäft  dadurch  nicht  den  Charakter  eines  Abzahlungsver- 
trages, daß  er  jetzt  die  einzelnen  Raten  an  einen  Dritten,  — 
den  Finanzierer  —  zahlt,  der  sich  in  das  Vertragsverhältnis 
zwischen  ihm  und  dem  Verkäufer  geschoben  hat.  Eine  solche 
Regelung  würde  wieder  eine  ungerechtfertigte  Belastung  des 
Gläubigers  darstellen.  Gerechtfertigt  erscheint  dagegen  die 
Anwendung  des  Abzahlungsgesetzes  in  allen  den  Fällen,  in 
denen  die  Dreiheit  der  Parteien  nur  eine  scheinbare  ist,  wäh- 
rend in  Wirklichkeit  nur  zwei  Parteien  vorhanden  sind.  Dies 
auf  die  hingegebenen  Wechsel  oder  die  diesen  zugrundeliegen- 
den Rechtsgeschäfte  stützt. 

Würde  man  es  hierbei  bewenden  lassen,  so  würde  es  für 
die  Praxis  leicht  sein,  die  eben  genannte  Formulierung  auszu- 
schließen. Denn  die  Finanzierungsinstitute  sind  fast  durchweg 
juristische  Personen.  Man  brauchte  nur  z.  B.  bei  der  GmbH, 
einen  geringfügigen  Geschäftsanteil  oder  bei  einer  AG.  einige 
wenige  Aktien  einem  unbeteiligten  Dritten  zu  geben,  und  schon 
wäre  es  schwierig,  ja  fast  unmöglich,  die  Eigenschaft  des 
Finanzierungsinstituts  als  Strohmann  festzustellen,  obgleich  auch 
in  diesen  Fällen  —  wirtschaftlich  gesehen  —  Verkäufer  und 
Kreditgeber  eine  Einheit  vorstellen.  Man  wird  daher  ohne  Be- 
denken das  Abzahlungsgesetz  auch  dann  Anwendung  finden 
lassen,  wenn  zwischen  Verkäufer  und  Darlehnsgeber  „wirt- 
schaftliche Identität"  besteht.2)  Hierbei  sei  ausdrücklich  dar- 
auf hingewiesen,  daß  diese  Fassung  davon  absieht,  irgend- 
welche Umgehungsabsieht  zu  fordern.  Sie  stellt  es  nur  auf 
die  tatsächlichen  Verhältnisse  ab  und  schützt  —  entsprechend 
der  sozialpolitischen  Tendenz  des  Abzablungsgesetzes  —  den 
Käufer  vor,  —  wenn  auch  nicht  nichtigen,  —  so  doch  außer-, 
ordentlich  harten  Vertragsbedingungen,  ohne  dabei  die  berech- 
tigten Interessen  von  Verkäufer  und  Darlehnsgeber  zu  ver- 
letzen. I>enn  stets  wird  die  Gründung  einer  solchen  Gesell- 
schaft mit  dem  Gelde  des  Verkäufers  geschehen  sein.  Dem- 
gemäß wird  sie  die  Richtlinien  in  der  Geschäftsführung  bestim- 
men, und  fast  ausschließlich  Gewinn  und  Verlust  zu  tragen 
haben.     Sind   aber   Finanzierungsinstitut   und   Verkäuferfirma 

1)  So  R.G.  Bd.  128,  S.251  ff. 

2)  Vgl.  RüW,  S.  293— 295;  R.G.  in  I.W.  1931,  S.  1181;  K.  a 
in  I.W.  1931,  S.75. 
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wirtschaftlich  eine  Einheit,  so  erscheint  es  gerechtfertigt,  denl 
Käufer  Schutz  zu  gewähren,  und  auf  das  Rechtsverhältnis  zwi- 
schen ihm  und  der  Darlehnsgeberin  das  Abzahlungsgesetz 
anzuwenden.  ^) 

Selbst  dieser  Rahmen  würde  zu  eng  sein,  und  man  würde 
zu  wenig  auf  die  Belange  des  Käufers  Rücksicht  nehmen,  wollte 
man  die  entsprechende  Anwendung  des  Abzahlungsgesetzes 
auf  die  Fälle  der  wirtschaftlichen  Identität  beschränken.  Schon 
wenn  z.  B.  verschiedene  Verkäuferfirmen  sich  zusammentun 
und  zwecks  Finanzierung  ihrer  Abzahlungskäufe  einen  Händler- 
ring bilden,  würde  diese  Formel  versagen,  da  die  Gründung 
hier  mit  dem  einzelnen  Verkäufer  wirtschaftlich  nicht 
mehr  identisch  ist.  2)  Ebensowenig  käme  sie  zur  Anwendung, 
wenn  etwa  der  Verkäufer,  anstatt  selber  solch  ein  Institut  zu 
gründen,  einer  schon  bestehenden  Bank  oder  Versicherungs- 
gesellschaft die  gesamte  Finanzierung  seiner  Verkäufe  über- 
trüge. Und  doch  wird  man  auch  in  solchen  Fällen  den  Käu- 
fer schützen  müssen,  denn  die  Verkäufer  würden,  —  falls  man 
nur  die  wirtschaftliche  Identität  für  ausreichend  erachtet,  — 
nicht  mehr  solche  Gründungen  vornehmen,  sondern  die  Finan- 
zierung Instituten  übertragen,  mit  denen  sie  wirtschaftlich  nicht 
zusammenfallen.  Eine  Umgehung  der  Vorschriften  des  Ab- 
zahlungsgesetzes wird  man  unter  diesen  Umständen  so  gut  wie 
gar  nicht  feststellen  können,  und  der  Käufer  wäre  wieder  ohne 
den  Schutz,  den  ihm  die  sozial-politische  Einstellung  des  Ab- 
zahlungsgesetzes gewähren  will. 

Eine  erweiterte  Anwendung  dieses  Gesetzes  würde  auch 
für  das  Finanzierungsinstitut  keine  allzu  große  Belastung  dar- 
stellen. Denn  beim  Händlerring  würde  das  Risiko  wenigstens 
teilweise  wieder  auf  den  Verkäufer  abgewälzt  werden,  wenn  es 
sich  auch  durch  die  Mehrheit  der  Beteiligten  verteilt,  also  ver- 
ringert, aber  auch  erhöht.  Die  Bank,  die  sämtliche  Abzah- 
lungskäufe einer  Firma  finanziert,  wird  ebenfalls  mit  dem  Ver- 
käufer Abmachungen  getroffen  haben,  die  sie  vor  großen  Ver- 
lusten schützt,  sei  es,  daß  sie  für  jeden  einzelnen  Fall  eine 
Risikoprämie  von  dem  Verkäufer  erhält,  sei  es,  daß  bei  den 
Ausfällen  der  Veräußerer  einen  bestimmten  Prozentsatz  des 
Verlustes  zu  tragen  hat.  Jedenfalls  wird  sie  stets  eine  Haf- 
tung des  Verkäufers  fordern.  3)     Fließen  ihr  aber  die  Vorteile 


1)  So  O.  L.  G.  Königsberg  in  »L.  Z.  1930,  S.  1336  für  die  Ford- 
Credit-Company;  K.  G.  in  I.W.  1931,  S.75  für  die  General  Motors 
Acceptation  Corporation;  R.G.  in  I.W.  1931,  S.  1178  für  die  Brenna- 
bor  Versicherungsgesellschaft. 

2)  A.  A.  Rühl,  S.294,  der  den  Händlerring  noch  unter  den 
Begriff  der  wirtschaftlichen  Identität  fallen  lassen  will. 

3)  Zustimmend  Schmidt  S.70. 
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der  Finanzierung  eines  Abzahlungsgeschäftes  zu,  so  muß  sie 
dafür  die  Nachteile,  welche  die  Anwendung  des  Abzahlungs- 
gesetzes zwischen  ihr  und  dem  Käufer  mit  sich  bringt,  mit  in 
Kauf  nehmen. 

Dieser  erweiterte  Kreis  von  Fällen,  die  man  nach  dem  Ge- 
sagten ebenfalls  dem  Abzahlungsgesetz  wird  unterstellen  müs- 
sen, muß  aber  scharf  umgrenzt  werden.  Man  könnte  zunächst 
daran  denken,  einige  konkrete  Tatbestände  herauszugreifen, 
bei  denen  die  Vorschriften  des  Reichsgesetzes  vom  16.  Mai 
1894  anzuwenden  sind,  wie  es  z.  B.  Brockdorff^)  tut,  der 
dann  den  §  6  Abz.-Ges.  für  anwendbar  hält,  wenn  das  Finan- 
zierungsinstitut von  der  Herstellerin  als  Tochtergesellschaft, 
oder  wenn  es  von  einem  Händlerring  zur  Finanzierung  von 
Autokäufen  auf  gemeinsame  Gefahr  gegründet  ist.  Den  glei- 
chen Weg  geht  Guide  ^)  der  allerdings  außerdem  noch  die 
in  der  Praxis  üblichen  Autofinanzierungsverträge  unter  das  Ab- 
zahlungsgesetz fallen  lassen  will. 

Eine  solche  Regelung  würde,  abgegesehen  davon,  daß 
sie,  wie  bereits  erwähnt,  nicht  alle  Fälle  treffen  und  auch  leicht 
zu  Umgehungen  führen  würde,  deshalb  nicht  angebracht  sein, 
weil  sie  bei  der  schnellen  wirtschaftlichen  Entwicklung  in 
kurzer  Zeit  überholt  sein  würde.  Es  muß  deshalb  eine  gemein- 
same abstrakte  Formel  gefunden  werden;  dabei  erscheint  es 
naheliegend,  neben  dem  Fall  der  wirtschaftlichen  Identität 
immer  dann  zu  einer  Anwendung  des  Abzahlungsgesetzes  zu 
kommen,  wenn  der  Darlehnsgeber  „sich  dauernd  mit  der  Finan- 
zierung von  Einkäufen  befaßt,  wenn  sein  Geschäftsbetrieb 
ganz  oder  teilweise  darauf  zugeschnitten  ist."^)  Bei  einer 
derartigen  Regelung  wird  man  davon  auszugehen  haben,  daß 
die  Bank  durch  ihre  dauernde  Kreditgewährung,  wirtschaftlich 
betrachtet,  Funktionen  ausübt,  welche  auf  Gewinnerzielung  im 
Zusammenhang  mit  Teilzahlungsgeschäften  gerichtet  sind. 
Diese  Formel  würde  genau  so  in  ihren  letzten  Auswirkungen 
zu  wirtschaftlich  unbilligen  Ergebnissen  führen.  Schon  ihre 
Abgrenzung  erscheint  schwierig.  Zwar  befassen  sich  in  der 
Hauptsache  nur  bestimmte  Institute  mit  der  Finanzierung  von 
Teilzahlungskäufen.  Bei  den  anderen  Banken  oder  Gesellschaf- 
ten als  Darlehnsgeberinnen  wird  es  sich  ziemlich  schwer  fest- 
stellen lassen,  in  wieweit  ihr  Geschäftsbetrieb  auf  eine  Finan- 
zierung von  Abzahlungsgeschäften  zugeschnitten  ist.  Diese 
Regelung  würde  im  Endergebnis  dazu  führen,  einen  Finanzie- 
rungsvertrag dem  Abzahlungsgesetz  zu  unterstellen,  wenn  der 
Käufer  sich  an  ein  solches  Institut  wendet,  der  Verkäufer  aber. 


1)  A.  a.  O.  S.33. 

2)  In  Recht  des  Kraftfahrers  1929,  S.  187  ff. 

3)  So  Rühl,  S.295  und  ders.  in  I.W.  1931,  S.  76.  Anm.  8. 
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als  der  eigentliche  Vertragspartner  von  der  Ratenzahlung 
nichts  weiß.  Dagegen  müßte  man  eine  Anwendung  der  Be- 
stimmungen des  Abzahlungsgesetzes  ausschließen,  wenn  eine 
Darlehnsgeberin  auftritt,  die  zwar  sämtliche  Teilzahlungsge- 
schäfte des  Verkäufers  finanziert,  die  es  aber,  wegen  des 
geringen  Umfanges  seines  Gewerbebetriebes  oder  aus  sonstigen 
Gründen  nicht  nötig  hat,  ihren  Geschäftsbetrieb  auch  nur  teil- 
weise auf  solche  Finanzierungen   einzustellen. 

Es  muß  daher  ein  anderer  Weg  gefunden  werden,  um  gem. 
§  6  Abz.-Ges.  zu  einer  entsprechenden  Anwendung  des  Reichs- 
gesetzes vom  16.  Mai  1894  zu  kommen.  Dieselbe  Tendenz 
wie  der  §  6  Abz.-Ges.  verfolgt  der  §  5  R.-Abg.-O. 

Diese  Vorschrift  trägt  bereits  der  wirtschaftlichen  Ent- 
wickelung  der  Nachkriegszeit  Rechnung  und  spannt  daher  den 
Rahmen  bedeutend  weiter.     So  sagt    diese  Bestimmung    mit 

Recht' 

„Durch  Mißbrauch  von  Formen  und  Gestaltungsmög- 
lichkeiten des  bürgerlichen  Rechtes  kann  die  Steuerpflicht 
nicht  umgangen  oder  gemindert  werden. 
Ein  Mißbrauch  im  Sinne  des  Abs.  1  liegt  vor,  wenn: 

1.  In  Fällen,  wo  das  Gesetz  wirtschaftliche  Vor- 
gänge, Tatsachen  und  Verhältnisse  in  der  ihnen  ent- 
sprechenden rechtlichen  Gestaltung  einer  Steuer  unter- 
wirft, zur  Umgehung  der  Steuer  ihnen  nicht  entspre- 
chende, ungewöhnliche  Rechtsformen  gewählt  oder 
Rechtsgeschäfte  vorgenommen  werden,  und 

2.  Nach  Lage  der  Verhältnisse  und  nach  der  Art, 
wie  verfahren  wird  oder  verfahren  werden  soll,  wirt- 
schaftlich für  die  Beteiligten  im  wesentlichen  derselbe 
Erfolg  erzielt  wird,  der  erzielt  wäre,  wenn  eine  den 
wirtschaftlichen  Vorgängen,  Tatsachen  und  Verhält- 
nissen entsprechende  rechtliche  Gestaltung  gewählt 
wäre,  und  ferner 

Liegt  ein  Mißbrauch  vor,  so  sind  die  getroffenen 
Maßnahmen  für  die  Besteuerung  ohne  Bedeutung.  Die 
Steuern  sind  so  zu  erheben,  wie  sie  bei  einer  den  wirtschaft- 
lichen Vorgängen,  Tatsachen  und  Verhältnissen  angemessen 
rechtlichen  Gestaltung  zu  erheben  wären. " 

Dies  ist  derselbe  Gedanke  —  nur  deutlicher  ausgeprägt, 
—  wie  er  in  §  6  Abz.-Ges.  zum  Ausdruck  kommt.  Es  können 
deshalb  die  zitierten  Sätze  zur  Erläuterung  des  §  6  Abz.-Ges. 
unbedenklich  mit  heran  gezogen  werden.  Besondere  Wichtig- 
keit kommt  im  Rahmen  der  vorliegenden  Untersuchung  der 
Vorschrift  des  §  5  Abs.  2  Nr.  2  R.-Abg.-O.  zu.  In  richtiger 
Erkenntnis  der  wirtschaftlichen  Vorgänge  stellt  sie  es  ledig- 
lich auf  das  Ziel    ab,  das  die  Parteien  sich  gestellt  haben. 
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Wird  dieser  Erfolg  —  ganz  gleich  auf  welche  Art  —  erzielt, 
so  sollen  die  Bestimmungen  der  Reichsabgabenordnung  Anwen- 
dung finden.  Ueberträgt  man  diese  Gedankengänge  auf  das 
Rechtsverhältnis  zwischen  Darlehnsgeber  und  Käufer,  so  kommt 
man  zu  dem  Schluß,  daß  auf  ihre  Vertragsbeziehungen  immer 
dann  die  Vorschriften  des  Abzahlungsgesetzes  zur  Anwendung 
gelangen,  wenn  durch  die  Darlehnshingabe  derselbe  wirtschaft- 
liche Erfolg  wie  bei  einem  unverhüllten  Abzahlungsgeschäft 
nach  den  Bestimmungen  des  Reichsgesetzes  vom  16.  Mai  1894 
herbeigeführt  wird.i) 

So  bestechend  eine  solche  Regelung  auf  den  ersten  Blick 
ist,  so  zeigt  sie  doch  erhebliche  Mängel.  Sie  ist  zu  umfassend 
und  bedarf  daher  der  Einschränkung.  Uneingeschränkt  ange- 
wandt, würde  sie  eine  übermäßige  Belastung  des  Darlehns- 
gebers  bedeuten  und  somit  seine  Interessen  außer  Acht  lassen. 
Das  Abzahlungsgesetz  will  aber  nicht  den  Vertragspartner  des 
Käufers  bestrafen,  sondern  lediglich  dem  Erwerber  gegen  über- 
mäßig harte  —  wenn  auch  nicht  sittenwidrige  —  Vertragsbe- 
stimmungen Schutz  gewähren.  Daraus  folgt,  daß  auch  auf 
die  Belange  des  Verkäufers  —  d.  h.  hier  des  Finanzierungs- 
instituts —  Rücksicht  zu  nehmen  ist.  Dieses  würde  man  aber 
nicht  tun,  wollte  man  die  eben  gefundene  Formel  ohne  Ein- 
schränkungen anwenden.  Man  müßte  dann  nämlich  dazu 
kommen,  auch  beim  Vorliegen  eines  reinen  Zweckdar- 
lehens das  Rechtsverhältnis  zwischen  Finanzier  und  Käufer 
den  Vorschriften  des  Abzahlungsgesetzes  zu  unterwerfen.  Die- 
ses geht  aber  nicht  an,  denn  das  Kreditinstitut  tut  in  diesem 
Falle  weiter  nichts,  als  ein  Darlehen  geben,  dessen  Bestimmung 
es  kennt,  und  das  der  Schuldner  in  Raten  zurückzahlt.  Auf 
einen  solchen  Vertrag  können  nur  die  Regeln  über  das  Dar- 
lehens-, nicht  aber  die  über  das  Abzahlungsgeschäft  zur  An- 
wendung kommen.  Dieses  erkennt  auch  schon  Rühl^)  an, 
und  Rautmann  3)  stimmt  ihm  bei,  wenn  er  zum  Vergleich  das 
Beispiel  von  einem  Baudarlehen  heranzieht. 

Man  wird  also  für  das  objektive  Moment  des  wirtschaft- 
lichen Erfolges  eine  allgemeine  Formel  der  Einschränkung 
suchen  müssen,  und  diese  findet  man,  indem  man  für  die  Ab- 
grenzung der  unter  das  Abzahlungsgesetz  fallenden  Geschäfte 
es  auch  auf  die  subjektive  Seite  abstellt.  Nur  wenn  alle  drei 
Beteiligten  die  wirtschaftlichen  Ergebnisse  eines  Abzahlungs- 
geschäftes —  wenn  auch  in  einer  anderen  Rechtsform  —  her- 
beiführen wollen,  kann  man  gem.  §  6  Abz.-Ges.  zu  einer  ent- 
sprechenden Anwendung  des  Reichsgesetzes  vom  16.  Mai  1894 


1 )  Zustimmend  Crisolli  zu  §  6,  Anm.  64. 

2 )  A.  a.  O.  S.  292. 
8)  A.  a.  O.  S.25. 
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kommen.  Entscheidend  werden  also  hierfür  die  Beziehungen 
zwischen  Verkäufer  und  Finanzierungsinstitut  sein.  Mit  Recht 
betont  daher  auch  das  Kammergericht  in  seiner  Entscheidung 
vom  6.  März  1928  (8  U.  1 1  847/27), i)  daß  für  die  Anwend- 
barkeit des  Abzahlungsgesetzes  stets  das  Verhältnis  zwischen 
Veräußerer  unc|  Finanzier  zu  prüfen  ist,  und  es  ist  schließlich 
dem  Sinne  nach  nichts  anderes,  wenn  es  in  seiner  Entscheidung 
vom  10.  10.  19292)  von  der  Tragung  des  Kreditrisikos  durch 
den  Verkäufer  spricht.  Wollen  also  beide  —  d.  h.  auch  der 
Verkäufer  —  den  wirtschaftlichen  Erfolg  eines  Abzahlungs- 
geschäftes erzielen,  dann  werden  auch  auf  die  Beziehungen 
des  Finanzierungsinstitutes  zu  dem  Käufer  die  Vorschriften  des 
Abzahlungsgesetzes  Platz  greifen  müssen. 

Ein  solcher  Wille  wird  sich  leicht  feststellen  lassen.  Er 
liegt  immer  dann  vor,  wenn  zwischen  Verkäufer  und  Darlehns- 
geber eine  Art  Interessengemeinschaft  ein  „wirtschaft- 
licher Zusammenhang"  besteht,  und  umgekehrt  wird 
bei  einem  wirtschaftlichem  Zusammenhang  auch  immer  der 
Wille  zur  Herbeiführung  des  wirtschaftlichen  Erfolges  eines 
Abzahlungsgeschäftes  gegeben  sein. 

Dieses  Ergebnis  ist  auch  mit  Rücksicht  auf  die  Interessen 
des  Geldgebers   nicht   unbillig.     Denn   finanziert   er  nur  den 
Kauf,  ohne  mit  dem  Verkäufer  in  wirtschaftlichem  Zusammen- 
hang zu  stehen,  so  hat  er  nichts  weiter  getan,  als  ein  Dar- 
lehen gegeben,  dessen  Verwendungszweck  ihm  bekannt  ist,  und 
das  von  dem  Schuldner  in  Teilzahlungen  zurückgewährt  wird. 
Er  darf  also  auch  nicht  anders  als  ein  Darlehnsgeber  behandelt 
werden.     Auf  seine  wirtschaftliche  Konstruktion     als    Kredit- 
institut kann  es  nicht  ankommen.     Es  ist  hierbei  unerheblich, 
ob   er  seinen   Gewerbebetrieb   ganz    oder     teilweise   auf  die 
Finanzierung  von  Teilzahlungsgeschäften  eingestellt  hat.  Steht 
er  aber  mit  dem  Verkäufer  in  wirtschaftlichem  Zusammenhang, 
so  wird  das  Geschäft  für  ihn  zum  Abzahlungsgeschäft.    Zwar 
wird  er  durch  das  Eingreifen  der  Schutzbestimmungen  des  Ab- 
zahlungsgesetzes schlechter  gestellt.     Durch  die  vertraglichen 
Beziehungen  zu  dem  Verkäufer,  die  durch  den  wirtschaftlichen 
Zusammenhang  bedingt  sind,  wird  es  ihm  aber  auch  möglich 
sein,  wenigstens  einen  Teil  des  Risikos  auf  den  Verkäufer  abzu- 
wälzen.   Schließlich  steht  dem  Finanzierungsinstitut  auch  dann, 
wenn  es  den  Kaufgegenstand  auf  Grund  eines  Rücktritts,  einer 
Sicherungsübereignung  oder  eines  ihm  von  dem  Verkäufer  abge- 
tretenen  Eigentumsvorbehaltes   an   sich   genommen   hat,     die 
Verkaufsorganisation  des  Veräußerers  zur  Verfügung,  um  ihm 
die  Verwertung  zu  erleichtern. 


1)  Zit.  bei  Brockdorff,  S.33. 
8)  In  I.W.  1931,  S. 76/77. 
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Zusammenfassend  sei  also  gesagt,  daß  auf  das  Rechtsver- 
hältnis zwischen  Käufer  und  Finanzierungsinstitut  immer  dann 
die  Vorschriften  des  Abzahlungsgesetzes  zur  Anwendung  ge- 
langen, wenn  durch  die  Hingabe  des  Darlehens 
wirtschaftlich  derselbe  Erfolg  erzielt 
wird,  wie  wenn  die  Sachen  auf  Abzahlung 
gekauft  worden  wären  und  wenn  zwischen 
Verkäufer  und  F i n a n z i e r u n gs i n s  t  i  t u t  ein 
wirtschaftlicher  Zusammenhang   besteht. 

Wendet  man  die  gefundene  Formel  auf  die  hauptsächlich- 
sten Erscheinungsformen  der  Kreditinstitute  an,  so  kommt  man 
zu  folgendem  Ergebnis:  Ist  das  Finanzierungsinstitut  lediglich 
eine  vorgeschobene  Person  der  Verkäuferfirma  oder  besteht 
zwischen  diesen  beiden  eine  wirtschaftliche  Identität,  so  grei- 
fen im  Verhältnis  zwischen  Käufer  und  Finanzier  die  Bestim- 
mungen des  Reichsgesetzes  vom  16.  Mai  1894  durch.  Denn  die 
wirtschaftliche  Gleichheit  in  beiden  Fällen  hat  naturgemäß  zur 
Folge,  daß  ein  wirtschaftlicher  Zusammenhang  zwischen  Ver- 
äußerer und  Kreditinstitut  besteht,  und  daß  durch  die  Dar- 
lehnshingabe  der  wirtschaftliche  Erfolg  eines  Abzahlungs- 
geschäftes herbeigeführt  wird. 

Bei  Banken  oder  Versicherungsgesellschaften,  die  ihren 
Geschäftsbetrieb  ganz  oder  teilweise  auf  Gewinnerzielung  im 
Zusammenhang  mit  Teilfinanzierung  eingestellt  haben,  wird 
immer  wirtschaftlich  das  gleiche  Ergebnis  wie  bei  einem  Ab- 
zahlungsgeschäft erzielt  werden.  Es  muß  daher  bei  diesen 
Instituten  auf  den  wirtschaftlichen  Zusammenhang  zwischen 
ihnen  und  den  Verkäufern  abgestellt  werden.  Ein  solcher 
wird  stets  gegeben  sein,  wenn  die  Verkäuferfirma  finanziell  in 
starkem  Maße  an  diesem  Unternehmen  beteiligt  ist,  —  so  z.  B. 
wenn  sie  bei  einer  Aktiengesellschaft  oder  bei  einer  GmbH, 
die  Majorität  besitzt.  Sie  wird  dann  maßgebenden  Einfluß 
auf  die  Geschäftsführung  haben  und  —  wenn  auch  nur  teilweise 
—  Gewinn  und  Verlust  zu  tragen  haben.  Ein  wirtschaftlicher 
Zusammenhang  wird  aber  auch  dann  vorliegen,  wenn  die  Ver- 
tragsabmachungen zwischen  Finanzierungsinstitut  und  Ver- 
käufer eine  Haftung  des  letzteren  in  irgendeiner  Form 
vorsehen.  Dieses  wird  immer  der  Fall  sein,  wenn  der  Ver- 
äußerer für  jeden  einzelnen  Fall  der  Kreditgewährung  eine 
Risikoprämie  zu  zahlen,  oder  wenn  er  die  Ausfälle  an  den 
einzelnen  Geschäften  anteilig  zu  tragen  hat,  aber  auch 
schon  dann,  wenn  er  lediglich  verpflichtet  ist,  die  Waren,  — 
die  der  Finanzierer  von  dem  Käufer  auf  Grund  seines  Siche- 
rungseigentums, abgetretenen  Eigentumsvorbehaltes  oder  sonst 
wie,  zurück  erhalten  hat,  —  mit  einem  gewissen  Abzug  wieder 
zurückzunehmen  oder  auch  nur  für  deren  Verwertung  seine 
Verkaufsorganisation  zur  Verfügung  zu  stellen.     Ist  aber  ein 


4* 


solcher  wirtschaftlicher  Zusammenhang  nicht  gegeben,  dann 
können  selbst  die  Finanzierungsverträge  dieser  Kreditinstitute 
dem  Abzahlungsgesetz  nicht  unterliegen.  Denn  der  Geldgeber 
hat  in  diesem  Falle  nichts  anderes  getan,  als  dem  Schuldner 
ein  Darlehen  gegeben,  dessen  Bestimmung  er  kennt,  und  das 
ihm  in  Raten  zurückgezahlt  wird.  Daß  durch  diese  Darlehns- 
hingabe  wirtschaftlich  derselbe  Erfolg  wie  bei  einem  Abzah- 
lungsgeschäft erzielt  worden  ist,  kann  auf  die  Beurteilung 
keinen  Einfluß  ausüben.  Selbst  wenn  der  Zweck  des  Darlehens 
zur  Geschäftsgrundlage  gemacht  worden  wäre,  so  könnte  diese 
Tatsache  u.  U.  dem  Finanzierer  das  Recht  geben,  vom  Vertrage 
zurückzutreten,  niemals  aber  könnte  sie  zu  einer  Anwendung 
des  Abzahlungsgesetzes  führen.  Haben  die  Verkäufer  dagegen 
einen  Händlerring  gegründet,  so  greifen  im  Verhältnis  zwischen 
diesem  als  Kreditgeber  und  dem  Käufer  die  Schutzbestimmun- 
gen des  Abzahlungsgesetzes  durch.  Es  wird  dasselbe  wirt- 
schaftliche Ergebnis  wie  bei  einem  Abzahlungsgeschäft  erzielt, 
und  auch  das  Erfordernis  des  wirtschaftlichen  Zusammenhanges 
muß  bejaht  werden,  weil  hier  eine  Haftung  des  einzelnen  Ver- 
käufers besteht,  l  ragt  er  doch  das  Risiko  für  jede  Kredit- 
gewährung, wenn  auch  nicht  unbeschränkt,  da  es  sich,  ent- 
sprechend  der   Zahl   der   sich   beteiligenden   Firmen,   verteilt. 

Was  schließlich   die  Königsberger  Kunden-Kredit  GmbH. 
anbetrifft,  so  wird  auch  hier  durch  die  Hingabe  des  Darlehns 
wirtschaftlich  das  gleiche  Ergebnis  erzielt,  wie  bei  einem  Ab- 
zahlungsgeschäft.    Denn  die  wesentlichen    Begriffsteile    eines 
Abzahlungsgeschäftes  bilden  —  wie  bereits  erwähnt  —  nur 
die  Uebergabe  einer  beweglichen  Sache  zum  Zwecke  des  Er- 
werbes an  den  Empfänger  und  die  Teilzahlungsabrede.     Bei 
dieser  Finanzierung  erfolgt  die  Uebergabe  zum   Zwecke  des 
Erwerbes  durch  den  Verkäufer,  während  auch  die  Teilzahlungs- 
abrede vorhanden  ist,  wenn  auch  nicht  bezügl.  des  Erwerbs- 
preises, sondern  hinsichtlich   der  Rückzahlung  des  Darlehens. 
Daß  also  die  Kunden-Kredit  GmbH,  eine  dingliche  Sicherung 
an  der  Kaufsache  selbst  nicht  verlangt,  steht  der  Erzielung  des 
wirtschaftlichen  Ergebnisses  eines  Abzahlungsgeschäftes  nicht 
entgegen.    Ebenso  ist  das  Erfordernis  des  wirtschaftlichen  Zu- 
sammenhanges  zwischen   Verkäufer  und   Finanzierungsinstitut 
gewahrt     Wie  bereits  näher  dargetan,  besteht  im  Endergebnis 
immer  eine  Haftung  des  Verkäufers,  wenn  sie  auch,  —  je  nach- 
dem der  Veräußerer  Gesellschafter  oder  nur  dem  Kreditverkauf 
der  Gesellschaft  angeschlossen  ist,  —  verschieden  hoch  sein 
wird.    Man    wird   also    bei    der    Königsberger  Kunden-Kredit 
GmbH,  auch  auf  das  Rechtsverhältnis  zwischen  diesem  Institut 
und  dem  Käufer  die  Vorschriften  des  Abzahlungsgesetzes  An- 
wendung finden  lassen.     Bei  sämtlichen  anderen  Formen,  die 
der   Verkehr    zur     Finanzierung     von    Teilzahlungsgeschäften 
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schafft,  wird  man  immer  unter  Zugrundelegung  der  gefundenen 
Formel  zu  einem  Ergebnis  gelangen,  das  der  sozialpolitischen 
Einstellung  des  Abzahlungsgesetzes  gerecht  wird,  ohne  die 
berechtigten    Interessen   des   Geldgebers   zu   verletzen. 

Es  darf  dabei  selbstverständlich  nicht  übersehen  werden, 
daß  die  Anwendung  einer  solchen  Formel  eine  gewisse  Un- 
sicherheit in  die  Rechtsprechung  hineintragen  würde.  Läßt 
doch  ein  solcher  Rechtssatz  dem  richterlichen  Ermessen  einen 
großen  Spielraum,  und  auch  die  Feststellung,  wann  die  für  sein 
Vorliegen  erforderlichen  Tatsachen  gegeben  sind,  dürfte  in  der 
Praxis  nicht  immer  ganz  leicht  sein.  Aber  die  Vorteile  dieser 
Regelung  sind  so  groß,  daß  man  ohne  Bedenken  diesen  Nach- 
teil mit  in  Kauf  nehmen  l<ann.  Im  übrigen  wiegt  dieses  Be- 
denken auch  nicht  so  schwer,  wie  es  im  ersten  Augenblick 
scheint.  Zeigen  djpch  Rechtsprechung  und  Gesetzgebung  in 
der  letzten  Zeit  immer  stärker  die  Tendenz,  dem  Richter  mehr 
Freiheit  zu  lassen,  was  schon  aliein  daraus  folgt,  daß  man 
z.  B.  die  gesamte  freie  Aufwertung  auf  dem  Grundsatz  von 
Treu  und  Glauben  (§  242  BGB.)  aufgebaut  hat. 

Schließlich  dürfte  auch  die  Feststellung  der  Tatsachen, 
welche  die  Nichtigkeit  einer  Sicherungsübereignung  herbeifüh- 
ren, bestimmt  nicht  leichter  sein,  als  die  Beurteilung,  wann 
nach  der  genannten  Formel  ein  Finanzierungsvertrag  den  Vor- 
schriften   des   Abzahlungsgesetzes   unterliegt. 

V.    Die  Anwendung  der  einzelnen  Bestimmun- 
gen   des   Abzahlungsgesetzes   bei    Bestehens 
eines  Finanzierungsvertrages. 

Bei  dieser  Untersuchung  wird  man  ebenfalls  die  Finanzie- 
rungsgeschäfte bei  der  Absatzfinanzierung  und  die  bei  der 
Kundenfinanzierung  gesondert  behandeln  müssen.  Soweit  in 
der  Literatur  die  Absatzfinanzierung  in  Verbindung  mit  dem 
Abzahlungsgesetz  überhaupt  erörtert  wird,  sind  die  Ansichten 
über  die  Anwendbarkeit  dieses  Gesetzes  einhellig,  jedoch  mit 
der  Ausnahme  des  §  5  Abz.-Ges.,  von  dem  noch  die  Rede  sein 
wird.  Da  nur  der  Verkäufer  der  Kreditnehmer  ist,  bestehen 
keine  unmittelbaren  Vertragsbeziehungen  zwischen  Erwerber 
und  Finanzierer,  —  ja,  der  Käufer  wird  häufig  nicht  einmal 
von  der  sicherungshalber  erfolgten  Abtretung  der  Ratenforde- 
rungen sofort  Kenntnis  erhalten  haben.  Denn  der  Geldgeber 
üt>crläßt  vielfach  die  Einziehung  der  einzelnen  Raten  dem  Ver- 
käufer, und  der  Käufer  erfährt  von  der  Abtretung  an  das  Finan- 
zierungsinstitut erst  dann,  wenn  er  von  diesem  in  Anspruch 
genommen  wird,  weil  er  seinen  Verpflichtungen  nicht  nach- 
gekommen ist.  Eigene  Rechte  hat  also  der  Kreditgeber  gegen  ' 
den  Käufer  nicht,  sondern  er  macht  nur  die  Ansprüche  des 
Verktufers,  die  ihm  dieser  abgetreten  hat,  geltend.     Der  Er- 


werber kann  ihm  daher  —  wie  bereits  erwähnt  —  sämtliche 
Einwendungen   aus   dem   Rechtsverhältnis   zwischen   ihm   und 
dem  Verkäufer  entgegenhalten   (§  404  BGB.).     Da  der  Kauf- 
vertrag aber  als  ein  Abzahlungsgeschäft  im  Sinne  des  Reichs- 
gesetzes vom  16.  Mai  1894  anzusehen  ist,  kann  sich  der  Käufer 
auf  die  ihn  schützenden  Vorschriften  dieses  Gesetzes  berufen,  i) 
Ihm  stehen  also  die  Rechte  aus  s  ä  m  1 1  i  c  h  e  n   Bestimmungen 
des  Abzahlungsgesetzes  zu.     Rautmann  2)   allerdings  verneint 
die  Anwendbarkeit  des  §  5  Abz.-Ges.  mit  der  Begründung,  daß 
der  Finanzier  nicht  berechtigt  sei,    den     Rücktritt    von     dem 
zwischen  dem  Verkäufer  und  dem  Käufer  geschlossenen  Ver- 
trage zu  erklären.    Stehe  ihm  aber  ein  Rücktrittsrecht  nicht  zu, 
so  könne  auch  in  der  Rücknahme  der  Sachen  eine  Rücktritts- 
erklärung im  Sinne  des  §  5  Abz.-Ges.  nicht  gesehen  werden.  Die 
Berechtigung  zum   Rücktritt  verweigert  er    dem    Kreditgeber 
mit  der  Begründung,  ^)   daß  nur  derjenige  dieses  Recht  aus- 
zuüben berechtigt  sei,  der  Partei  des  Schuldverhältnisses,  also 
Verkäufer  sei;  durch  die  Abtretung  der  Ansprüche  aus  dem 
Vertrage  werde  das  Rechtsverhältnis  als  solches  noch  nicht  dem 
Zessionar  übertragen;  denn  diesem  ständen  zwar  die  Rechte 
aus  dem  Kaufvertrage  zu,  er  sei  aber  dadurch  noch  nicht  zum 
Verkäufer  geworden ;  solle  er  in  vollem  Umfange  in  öle  Rechts- 
stellung des  Verkäufers  einrücken,  so  müsse  er  in  das  ganze 
Schuldverhältnis  eintreten,  und  zwar  in  der  Weise,  daß  ihm 
nicht  nur  die  Rechte  aus  dem  Kaufvertrage  abgetreten  würden, 
sondern  daß  er  auch  die  aus  dem  Vertrage  gegenüber  dem  Käu- 
fer erwachsenden  Verpflichtungen  übernähme.     Diese  Ansicht 
beruht  jedoch  auf  einer  Verkennung  des  §  5  Abz.-Ges.     Die 
gen.     Vorschrift     besagt     nicht,     daß     derjenige,     der     zur 
Rücknahme  der  verkauften  Sachen  berechtigt  sei,  kraft  Gesetzes 
auch  ein  Rücktrittsrecht  haben  solle,  sondern  nur,  daß  bei  Aus- 
übung des  Rücknahmerechtes   kraft   zwingenden   Rechtes  die 
Rücktrittsfolgen  eintreten.^)    Hat  aber  die  Rücknahme  nur  die- 
selben Wirkungen  wie  der  Rücktritt,  dann  braucht  auch  der 
Zessionar  nicht  zu  einem  solchen  berechtigt  zu  sein.  Es  erübrigt 
sich  daher  ein  Eingehen  auf  die  Frage,  ob  das  Rücktrittsrecht 
in  der  Tat  übertragbar  ist  oder  nicht.  ^) 

Nicht  so  einfach  liegt  die  Sache  bei  der  Kundenfinanzie- 
rung. Zwar  hat  die  Literatur,  die  sich  mit  dieser  Frage 
beschäftigt,  die  Anwendbarkeit  der  einzelnen  Bestimmungen 
des  Abzahlungsgesetzes  in  immer  stärkerem  Maße  bejaht,  ohne 


1)  Zustimmend  Rautmann,  S.  17  f.;  Rühl,  S.292. 

2)  A.  a.  O.  S.  50  ff. 

3)  S.51. 

*)  Heilbrun,  S.79;  a.  A.  Lazarus,  S.56. 

B)  A.  A.  als  Rautmann:  Startidinger  Vorbem.  IV  5  vor  §346. 
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jedoch  zu  einem  völlig  befriedigendem  Ergebnis  zu  gelangen. 
RühP)  und  Rautmann^)  geben  dem  Käufer  überhaupt  nicht 
das  Recht,  dem  Kreditinstitut  die  Einwendungen  aus  dem 
Abzahlungsgeschäft  entgegenzuhalten.  Nach  ihrer  Ansicht 
beschränkt  sich  der  Schutz,  den  der  Erwerber  beim  Vorliegen 
eines  Finanzierungsvertrages  genießt,  darauf,  daß  er  von  dem 
Verkäufer  verlangen  kann,  so  gestellt  zu  werden,  wie  wenn  er 
von  ihm  unmittelbar  die  Sachen  auf  Abzahlung  gekauft  hätte. 
Daß  eine  solche  Regelung  eine  große  Belastung  des  Käufers 
darstellen  würde,  leuchtet  ohne  weiteres  ein.  Es  verschlechtert 
seine  Stellung  bei  dem  Finanzierungsvertrag,  wenn  er  dem 
Kreditgeber  die  Einwendungen  aus  dem  Abzahlungsgeschäft 
nicht  entgegenhalten  kann,  sondern  auf  einen  Rückgriff  gegen 
den  Verkäufer  beschränkt  ist.  Zudem  kann  ihm  die  unein- 
geschränkte Inanspruchnahme  durch  das  Finanzierungsinstitut 
in  geldlicher  Hinsicht  erhebliche  Nachteile  bringen.  Zwar  kann 
er  der  Bank  gegenüber  die  Herausgabe  der  Sachen  bis  zur 
Befriedigung  des  ihm  gegen  den  Verkäufer  zustehenden  An- 
spruchs verweigern.3)  Das  schützt  ihn  aber  nur  teilweise. 
Gedacht  sei  nur  daran,  daß  der  Veräußerer  zahlungsschwach 
geworden  ist,  bevor  er  gegen  ihn  vorgehen  kann,  oder  daß 
der  Kreditgeber  gegen  ihn  die  Zwangsvollstreckung  vornimmt, 
weil  er  so  schnell  seine  Ansprüche  gegen  den  Verkäufer  nicht 
hat  verwirklichen  können. 

Weiter  als  die  beiden  genannten  Schriftsteller  geht  Crisolli  ^) 
in  der  Neubearbeitung  des  Hoffmann-Wilkeschen  Kommen- 
tars zum  Abzahlungsgesetz.  Er  will  den  §  4  Abz.-Ges.  auf  a  1 1  e 
Fmanzierungsverträge  angewandt  wissen,  die  §§  1 — 3  Abz.-Ges. 
nur  dann,  wenn  der  Verkäufer  mit  dem  Kreditinstitut  wirt- 
schaftlich identisch  ist,  oder  wenn  in  dem  Finanzierungsver- 
trag Abmachungen  dahingehend  getroffen  sind,  daß  der  Käu- 
fer nach  dem  Rücktritt  die  Sachen  entweder  an  den  Verkäufer 
oder  an  den  Geldgeber  herauszugeben  habe.  Die  entsprechende 
Anwendung  des  §  5  Abz.-Ges.  hat  nach  seiner  Ansicht  zur 
Folge,  daß  nur  in  den  Fällen,  in  denen  man  auf  das  Rechts- 
verhältnis zwischen  Käufer  und  Finanzier  die  §§  1 — 3  Abz.-Ges. 
anwenden  könne,  die  Rücknahme  der  Sachen  durch  den  Kredit- 
geber gleichzeitig  auch  als  Rücktritt  vom  Kaufvertrage  auf- 
gefaßt werden  müsse,  der  Erwerber  also  dem  Herausgabe- 
verlangen nicht  widersprechen  könne.  In  allen  anderen  Fällen 
könne  sich  die  Rückforderung  durch  das  Finanzierungsinstitut 
nur  als  ein  Rücktritt  vom  Darlehensvertrage,  nicht 
aber  vom  Kaufvertrage  auswirken.     Der  Rücktritt  vom  Dar- 


1)  A.  a.  O.  S.297. 

2)  A.  a.  O.  S.31. 

3)  Vgl.  Rühl,  S.302. 

*)  A.  a.  O.  tu  §  6,  Anm.  87  ff. 
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lehensvertrage  bedinge  jedoch,  daß  der  Geldgeber  ebenfalls 
das  herausgeben  müsse,  was  er  auf  Grund  des  Vertrages 
erlangt  habe,  also  auch  die  dingliche  Sicherung.  Er  könne 
somit  von  seinem  Schuldner  nicht  die  Herausgabe  der  Sachen 
verlangen,  da  dieser  berechtigt  sei,  ihm  die  Einrede  der  Arg- 
list —  dolo  facit,  qui  petit,  quod  redditurus  est  —  entgegen 
zu  halten. 

Diese  Regelung  befriedigt  jedoch  nicht  völlig,  insbesondere 
führt  die  entsprechende  Anwendung  des  §  5  Abz.-Ges.  in  seinen 
letzten  Auswirkungen  zu  einem  unbilligen  Ergebnis.    Sie  würde 
zur  Folge  haben,  daß  sich  das  Verhältnis  ganz  bedeutend  zu 
gunsten  des  Erwerbers  verschiebt.     Eine  entsprechende  An- 
wendung des  Abzahlungsgesetzes  darf  aber  nicht  dazu  führen, 
daß  dem  Käufer  mehr  Rechte  zustehen,  als  wenn  er  von  dem 
Veräußerer  unmittelbar  gekauft  hätte,    während    das    Finan- 
zierungsinstitut bedeutend  schlechter  gestellt  ist,  als  der  Ver- 
käufer bei  einem  unverhüllten  Abzahlungsgeschäft.    Daß  dieses 
aber  nach  der  Crisollischen  Auslegung  des  §  5  Abz.-Ges.  ein- 
treten muß,  ergibt  folgende  Gegenüberstellung:      Beim  Vor- 
liegen eines  Finanzierungsvertrages  kann  der  Käufer  sich  dem 
Kreditinstitut    gegenüber    auf    die    Schutz  Vorschrift    des    §  4 
Abz.-Ges.   berufen,  ja,   er  braucht  nicht  einmal  —  von   den 
bereits  erwähnten  Ausnahmefällen  abgesehen  —  die  gekauften 
Sachen  herauszugeben,  selbst  wenn  das  Eigentum  an  ihnen  dem 
Einander  auf  Grund  eines  abgetretenen  Eigentumsvorbehaltes 
oder  einer  Sicherungsübereignung  zusteht.     Bei  einem  unver- 
hüllten Abzahlungsgeschäft  könnte  er  aber  dem  Herausgabever- 
langen des  Verkäufers  auf  Grund  seines  Eigentumsvorbehaltes 
nicht  widersprechen.     Das  Finanzierungsinstitut  dagegen  muß 
sich  gefallen  lassen,  daß  durch  das  Eingreifen  des  Abzahlungs- 
gesetzes  die   schärferen   Bedingungen   des   Darlehnsvertrages 
durch  die  ihn  stark  belastenden  Vorschriften  des  §  4  Abz.-Ges. 
ersetzt  werden.    Eine  dingliche  Sicherung  hat  es  in  Wahrheit 
überhaupt  nicht.     Selbst  wenn  ihm  von    dem  Verkäufer    der 
Eigentumsvorbehalt  abgetreten  worden  ist,  oder  es  sich  von 
dem  Käufer  die  Sachen  zur  Sicherheit  hat  übereignen  lassen, 
so  kann  es  doch  sein  Eigentum  nicht  geltend  machen.    Denn 
sobald  es  die  Gegenstände  herausverlangt,  tritt  ihm  der  Schuld- 
ner mit  der  Einrede  der  Arglist  entgegen  und  macht  dadurch 
die  Verwirklichung  des  Herausgabeverlangens  unmöglich.    Die 
Tatsache  allein,  daß  der  Käufer  sich  strafbar  macht,  wenn  er 
über  die  Sachen  verfügt,  wird  dem  Kreditgeber  wenig  nützen. 
Ihm  kommt  es  in  der  Hauptsache  darauf  an,  seinen  dinglichen 
Anspruch  an  der  Sache  selbst    durchsetzen    zu  können, 
denn  für  ihn  ist  es  praktisch  dasselbe,  ob  er  einen  Eigentums- 
anspruch hat,  den  er  nicht  geltend  machen  kann  oder  über- 
haupt gar  keinen.     Die  wirtschaftliche  Bedeutung  des  Eigen- 


tumsvorbehaltes  —  und  damit  der  mit  ihm  hier  auf  gleicher 
Linie  stehenden  Sicherungsübereignung  —  ist  bei  den  Finanzie- 
rungsverträgen keineswegs  geringer  als  bei  den  im  ersten  Teil 
dieser  Arbeit  behandelten  unverhüllten  Abzahlungsgeschäften. 
Eine  Zwangsvollstreckung  in  das  Vermögen  des  Schuldners 
wird,  seiner  heutigen  bedrängten  Lage  entsprechend,  in  den 
meisten  Fällen  zu  keinem  Erfolg  führen.  Verlangt  man  zudem 
—  wie  es  Crisolli  tut  —  nicht  das  Erfordernis  des  „wirtschaft- 
lichen Zusammenhanges",  dann  kann  es  leicht  kommen,  daß 
der  Kreditgeber  überhaupt  leer  ausgeht,  weil  er  sich  nicht  ein- 
mal an  den  Verkäufer  halten  kann.  Besteht  aber  eine  solche 
Interessenverknüpfung,  so  wird  es  der  Veräußerer  sein,  der 
schlechter  gestellt  wird  als  bei  einem  unverhüllten  Abzahlungs- 
geschäft. Er  haftet  —  wenn  auch  vielleicht  nur  teilweise  — 
dem  Finanzierungsinstitut  für  die  Erfüllung  der  Kredithingabe 
ohne  seinerseits  sich  dinglich  an  den  Käufer  halten  zu  können. 
Denn  durch  die  vollständige  Zahlung  des  Kaufpreises  an  ihn 
ist  sein  Eigentumsvorbehalt  erloschen.  Im  Endergebnis  wird 
man  also  durch  den  praktischen  Fortfall  der  dinglichen  Siche- 
rung in  erhöhtem  Maße  den  Verlust  des  ganzen  Finanzierungs- 
geschäftes dem  Verkäufer  oder  Geldgeber  aufbürden,  anstatt 
daß  der  Käufer  ihn  trägt,  der  durch  seinen  Verzug  dazu  ver- 
pflichtet ist.  Somit  würde  man  durch  eine  solche  entsprechende 
Anwendung  des  Abzahlungsgesetzes  eine  andere  Verteilung 
von  Rechten  und  Pflichten  vornehmen,  als  es  das  Reichsgesetz 
vom  16.  Mai  1894,  das  mit  vollem  Recht  eine  noch  stärkere 
Belastung  des  Vertragspartners  des  Käufers  nicht  vorsieht, 
getan  hat.  Auch  würden,  —  falls  sich  diese  Ansicht  in  der 
Rechtsprechung  durchsetzen  sollte  —  in  Zukunft  Verkäufer  und 
Geldgeber  wenig  Lust  verspüren,  derartige  Finanzierungsver- 
träge überhaupt  abzuschließen.  Der  Enderfolg  wäre  der,  daß 
man  den  Erwerb  von  Waren  gegen  Teilzahlung  beschränkt, 
anstatt  ihn  seiner  bedeutenden  wirtschaftlichen  Vorteile  wegen 
zu  fördern. 

Demnach  bleiben  —  immer  noch  abgesehen  von  den,  bei 
Crisolli  angeführten  Ausnahmefällen  —  drei  Möglichkeiten,  das 
Herausgabeverlangen  des  Finanzierungsinstitutes  zu  werten. 
Vorausgeschickt  sei,  daß  nach  herrschender  Ansicht  die  Rechts- 
folgen des  §  5  Abz.-Ges.  nicht  erst  dann  ausgelöst  werden, 
wenn  der  Vertragspartner  des  Käufers  die  Sachen  an  sich 
genommen  hat,  sondern  schon  dann,  wenn  er  an  den  Erwerber 
das  ernstlich  gemeinte  Herausgabeverlangen  stellt,  i)  Man 
könnte  zunächst  mit  Crisolli  durch  die  entsprechende  Anwen- 
dung des  §  5  Abz.-Ges.  zu  einem  Rücktritt  vom  Darlehensver- 
trage kommen.    Der  zweite  Weg  wäre  der,  bei  solchen  Finan- 

1)  Vgl.    Britt,  S.  15;     Samter,  S.83;     Hörle,  S.  193;     Rühl, 
S.  261/262. 
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Zierungsverträgen  die  Vorschrift  des  §  5  Abz.-Ges.  überhaupt 
nicht  Platz  greifen  zu  lassen.  Schließlich  wäre  es  noch  mög- 
lich, immer  dann,  wenn  ein  Finanzierungsvertrag  nach  der  im 
vierten  Teil  dieser  Arbeit  aufgestellten  Formel  den  Vorschriften 
des  Abzahlungsgesetzes  unteriiegt,  gem.  §  5  Abz.-Ges.  die  Her- 
ausforderung der  Sachen  durch  den  Einander  zuzulassen,  d.  h. 
genau  so  zu  betrachten,  wie  wenn  sie  bei  dem  Voriiegen  eines 
unverhüllten  Abzahlungsgeschäftes  von  dem  Verkäufer  direkt 
ausgegangen  wäre.  Die  erste  Möglichkeit  entfällt,  weil  sie, 
—  wie  bereits  erwähnt,  —  zu  einem  wirtschaftlich  unbniigen 
Ergebnis  führen  würde.  Nicht  viel  anders  ist  es  im  zweiten 
Fall,  nur  daß  hier  es  nicht  der  Käufer,  sondern  das  Finanzie- 
rungsinstitut ist,  das  besser  gestellt  wird,  als  es  nach  der 
sozialpolitischen  Einstellung  des  Abzahlungsgesetzes  angängig 
ist.  Wenn  die  Rückforderung  der  Sachen  nicht  als  Rücktritt 
aufgefaßt  wird,  bleibt  es  dem  Geldgeber  unbenommen,  neben 
dem  Herausgabeanspruch  auf  Grund  seines  Eigentums  von 
seinem  Schuldner  noch  die  Erfüllung  des  Vertrages  zu  ver- 
langen. Eine  solche  Handlungsweise  will  aber  gerade  der  §  5 
Abz.-Ges.  verhindern,  und  man  würde  mit  der  Ausschaltung 
dieser  Vorschrift  den  Käufer  mit  des  stärksten  Schutzes  berau- 
ben, den  ihm  das  Abzahlungsgesetz  gewähren  will. 

So  bleibt  nur  noch  die  dritte  Möglichkeit,  d.  h.  im  Gegen- 
satz zu  der  Crisollischen  Ansicht  dem  Finanzierungsinstitut  die 
Möglichkeit  zu  geben,  die  Sachen  von  dem  Käufer  herauszu- 
verlangen,  ohne  daß  ihm  dieser  die  Einrede  der  Arglist  ent- 
gegenhalten könnte.  Zugegeben,  daß  eine  solche  Lösung  nicht 
frei  von  rechtlichen  Bedenken  ist.  Denn  der  Finanzier  ist  — 
wenigstens  streng  juristisch  genommen  —  an  dem  Kaufver- 
trage nicht  beteiligt.  ^)  Somit  dürfte  ihm  auch  nicht  ein  Recht, 
von  diesem  Vertrage  zurückzutreten,  zugebilligt  werden. 
Weiterhin  ließe  sich  auch  ohne  eine  besondere  Abmachung  die 
Einrede  der  Arglist  durch  den  Käufer  nicht  aus  dem  Wege 
räumen.  Diese  Bedenken  würden  entscheidend  sein,  wenn  man 
es  für  die  entsprechende  Anwendbarkeit  des  Abzahlungsgesetzes 
lediglich  darauf  abstellt,  ob  der  wirtschaftliche  Erfolg  eines 
Abzahlungsgeschäftes  erzielt  wird  Hier  zeigt  sich  jedoch  wie- 
derum der  Vorteil  einer  Formulierung,  die  einschränkend  nur 
dann  die  Vorschriften  des  Abzahlungsgesetzes  zur  Anwendung 
kommen  lassen  will,  wenn  außerdem  noch  ein  wirtschaftlicher 
Zusammenhang  besteht.  Dieser  bringt  es  mit  sich,  daß  Finan- 
zierungsvertrag und  Kaufvertrag  nicht  gesondert  stehen,  son- 
dern daß  zwischen  ihnen  eine  starke  wirtschaftliche  Verbunden- 
heit vorhanden  ist,  ja  von  dem  Standpunkt  des  Käufers  aus 
werden  sie  mehr  oder  weniger  in  einander  übergehen.  Den 
Erwerber  aber  zu  schützen  und  dabei  doch  nicht  die  berechtigten 


L)  So  Rühl,  S.302. 
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Interessen  seines  Vertragsgegners  zu  verletzen,  ist  der  Zweck 
des  Abzahlungsgesetzes,  und  man  würde  seiner  sozialpolitischen 
Einstellung  nicht  gerecht  werden,  wollte  man  einer  streng 
juristischen  Auslegung  mehr  Wert  beilegen  als  dem  Sinne  des 
Gesetzes.  Stehen  aber  infolge  des  wirtschaftlichen  Zusam- 
menhanges Finanzierungsinstitut  und  Verkäufer  wirtschaftlich 
auf  einer  Linie,  so  ist  es  nur  gerechtfertigt  und  der  Tendenz 
des  Abzahlungsgesetzes  entsprechend,  wenn  man  das  Heraus- 
gabeverlangen des  Kreditgebers  genau  so  wertet,  als  ob  er 
mit  dem  Verkäufer  wirtschaftlich  identisch  ist,  nämlich  als 
Rücktritt  vom  Kaufvertrage.  Dieses  hat  zur  Folge,  daß  der 
Käufer  ihm  nicht  mehr  die  Einrede  der  Arglist  entgegenhalten 
kann.  Die  Ausgleichung  der  beiderseitigen  Interessen  regelt 
sich  dann  nach  den  Vorschriften  der  §§  1 — 3  Abz.-Ges.,  wobei 
allerdings  die  von  dem  Käufer  empfangene  Leistung  nicht  das 
von  dem  Geldgeber  erhaltene  Darlehen,  sondern  die  von  dem 
Verkäufer  erhaltene  Gegenstände  sind.  Ebenso  wie  auf  dem 
Umweg  über  §  5  Abz.-Ges.  finden  auch  unmittelbar  die  Vor- 
schriften der  §§  1 — 3  Abz.-Ges.  auf  die  Finanzierungsverträge 
entsprechende  Anwendung.  Schließlich  ist  auch  Crisolli  ^)  in 
der  entsprechenden  Anwendung  des  §  4  Abz.-Ges.  auf  alle 
Finanzierungsverträge  zuzustimmen.  Die  in  dieser  Vorschrift 
genannten  Raten  des  Kaufpreises  sind  dabei  sinngemäß  durch 
die  Raten  des  Darlehens  zu  ersetzen. 

Die  vorgeschlagene  Regelung  dürfte  den  Interessen  sämt- 
licher Beteiligten  gerecht  werden.  Der  Erwerber  erhält  nicht 
weniger,  aber  auch  nicht  mehr  Rechte  als  bei  einem  unver- 
hüllten Abzahlungsgeschäft,  während  Veräußerer  und  Finan- 
zierungsinstitut sich  in  die  Rechte  und  Pflichten  eines  Ver- 
käufers beim  unverhüllten  Teilzahlungskauf  teilen.  Ihre  Aus- 
gleichung unter  einander  ist  umso  leichter,  weil  infolge  ihres 
wirtschaftlichen  Zusammenhanges  Abmachungen  bestehen,  die 
solche  Fälle  regeln,  oder  —  falls  sie  nicht  vorhanden  sind  — 
mit  Leichtigkeit  getroffen  werden  können.  Man  würde  auf 
halbem  Wege  stehen  bleiben,  sollte  sich  bei  einem  großen 
Teil  der  Finanzierungsverträge  die  entsprechende  Anwendung 
des  Abzahlungsgesetzes  in  dem  Durchgreifen  des  §  4  Abz.-Ges. 
erschöpfen,  und  ebenso  wäre  es  wirtschaftlich  unbillig,  den 
Geldgeber  stärker  zu  belasten,  als  man  es  bei  einem  unver- 
hüllten Abzahlungsgeschäft  mit  dem  Verkäufer  tun  könnte. 

Nur  durch  eine  solche  Auslegung  ist  es  möglich,  die  Vor- 
schriften des  Abzahlungsgesetzes  der  heutigen  wirtschaftlichen 
Entwicklung  anzupassen  und  damit  dem  Erfordernis  einer 
neuen  Gesetzeskodifikation,  bedingt  durch  die  Umwälzung  auf 
dem  Weltwirtschaftsmarkt  der  Nachkriegszeit,  entgegen  zu 
wirken. 


Lebenslauf 


Am  15.  Mai  1903  wurde  ich  als  Sohn  des  Oberrentmeisters 
Alfred  S  a  1  e  w  s  k  i  und  seiner  Ehefrau  Olga,  geb.  Müller  in 
Gumbinnen  geboren. 

Vom  Herbst  1916  ab  besuchte  ich  das  humanistische  Gymna- 
sium in  Putbus  auf  Rügen,  wo  ich  am  13.  März  1923  das  Abiturium 
bestand. 

Sodann  widmete  ich  mich  vier  Semester  rechts-  und  staats- 
wissenschaftlichen Studien  an  der  Albertus-Universität  in  Königs, 
berg  Pr.,  studierte  dann  das  Sommersemester  1925  in  München  und 
zwei  weitere  Semester  in  Königsberg  Pr.  Nach  Ablauf  dieser  Zeit 
bestand  ich  am  22.  und  26.  Januar  1927  vor  dem  Prüfungsamt  bei 
dem  Oberlandesgericht  in  Königsberg  Pr.  die  erste  juristische  Staats- 
prüfung. Vom  Jahre  1927  ab  befand  ich  mich  mit  geringfügigen 
Unterbrechungen  im  Vorbereitungsdienst.  Im  Jahre  1931  schied  ich 
aus  dem  Staatsdienst  aus. 

Die  Anregung  zu  dieser  Arbeit  erhielt  ich  von  meinem  hoch- 
verehrten Lehrer,  Herrn  Professor  Dr.  Nottarp,  dem  ich  dafür 
besonderen  Dank  ausspreche. 

Das  Rigorosum    habe  ich  am  19.  November  1932  bestanden. 


1)  A.  a.  O.  zu  §  6,  Anm.81— 85. 
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